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Fachleute des Tötens 

Über das Zentrum Luftoperationen in Kal- 
kar am Niederrhein sprach Ulrich Sander, 
Bundessprecher der WN-BdA, auf dem 
UZ-Pressefest. 
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ISIL - Von außen finanziert 

Der Vorsitzende der Irakischen KP, Hamid 
Majid Moussa, über die Gründe für die mi¬ 
litärischen Erfolge von ISIS. 
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Zehntausende feierten 

mit der DKP 

Das 18. Pressefest der UZ fand am vergangenen Wochenende in Dortmund statt 



A m vergangenem Wochenende 
präsentierten sich im Dortmun¬ 
der Revierpark Wischlingen die 
Deutsche Kommunistische Partei und 
ihre Wochenzeitung, die UZ, von ihrer 
besten Seite. Mit dem 18. UZ-Presse¬ 
fest setzten sie die 40-jährige Tradi¬ 
tion der UZ-Pressefeste erfolgreich 
fort. Die Landesgliederungen der 
DKP aus dem ganzen Bundesgebiet 
präsentierten sich mit ihren Beiträgen, 
mit ihren politischen Schwerpunkten 
sowie ihren spezifischen Speisen und 
Getränken. „Die Stimmung ist einfach 
toll“ - diese Einschätzung war vieler¬ 
orts zu hören. 

Tausende Besucher drängten 
sich über das Gelände. Ihnen wurde 
Hochkarätiges geboten. Das Kultur¬ 
programm, die Diskussionsrunden, 
die Beiträge von befreundeten Or¬ 
ganisationen und die Beteiligung der 
internationalen Gäste belegen: Die¬ 
ses Fest war, ist und bleibt das größte 
Fest der Linken in der Bundesrepub¬ 
lik Deutschland. 

Es gab viele Höhepunkte. Das Be¬ 
nennen nur einiger sei hier verziehen, 
es soll nicht die Bedeutung der ande¬ 
ren schmälern. 

Da ist das Hauptkonzert am Sams¬ 
tagabend von Konstantin Wecker und 
Esther Bejarano mit der Microphone 
Mafia. Eine mitreißende Veranstal¬ 
tung, bei der das Publikum den Re¬ 
gen schlechtweg ignorierte. Quichote 
begeisterte mit dem „Canto Gene¬ 
ral“ in der Eislaufhalle. Viele weitere 
Künstler fanden ein dankbares Pub¬ 
likum auf den Außenbühnen und in 
den Zelten. 

Vertreter von über 30 ausländi¬ 
schen kommunistischen Parteien be¬ 
reicherten das Fest. Das unterstreicht 
den internationalistischen Anspruch 
und das Ansehen der deutschen Kom¬ 
munistinnen - nicht nur auf dem Pres¬ 
sefest. Die Gäste, darunter Olga Lew- 
tschenko von der Kommunistischen 
Partei der Ukraine, waren gefragte 
Diskussionspartner in Diskussionen 


und Einzelgesprächen. Und an den 
Ständen dieser Parteien gab es auch 
Kulinarisches aus ihren Heimatlän¬ 
dern. Die traditionelle „Casa Cuba“ 
lockte mit kubanischen Spezialitä¬ 
ten, aber auch mit breit gefächerten 
Informationsangeboten und kultu¬ 
rellen Beiträgen. Sie war wie immer 
„der“ Treffpunkt der Kuba-Solidarität 
und Unterstützer der Initiativen zur 
Befreiung der „Miami 5“. 

Auch andere linke Medien aus der 
Bundesrepublik kamen gern zu unse¬ 
rem Pressefest. Die „junge Welt“ und 
das „Neue Deutschland“ waren mit 
Zelten und attraktiven Diskussions¬ 
angeboten vertreten. 

Streitbar ging es in den zahlreichen 
Diskussionsrunden zu, die in der Re¬ 
gel von einer solidarischen Atmosphä¬ 
re geprägt waren. 


Das Fest ist jünger geworden. Auf¬ 
fallend viele junge Menschen waren 
unter den Besuchern, aber auch auf 
den Podien und im Helferbereich zu 
sehen. Das macht Mut. Der Beitrag 
der SDAJ zog massenhaft jugendliche 
Besucher an, darunter das Jugendtri¬ 
bunal als inhaltlicher Höhepunkt. 
Alle Jugendveranstaltungen haben 
gezeigt: Wo die SDAJ das Programm 
bestimmt, sitzt der Kapitalismus auf 
der Anklagebank. Auch bei der Na¬ 
turfreundejugend drängten sich jun¬ 
ge Menschen. Junge Besucher prägten 
auch das Bild beim antifaschistischen 
Eröffnungskonzert am Freitagabend 
auf der Hauptbühne. 

Es ist noch zu früh, um die ab¬ 
schließende Bilanz des Festes zu zie¬ 
hen. Viele Zahlen, darunter wichtige 
aus dem Bereich der Finanzen, liegen 


noch nicht vor. Was aber bereits jetzt 
feststeht: Die DKP hat auch dieses 18. 
UZ-Pressefest gemeinsam gestemmt. 
Wir Kommunistinnen haben gezeigt, 
was wir bewegen können, wenn wir 
zusammenstehen. Darauf können wir 
stolz sein. 

Die Organisatoren konnten für 
dieses Fest auf einen erfahrenen und 
bewährten Kern von Helfern zurück¬ 
greifen. Zusätzlich ist es gelungen, 
auch neue Verantwortliche für Teil¬ 
bereiche zu gewinnen. 

Die Begeisterung vieler Akteu¬ 
re, Künstler, Helfer und Besucher 
über das Fest schlug sich immer 
wieder in dem Wunsch nieder: Das 
darf nicht das letzte UZ-Pressefest 
gewesen sein! Dem ist nichts hin¬ 
zuzufügen. 

Werner Sarbok 


Eskalation statt Trauer 

Auge-um-Auge-Reaktion auf die Ermordung dreier israelischer Jugendlicher 


Tausende gingen am Montagabend 
in Jerusalem auf die Straße und be¬ 
kundeten ihre Trauer, als die Medien 
die Nachricht verbreiteten, dass die 
Leichen der seit Wochen vermissten 
drei Talmudschüler aus Hebron auf¬ 
gefunden worden seien. Nach Anga¬ 
ben eines Militärsprechers seien die 
zwei Sechzehnjährigen und der Neun¬ 
zehnjährige erschossen. Sie lagen un¬ 
ter einem Steinhaufen in einem offe¬ 
nen Feld.“ 

Für Trauer nahmen sich die Falken 
in der israelischen Regierung keine 
Zeit. Schon kurz nachdem die drei Ju¬ 
gendlichen am 12. Juni als vermisst ge¬ 
meldet worden waren, hatten sie ohne 
diese Behauptung zu belegen die is- 


lamistische Hamas für verantwortlich 
erklärt. Seither sind 420 Palästinenser 
festgenommen worden, wie viele Tote 
die Aktionen des israelischen Militärs 
bisher gefordert haben steht nicht fest. 
In der Nacht zum Dienstag führte die 
israelische Luftwaffe nach eigenen 
Angaben 34 „Präzisionsschläge“ ge¬ 
gen Ziele im Gazastreifen aus. Eine 
weitere Eskalation, nachdem am letz¬ 
ten Wochenende als Reaktion auf Ra¬ 
ketenbeschuss aus dem Gazastreifen 
die Militäroperationen bereits ausge¬ 
weitet worden waren. Regierungschef 
Netanjahu erklärte, seit der Bildung 
einer Einheitsregierung von PLO und 
Hamas sei die palästinensische Auto¬ 
nomiebehörde auch für Angriffe aus 


dem Küstenstreifen verantwortlich. 
Außenminister Avigdor Lieberman 
drohte die erneute Besetzung des 
Gazastreifens an. Der stellvertretende 
Verteidigungsminister Danny Danon 
von der Regierungspartei Likud for¬ 
derte, den Mord zum Anlass zu neh¬ 
men, der Hamas ein Ende zu bereiten. 

Dröhnende Töne fanden auch Ver¬ 
treter der Hamas, die den Vorwurf zu¬ 
rückwiesen, hinter der Ermordung der 
drei jungen Männer zu stehen. „Wenn 
die Besatzer eine Eskalation oder gar 
einen Krieg herbeiführen wollen, so 
werden sie damit die Tore zur Hölle 
für sich öffnen“, so der Hamas-Spre¬ 
cher Abu Zuhri gegenüber der fran¬ 
zösischen Nachrichtenagentur AFP. 


Eine Aussage, die angesichts des Kräf¬ 
teverhältnisses eher den Wunschvor¬ 
stellungen der Islamisten entspringt 
als den realen Gegebenheiten. 

Die internationalen Reaktionen 
gehen kaum über das Niveau von 
Phrasen hinaus. „Geschockt“, „verab- 
scheuenswürdig“ (Merkel), „sinnloser 
Terrorakt“ (Obama), „feiger Mord“ 
(Hollande), „entsetzlicher, unent¬ 
schuldbarer Terrorakt“ (Cameron) - 
für das Leid der unter den Angriffen 
der israelischen Luftwaffe Leidenden 
fanden sie keine Worte. Einzig UN- 
Generalsekretär Ban Ki-moon forder¬ 
te eine Kooperation der Ermittlungs¬ 
behörden von beiden Seiten. 

Bernd Redlich 


Thema der Woche 


... ist natürlich in dieser Wo¬ 
che das 18. UZ-Pressefest - 
Volksfest der DKP. 

Mehr dazu unter anderem 
auf den Seiten 8, 9, 12, 13 
und 15. 



Herzlichen Dank! 

Wir bedanken uns bei allen, 
die die erfolgreiche Durchfüh¬ 
rung des 18. UZ-Pressefestes 
ermöglicht haben: 

- den Helferinnen in allen Be¬ 
reichen , die bis an ihre Gren¬ 
zen unermütlich auf dem Ge¬ 
lände im Einsatz waren , 

- den Ordnerinnen, die für die 
Sicherheit auf dem Gelände 
verantwortlich waren , 

- allen Kulturschaffenden, die 
auf unserem Fest auf getreten 
sind, 

- allen Genossinnen, Genos¬ 
sen und Freunden, die sich in 
die Planung und Vorbereitung 
des Festes eingebracht haben, 

- allen Spendern, deren Hil¬ 
fe überhaupt die finanzielle 
Grundlage des Festes geschaf¬ 
fen hat. 

Wir bedanken uns bei unse¬ 
ren anderen Partnern, mit de¬ 
nen wir vor und auf dem Fest 
zusammengearbeitet haben. 
Ein herzlicher Gruß geht an 
die Kolleginnen und Kollegen 
des Revierpark Wischlingen. 
Patrik Köbele, 

Vorsitzender der DKP 
Nina Hager, 

Chefredakteurin der UZ 


Am Rande 
bemerkt... 


... Auch nach dem Ende der Fußball¬ 
weltmeisterschaft ist mit einem erhöh¬ 
ten Risiko im Straßenverkehr durch 
nationalistische Tiefflieger und Geis¬ 
terfahrer zu rechnen. Wie Verkehrsex¬ 
perten mitteilen, steigt die Unfallge¬ 
fahr für andere mit zunehmender Be- 
flaggung am Fahrzeug oder vor dem 
Kopf. 

Die häufig praktizierte Anbrin¬ 
gung von Außenspiegelbikinis an den 
Ohren, vor den Augen, im Schritt und 
an den Ellenbogen während der Fahrt 
lässt vermuten, dass die Intelligenz der 
Verkehrsteilnehmer bereits stark ge¬ 
schädigt ist. 

Erfahrungsgemäß ist auch nach 
dieser Fußball-Weltmeisterschaft zu 
erwarten, dass ein großer Anteil an 
Verkehrsteilnehmern noch monate¬ 
lang danach mit schwarz-rot-gold ge¬ 
schmückten Autos unterwegs ist und 
morgens zur Arbeit laut hupend im 
Autokorso fährt. 

Um die Gefahr für andere Ver¬ 
kehrsteilnehmer zu verringern, berei¬ 
tet deshalb ein kleiner Stab der Bun¬ 
desregierung unter Leitung des Bun¬ 
despräsidenten gegenwärtig einen 
kleinen Angriffskrieg Deutschlands 
vor, um nach dem Ende der Weltmeis¬ 
terschaft eine sinnvolle Alternative 
für den vorhandenen Nationalismus 
in bestimmten Bevölkerungskreisen 
anbieten zu können. Werner Lutz 










2 Freitag, 4. Juli 2014 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 

Flexibel in die 
Altersarmut? 


Solidarität mit den Kolleginnen von 
real,- in Bad Kreuznach 

4PP 



Gerade erst wurde die Verarsche 
„Rente mit 63“ im Bundestag ver¬ 
abschiedet, da fordert der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) weitere 
Möglichkeiten zur Frühverrentung. 
Dies macht der DGB nicht grund¬ 
los. Michaela Rosenberger, Vorsit¬ 
zende der Gewerkschaft Nahrung- 
Genuss-Gaststätten (NGG), liefert 
an anderer Stelle kurz und knapp die 
Begründung: „Arbeiten bis 67 ist für 
viele Kellnerinnen und Kellner, für 
Köche und Zimmerfrauen die rein¬ 
ste Utopie. Gerade in Branchen wie 
der Gastronomie, in der unregel¬ 
mäßige Arbeitszeiten, großer Stress 
und körperlich harte Arbeit eher die 
Regel als die Ausnahme sind, brau¬ 



chen wir dringend die Möglichkeit 
zu flexiblen Übergängen in den Ru¬ 
hestand.“ 

In der „Welt“ verlangt Vorstands¬ 
mitglied Annelie Buntenbach einen 
flexibleren Ausstieg aus dem Beruf 
schon ab 60 Jahren. Beschäftigte sol¬ 
len in Zukunft schon in diesem Alter 
statt wie bisher mit 63 Jahren eine 
Teilrente beziehen können. „Ein 
Recht auf Teilzeit für Ältere ist nötig, 
damit die Tarifparteien die Möglich¬ 
keit haben, Brücken vom Erwerbsle¬ 
ben in den Ruhestand zu bauen“, so 
Buntenbach. Viele Beschäftigte wür¬ 
den es auf Grund von Arbeitslosig¬ 
keit oder Krankheit gar nicht schaf¬ 
fen, bis zur Altersgrenze zu arbeiten. 
Buntenbach sagte weiter „Wir müs¬ 
sen uns vor allem damit beschäfti¬ 
gen, wie wir das große Potenzial an 
Arbeitskräften vor dem Erreichen 
des Rentenalters besser ausschöpfen 
können [...]. Es geht nicht, dass wir 
in der Arbeitsgruppe nur darüber 
reden, wie es für die Arbeitgeber“ 
billiger wird, einige hoch qualifizier¬ 
te Arbeitnehmer“ im Rentenalter 
noch im Betrieb zu halten. Wir müs¬ 
sen vor allem dafür sorgen, dass die 
vielen anderen bis zur Rente kom¬ 
men und dann auch eine ordentliche 
Rente erhalten - ohne Abschläge.“ 
Buntenbach kündigte an, in die von 
der Regierung initiierte Arbeits¬ 
gruppe zur sogenannten Flexi-Ren- 
te diese - dort überhaupt nicht vor¬ 
gesehenen - Aspekte einzubringen. 

Die Arbeitsgruppe wird eigent¬ 
lich aber nur eingerichtet, weil die 
sogenannte Flexi-Rente als eine 
Forderung der Unionsparteien in 
das Rentenpaket mit Mütterrente 
und Rente mit 63 eingeschnürt wur¬ 
de. Die Absicht der Union dabei ist 
deutlich: Beschäftigte sollen künftig 
auch nach dem Erreichen des Ren¬ 
tenalters weiter arbeiten können, 
wenn sie selbst und der Arbeitgeber 
dies wollen. Und es versteht sich, 
die Union will auch dafür sorgen, 
dass Unternehmen die Beschäftig¬ 
ten über das gesetzliche Rentenal¬ 
ter hinaus für sich malochen lassen, 
von Belastungen wie z.B. der Weiter¬ 
zahlung von Beiträgen an die Ren¬ 
tenkasse befreit. Die Arbeitsgruppe 
sollte eigentlich nur die Konkretisie¬ 
rung dieses Planes verhackstücken. 
Und jetzt so was: Einer der zur De¬ 
koration der Arbeitsgruppe hinzu¬ 
drapierten „Sozialpartner“, sprich 


die Gewerkschaften, wollen das 
Gremium umfunktionieren. „Nicht 
realistisch“, „falsches Signal“ - so 
meiert die Union den zaghaften Vor¬ 
stoß des DGB für eine Teilrente mit 
60 postwendend ab. Die SPD zeigt 
sich erstmal offen, Generalsekretä¬ 
rin Yasmin Fahimi meint: „Die Em¬ 
pörung über den DGB-Vorschlag 
zu flexibleren Rentenübergängen 
ist ebenso durchsichtig wie übertrie¬ 
ben.“ Eine „gesinnungsgetriebene 
Debatte“ und „klassische Reflexe“ 
müssten vermieden werden. 

Inzwischen verteidigte der DGB- 
Vorsitzende Hoffmann selbst die 
von Kollegin Buntenbach „ins Spiel“ 
gebrachte DGB-Initiative, eine Teil¬ 
rente schon ab 60 Jahren statt wie 
bisher ab 63 Jahren zu ermöglichen. 
Gleichzeitig fügte er beschwichti¬ 
gend hinzu, der Eindruck, die Ge¬ 
werkschaften plädierten nun für 
einen vollen Rentenzugang mit 60 
Jahren, sei indes „Unsinn“. Es gehe 
vielmehr darum, „gleitende Über¬ 
gänge in die Rente tarifpolitisch zu 
gestalten“. „Dafür braucht es besse¬ 
re gesetzliche Rahmenbedingungen, 
Altersteilzeit oder attraktivere Hin¬ 
zuverdienstgrenzen bei der Teilren¬ 
te, die schon ab 60 Jahren beginnen 
soll.“ 

Doch auch der DGB habe das 
Ziel, dass Beschäftigte „die Chance 
bekommen, gesund länger zu arbei¬ 
ten“. Von den 63-Jährigen habe nur 
noch jeder fünfte einen regulären 
Job. Die Teilzeitrente gibt es doch 
schon seit 1992. Wer 63 ist, kann sei¬ 
nen Übergang in den Ruhestand 
schrittweise angehen. Das geht so: 
stufenweise weniger arbeiten und 
früher in Rente gehen. Dafür aber 
müssen lebenslang hohe Abschläge 
in Kauf genommen werden. Gerade 
einmal rund 1 000 Beschäftigte pro 
Jahr nutzten hierzulande diese ge¬ 
setzliche Möglichkeit, um gleichzei¬ 
tig ihre Arbeitszeit zu reduzieren, so 
die Hans-Böckler-Stiftung des DGB. 
„Dafür braucht es bessere gesetzliche 
Rahmenbedingungen - zum Beispiel 
einen besseren Teilzeitanspruch, Al¬ 
tersteilzeit oder attraktivere Hin¬ 
zuverdienstgrenzen bei der Teilren¬ 
te, die schon ab 60 Jahren beginnen 
sollte“, so der DGB-Vorsitzende Rei¬ 
ner Hoffmann. Die Gewerkschaften 
würden dann diesen Rahmen ausfül¬ 
len wollen - durch Tarifvereinbarun¬ 
gen mit den Arbeitgebern wie zum 
Beispiel in der Chemieindustrie, wo 
es schon einen sogenannten Demo¬ 
grafie-Tarifvertrag gibt. 

Die Gewerkschaften sind gut be¬ 
raten, wenn sie genau nachlesen, was 
Karl Schiewerling, sozialpolitischer 
Sprecher der Unions-Bundestagfrak¬ 
tion, Erhellendes zum DGB-Vorstoß 
zu sagen wusste: „Vorschläge zur 
Teilrente mit 60 Jahren setzen falsche 
Signale und vermindern in aller Re¬ 
gel die Rentenansprüche.“ Rentenab¬ 
schläge würden vor allem Menschen 
mit niedrigeren Gehältern näher an 
die Armutsgrenze rücken. 

Die aktuellen Zahlen der Bun¬ 
desagentur für Arbeit sprechen da 
für sich: Ende Juni 2013 waren bun¬ 
desweit 829 173 Minijobber über 
65 Jahre alt. Diese Zahlen spiegeln 
laut Ulrike Mäscher, Präsidentin 
des Sozialverbands VdK Deutsch¬ 
land wider, „dass immer mehr Men¬ 
schen Probleme haben, mit ihrer 
Rente auszukommen und mit Hil¬ 
fe von Minijobs versuchen, sich fi¬ 
nanziell über Wasser zu halten. Die 
Bundesregierung darf das Problem 
der Altersarmut nicht länger klein¬ 
reden und die Tatsache ignorieren, 
dass immer mehr älteren Menschen 
ihre Rente nicht zum Leben reicht.“ 
Für Gewerkschafter gilt daher: „ge¬ 
sinnungsgetriebene Debatten“ und 
„klassische Reflexe“ sind erlaubt, 
wenn man was in der Sache errei¬ 
chen will - auch wenn das Frau Yas¬ 
min Fahimi von der SPD sicher nicht 
gefällt. 


Am 20. Juni vor real,- in Bad Kreuz¬ 
nach: Beschäftigte, Mitglieder des 
Fachbereichs Handel und anderer ver. 
di-Fachb er eiche sowie Mitglieder und 
Betriebsräte anderer Gewerkschaften 
protestierten dagegen, dass bei der 
Übernahme der Kreuznacher Filia¬ 
le durch Kaufland nächstes Jahr 120 
Beschäftigte in die Arbeitslosigkeit 
geschickt werden sollen. Reichlich 
politische Prominenz hatte sich auch 
eingefunden, darunter die Oberbür¬ 
germeisterin, Mitglieder von Landtag, 
Kreistag und Stadtrat und auch ein 


„Die LEG erzielte im Geschäftsjahr 
2013 ein Ergebnis aus Vermietung und 
Verpachtung von 257,7 Mio. Euro und 
übertraf damit das Vorjahresergebnis 
um 4,0 Prozent.“ Eine solche Steige¬ 
rungsrate hat „unser Omma“ nicht auf 
ihrem kleinen Sparbuch. Unsere Oma 
ist auch keine institutioneile Anlege¬ 
rin, nicht einmal eine Kleinaktionärin 
der von CDU und FDP privatisier¬ 
ten Landesentwicklungsgesellschaft, 
die heute unter LEG Immobilien AG 
ürmiert. Aber „unser Omma“ ist eine 
von 260 000 Mietern, die von dem 
Konzern mit steigenden Nettokaltmie¬ 
ten kräftig zur Kasse gebeten werden. 
Im Gegensatz zum Management und 
den Aktionären der LEG ist „unser 
Omma“ von dem Ergebnis daher gar 
nicht begeistert. 

In der vergangenen Woche leg¬ 
te der Vorstand in der Jahreshaupt¬ 
versammlung in den „Düsseldorfer 
Rheinterrassen“ am Joseph-Beuys- 
Ufer die passenden Zahlen auf den 
Tisch. Unter dem Motto „Grow Stea- 
dy Ready“ [etwa: Bereit zum Wachs¬ 
tum] feierte das ehemals landeseigene 
Unternehmen seine permanente Ge¬ 
winnsteigerung. Vokabeln wie „Ver¬ 
drängungsmechanismen“ und „massi¬ 
ve Mietsteigerungen“ kommen in dem 
Geschäftsbericht nicht vor. 

Das Düsseldorfer „Bündnis für 
bezahlbaren Wohnraum“, das „Mie- 
terForum Ruhr“ und der Deutsche 
Mieterbund NRW hatten gemeinsam 
zu einem bunten „Festempfang“ ein¬ 
geladen. Die Protestaktion begann 
noch vor Beginn der Aktionärsver- 
sammlung mit wenig konzertanter 
Musik und unter dezenter Polizeibe- 
obachtung. Einige Aktionäre schienen 
beim Vorbeigehen so irritiert oder in¬ 
nerlich angespannt zu sein, dass es ih¬ 
nen nicht möglich war, die freundlich 
dargebotenen Informationsflugblätter 
anzunehmen. 

Die Akteure aus Düsseldorf, Wit¬ 
ten und Dortmund stellten in kurzen 
Redebeiträgen Hintergrund und Kri- 


Vertreter des Wirtschaftsministeriums 
von Rheinland-Pfalz. Tages- und Wo¬ 
chenpresse sowie mindestens zwei Ra¬ 
diosender waren auch da. 

Mit rund 1 000 Unterschriften 
brachten Kundinnen, Kunden und 
die Protestierenden ihre Solidari¬ 
tät zum Ausdruck und forderten die 
Übernahme der real,—Beschäftigten 
beim Betreiberwechsel durch Kauf¬ 
land. 

Kaufland kündigte an, ein Jahr 
umbauen zu wollen, weshalb ein Be¬ 
triebsübergang nach § 613 a BGB 


tik vor: Nach dem Verkauf des ehe¬ 
mals landeseigenen Wohnungsunter¬ 
nehmens LEG NRW GmbH im Jahr 
2008 an ein Konsortium aus Finanz¬ 
investoren unter der Federführung 
der Investmentbank Goldman Sachs 
wurde das ehemals gemeinwohlorien¬ 
tierte Wohnungsunternehmen nach 
weniger als fünf Jahren zu einem bör¬ 
sennotierten Unternehmen unter dem 
Dach der LEG Immobilien AG, deren 
vornehmstes Ziel die Profitmaximie¬ 
rung ist. 

Die neue Marschroute des Unter¬ 
nehmens wird zulasten der Mieterin¬ 
nen und Mieter von LEG-Wohnungen 
umgesetzt. So stiegen die Mieten seit 
der Umstrukturierung der LEG in be¬ 
trächtlichem Ausmaß, ohne eine ent¬ 
sprechende Aufwertung der Immobi¬ 
lien folgen zu lassen. 

Der LEG-Vorstand weiß zwischen 
Aktionären, Kunden und Geschäfts¬ 
partnern einerseits und Mietern ander¬ 
seits sehr wohl zu unterscheiden. Für 
die erste Gruppe wird folgendes Ver¬ 
sprechen abgegeben: „Beim Börsen¬ 
gang hat die LEG um das Vertrauen 
der Investoren mit klaren Versprechen 
geworben. Wir legen besonderen Wert 
darauf, dass wir diese Versprechen in 
vollem Umfang einhalten konnten. 
,Promise and Deliver’ [Versprechen 
und Liefern] bleibt eine wesentliche 
Leitlinie des Handelns der LEG. Dies 
gilt gegenüber unseren Aktionären so¬ 
wie gegenüber unseren Kunden und 
Geschäftspartnern.“ Gleichzeitig wird 
gesagt, dass die LEG für sich in An¬ 
spruch nehme, „sich ihrer gesellschaft¬ 
lichen Verantwortung bewusst“ zu sein 
und „das in der Sozialcharta veranker¬ 
te Niveau von 12,50 Euro wie in den 
Vorjahren übertroffen“ zu haben. Ge¬ 
meint ist „eine führende Prohtabilität 
in der Branche. Auf dieser Basis wer¬ 
den wir der Hauptversammlung eine 
Dividende pro Aktie von 1,73 Euro 
vorschlagen. Dies entspricht einer Di¬ 
videndenrendite von 4,0 Prozent.“ Die 
wiederum höher ausfällt als die Zinsen 


nicht stattfinden würde. Hier ist ge¬ 
setzlich geregelt, dass bei einem 
Betriebsübergang das Personal zu 
übernehmen ist und u. a. für ein Jahr 
zunächst die alten Konditionen (Be¬ 
zahlung, Arbeitszeit etc.) weiter gel¬ 
ten. 

Betroffen sind auch schätzungswei¬ 
se über 40 Beschäftigte kleinerer Lä¬ 
den im Gebäude, von einer Apotheke 
über ein Reisebüro und einen Schlüs¬ 
seldienst bis hin zu gastronomischen 
Betrieben. 

Volker Metzroth 


auf dem Sparbuch von „unser Omma“. 
Und die LEG verfolgt das Ziel, „wei¬ 
terhin überdurchschnittlich zu wach¬ 
sen und das Ergebnis dabei überpro¬ 
portional zu steigern.“ 

Die Perspektive ist deüniert: „Die 
LEG steht für eine führende Proü- 
tabilität und ein stabiles Wachstum. 
An dem Ziel, 65 Prozent des FFOI 
[Funds From Operations, Betriebs- 
ergebnis, Anmerkung UK] als Divi¬ 
dende auszuschütten, hält die LEG 
weiterhin fest. Daraus leitet sich der 
klare Anspruch ab, dass wir für unse¬ 
re Aktionäre auch zukünftig attrak¬ 
tive und nachhaltig steigende Divi¬ 
denden erwirtschaften wollen. Für 
das Geschäftsjahr 2014 lässt sich aus 
dem Ausblick auf das Betriebsergeb¬ 
nis von 155 bis 159 Mio. Euro (2,93 bis 
3,00 Euro pro Aktie) bereits ein zu er¬ 
wartendes zweistelliges Dividenden¬ 
wachstum ableiten. Die Effekte aus 
weiteren Akquisitionen sind darin 
noch nicht enthalten.“ 

Die LEG verfügt allein in Düssel¬ 
dorf über ca. 3300 Wohnungen. Im 
Stadtteil Garath sind es über 1 400, 
wodurch dem Wohnungsunterneh¬ 
men ein immenser Einfluss auf die 
Entwicklung der Mietpreise in die¬ 
sem Stadtteil zuteil wird. Nachdem die 
LEG zu Beginn des Jahres 2009 noch 
Wohnungen mit einem durchschnittli¬ 
chen Nettokaltmietenpreis von 5,00 €/ 
m 2 angeboten hatte, stiegen die Ange¬ 
botspreise bis 2013 auf 7,30 bis 7,50 €/ 
m 2 an. 

Insgesamt verwaltet die LEG etwa 
91 000 Wohnungen. Der Börsenwert 
der LEG Wohnen GmbH hegt bei 2,3 
Milliarden Euro. Zahlreiche Initiati¬ 
ven und Bündnisse in NRW wehren 
sich seit Langem gegen die teils rechts¬ 
widrigen Mieterhöhungen der LEG 
und setzen so ein Zeichen gegen Gen- 
triüzierung und das Verständnis von 
Wohnraum als Ware. Der Kampf der 
Mieter wird gerade nach dieser Akti¬ 
onärsversammlung weitergehen. 

Uwe Koopmann 


Gewinne zu Lasten von Omas Rente 

Mieterprotest vor der LEG-Aktionärsversammlung in Düsseldorf 
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„Häuserkampf‘auf dem UZ-Pressefest 

Dat Rheinland war am Fiere un Diskutiere 


G anz im Zeichen der Mieter¬ 
kämpfe an der Rheinschiene 
von Köln nach Düsseldorf und 
darüber hinaus ins Ruhrgebiet standen 
die Events bei „Komm Rhein 4 . 4 Im Zelt 
des DKP-Bezirks Rheinland-Westfalen 
zeigte das große Transparent des Düs¬ 
seldorfer Bündnisses für bezahlbaren 
Wohnraum eine zentrale Forderung: 
„Die Stadt gehört allen! - Keine Profi¬ 
te mit der Miete! 44 

Wie der „Häuserkampf 44 über fast 
15 Jahre aussehen kann, zeigte eine 
kleine Ausstellung aus Düsseldorf 
Gerresheim - ebenfalls im Zelt. Sie 
verdeutlichte am Beispiel der Gerres- 
heimer Glashütte den Zusammenhang 
zwischen Arbeitsplatzvernichtung, 
Zerstörung der Fabrikhallen, Verkauf 
von Industriebrache und Planung von 
neuer Bebauung. Jeder dieser Schritte 
stand unter der Zielsetzung von Maxi¬ 
malprofit. Eindrucksvolle Bilder zeig¬ 
ten aber auch den Kampf gegen die 
Zerstörung der Glashütte und für die 
Planung von bezahlbarem Wohnraum. 

Auf der „Piazza Colonia 44 wurde 
das Thema zwischen Bratwurststand, 
Reibekuchen-Siederei, Honigstand 
und Bierwagen aufgegriffen: „Kein 
Feerstand! 44 „Kein Verfall! 44 „Bezahl¬ 
barer Wohnraum! 44 lauteten auf großen 
Transparenten die Forderungen. 

Wie diese Forderungen angegan¬ 
gen werden, zeigte die Diskussion über 
„Zwangsräumungen 44 in Köln. Kal¬ 
le Gerigk und Manfred Müller, Akti¬ 
vist von „Recht auf Stadt 44 , diskutier¬ 
ten unter der Moderation von Klaus 
Stein, DKP Köln. Kalle Gerigk wurde 
zwangsgeräumt. Er wies darauf hin, 
dass er kein Einzelfall ist, denn die Ver¬ 
treibung von Mietern aus Wohnungen, 
in denen sie seit Jahrzehnten wohnen, 
steht auf der Tagesordnung der Immo¬ 
bilienkonzerne. Die Verdrängung von 
„Kalle 44 hatte bundesweit Aufsehen er¬ 
regt, ebenso die breite und konsequen¬ 
te Solidarität der Aktivisten. Deutlich 
wurde in der Diskussion: der Mieter¬ 
kampf ist nicht beendet. Er wird in der 



Zukunft eine noch gewichtigere Rolle 
spielen. 

Klaus Stein unterstrich, dass die 
Forderungen der Betroffenen und 
Aktivisten, aber auch die Notwendig¬ 
keit breiter Mobilisierung auf der pro¬ 
grammatischen Finie der DKP liege. 
Beispielsweise bestand Einigkeit dar¬ 
in, daß es beim Thema Sozialwohnun¬ 
gen nicht bei der Subventionierung 
der privaten Bauherren bleiben kön¬ 
ne. Vielmehr sollte Wohnungsbau in 
kommunalem bzw. öffentlichem Ei¬ 
gentum betrieben werden. In diesem 
Sinne sicherte er weitere solidarische 
Zusammenarbeit zu. 

Uwe Koopmann 


Matthias Coers stellte auf dem UZ-Pressefest seinen Dokumentarfilm „Mietre¬ 
bellen“ vor 


Will das Arbeitsgericht (k)ein Urteil? 

Kündigungsschutzklage der Betriebsratsvorsitzenden von real,- Maintal 


®al Maintal kündigt S^A/v^iratsvorsitzende 

OLIDAR.'TÄjgg 
it Nina Skriielj! W 
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Protest und Solidarität vor real,- in Maintal: Aktion am 7. Juni 2014- beschnüffelt und fotografiert von der real,- 
Geschäftsleitung. 


Kein Wunder, dass die erste Verhand¬ 
lung vor dem Offenbacher Arbeits¬ 
gericht in der Kündigungsschutzkla¬ 
ge der Betriebsratsvorsitzenden des 
real,-Marktes in Maintal-Dörnigheim 
gegen das Unternehmen bei manchen 
Beobachtern einen etwas faden Bei¬ 
geschmack hinterließ. Es ist einem 
Richter sicher nicht übel zu nehmen, 
sondern positiv anzurechnen, wenn er 
durch gezielte Vermittlung beide Par¬ 
teien zu einer gütlichen Einigung brin¬ 
gen möchte. Dieser Versuch war im ge¬ 
nannten Fall der fristlosen Kündigung 
vom Februar dieses Jahres bereits in 
der so genannten Güteverhandlung am 
6. März 2014 misslungen. 

Vielleicht wollte die Kammer des 
Arbeitsgerichts Offenbach am 10. Juni 
eine zweite Chance nutzen, das bis da¬ 
hin verfehlte Ziel durch erneute inten¬ 
sive Bearbeitung, der streitenden Sei¬ 
ten doch noch zu erreichen. Wieder 
vergebens. Mehr als eine Stunde ging 
es hin und her, ohne dass ein akzepta¬ 
bles Ergebnis in Sicht gewesen wäre. 

Hätte das Gericht angesichts der 
offensichtlichen Schwierigkeit einer 
Einigung nicht mit der Verhandlung 
über die von real,- vorgetragenen und 
von ver.di in Vertretung für die ehema¬ 
lige Betriebsratsvorsitzende entkräfte¬ 
ten Gründe für die außerordentliche 
Kündigung beginnen müssen? Statt- 
dessen gab der Arbeitsrichter lediglich 
(s)einen Kompromissvorschlag zu Pro¬ 
tokoll und forderte die Prozessvertre¬ 
ter der Parteien zu einer Stellungnah¬ 
me dazu bis Ende Juni auf. Anschlie¬ 
ßend legte er den Fortsetzungstermin 
für die nächste Verhandlung auf den 
9. September 2014. 

Das heißt doch, dass die von der 
fristlosen Entlassung betroffene ehe¬ 


malige Betriebsratsvorsitzende erst 
sieben Monate nach der Kündigung 
mit einer echten Gerichtsverhandlung 
rechnen kann. Bis dahin muss sie eine 
zwölfwöchige Sperrzeit beim Arbeits¬ 
losengeld über sich ergehen lassen, 
wird von der Agentur für Arbeit mög¬ 
licherweise an irgendwelche schlecht 
bezahlten Jobs verwiesen und erhält 
nicht einmal eine wirkliche Gelegen¬ 
heit, sich zu den Vorwürfen von real,- 
zu äußern. 

Das Gericht hinterließ bei man¬ 
chen den Eindruck, als ob es kein Ur¬ 
teil sprechen, sondern, auf Biegen oder 
Brechen,, eine Einigung erzielen wolle. 


Dabei war ihm der immer weiter zu¬ 
nehmende Druck einer monatelangen 
Wartezeit auf eine Gerichtsentschei¬ 
dung durchaus bewusst. Mehr noch, es 
argumentierte sogar damit, um die für 
ihr Recht kämpfende Klägerin wohl 
für ein schnelles Ende des Verfahrens 
durch gütliche Verständigung über (s) 
einen Kompromissvorschlag gefügig 
zu machen. Sicher wurde auch die Ge¬ 
schäftsleitung von real,- auf deren Ri¬ 
siko hingewiesen, falls die Kündigungs¬ 
schutzklage von der Beschäftigten ge¬ 
wonnen würde. 

Aber hätte das Gericht nicht wis¬ 
sen und in seiner Vorgehensweise 


berücksichtigen müssen, wie sich die 
fortschreitende Dauer eines solchen 
Verfahrens häufig günstig für ein Un¬ 
ternehmen und schädlich für eine Klä¬ 
gerin auswirken kann? Es wäre doch 
höchst problematisch, wenn sich Kün¬ 
digungsschutzprozesse durch den Zeit¬ 
ablauf derart erledigen würden, dass 
eine Gerichtsentscheidung nicht mehr 
nötig wäre, weil sich die von der frist¬ 
losen Kündigung Betroffene aufgrund 
der allmählich heraufziehenden finan¬ 
ziellen Notlage zur Annahme eines wie 
immer gearteten Einigungsvorschlags 
gedrängt fühlen müsste. 

Horst Gobrecht 


Annäherung in der 
Stahlindustrie? 

Bei Redaktionsschluss dieser UZ 
setzten die Arbeitgeber und IG Me¬ 
tall in Düsseldorf die Tarifverhand¬ 
lungen für die 75 000 Beschäftigten 
der nordwestdeutschen Stahlindus¬ 
trie fort. Nach zwei ergebnislosen 
Tarifverhandlungsrunden fordert die 
Gewerkschaft von den Arbeitgebern 
ein für sie akzeptables Angebot. Wenn 
sich die Arbeitgeber nicht bewegen, 
will die IG Metall in Bremen und den 
anderen Stahlwerken kurzfristig zu 
Warnstreiks aufrufen. Fünf Prozent 
mehr Geld fordert die Gewerkschaft. 
Sie verweist darauf, dass die Stahlwer¬ 
ke ausgelastet sind. Außerdem fordert 
die IG Metall, dass die Beschäftigten 
weiterhin die Altersteilzeit nutzen 
können und dass alle Azubis nach der 
Lehre übernommen werden. Schließ¬ 
lich sollen erstmals auch die Rechte 
der vielen Werkvertragsbeschäftigten 
in den Stahlwerken tariflich geregelt 
werden. Laut IG Metall haben sich 
beide Seiten zumindest bei diesen 
Themen angenähert. 

IG Bau fordert faire Arbeit 

Am vergangenen Samstag gab die In¬ 
dustriegewerkschaft Bauen-Agrar- 
Umwelt (IG BAU) den Startschuss 
für ihren Schwerpunkt „Faire Arbeit - 
Jetzt! 44 . Auf fünf großen Versammlun¬ 
gen im gesamten Bundesgebiet tra¬ 
fen sich insgesamt fast eintausend IG 
BAU-Mitglieder. „Auf dem Arbeits¬ 
markt liegt einiges im Argen. Mit dem 
Schwerpunkt,Faire Arbeit Jetzt!’ wer¬ 
den wir die kommenden Jahre gezielt 
für Verbesserungen kämpfen 44 , sagte 
der IG BAU-Bundesvorsitzende Ro¬ 
bert Feiger. „Befristungen, falsche Ein¬ 
gruppierung und damit zu niedriger 
Tariflohn oder unnötige Gefahren im 
Job sind Themen, die unseren Kolle¬ 
ginnen und Kollegen unter den Nägeln 
brennen. Unter dem Dach von ,Faire 
Arbeit Jetzt!’ packen wir die Missstän¬ 
de gemeinsam mit unseren Mitgliedern 
an. Und das auf allen Ebenen: in der 
Politik, bei Tarifverhandlungen und 
vor Ort in den Betrieben. 44 
Mit dem neuen Schwerpunkt sollen 
die Aktionen stärker gebündelt und 
die Durchschlagskraft erhöht werden, 
ebenso die Motivation der Mitglieder, 
aktiv mitzuwirken. 

Schlupflöcher beim 
Mindestlohn 

Scharf kritisierte die Vereinte Dienst¬ 
leistungsgewerkschaft (ver.di), dass 
die Bundesregierung offenbar bereit 
ist, dem harten Lobbydruck der Ar¬ 
beitgeber nachzugeben und weite¬ 
re gesetzliche Ausnahmeregelungen 
beim Mindestlohn vorzusehen. „Mit 
der Vielzahl von Ausnahmen macht 
die Koalition aus dem allgemeinen 
gesetzlichen Mindestlohn einen löch¬ 
rigen Flickenteppich, der kaum noch 
zu kontrollieren sein wird. Die neu¬ 
en Schlupflöcher sind eine regelrech¬ 
te Einladung, den gesetzlichen Min¬ 
destlohn zu umgehen 44 sagte der ver. 
di-Vorsitzende Frank Bsirske am ver¬ 
gangenen Sonntag. „Die Ausnahmen 
treffen ausgerechnet die Schwächsten 
am Arbeitsmarkt - Langzeitarbeitslo¬ 
se, Saisonkräfte, Erntehelfer, Zeitungs¬ 
zusteller und Praktikanten. Damit wer¬ 
den Millionen Beschäftigte weiterhin 
der Willkür von Hungerlöhnen ausge¬ 
liefert. 44 

Mehr Geld für Beamte 

Die Beamten des Bundes können mit 
höheren Bezügen rechnen. Nach ei¬ 
nem Gesetzentwurf der Bundesregie¬ 
rung sollen die Dienst- und Versor¬ 
gungsbezüge in zwei Schritten linear 
angehoben werden, rückwirkend zum 
1. März 2014 um 2,8 Prozent und zum 
1. März 2015 um 2,2 Prozent. Für die 
Erhöhung der Grundgehälter soll ein 
Mindestbetrag von 90 Euro gelten. Er 
führt bei Grundgehältern unter 3000 
Euro zu einer prozentualen Anpassung 
oberhalb des linearen Erhöhungswer¬ 
tes. Damit sollen die Dienst- und Ver¬ 
sorgungsbezüge im Bund unter Be¬ 
rücksichtigung des Tarifabschlusses für 
die Tarifbeschäftigten des öffentlichen 
Dienstes des Bundes vom 1. April 2014 
an die Entwicklung der allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Ver¬ 
hältnisse angepasst werden. 
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Innenpolitik 
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REP ohne Zukunft 

Die Republikaner haben ihren Bun¬ 
desparteitag abgesagt. Die Delegierten 
hatten in einem Fuldaer Kongresszen¬ 
trum tagen wollen. Die Räume waren 
von der parteieigenen BRV Verlags¬ 
und Vertriebs-GmbH angemietet wor¬ 
den. Der Geschäftsführer des Zentrums 
hatte den Mietvertrag wieder gekün¬ 
digt, nachdem Gegenaktionen zu dem 
Parteitag angekündigt worden waren. 
Zunächst habe man nicht erkannt, dass 
sich hinter der BRV die Republikaner 
verbergen würden, erklärte er. 

Das Landgericht Fulda entschied 
am 26. 6., das Kongresszentrum sei zu 
Recht vom Mietvertrag zurückgetreten. 
Die Republikaner hätten den Vermie¬ 
ter arglistig getäuscht. Zwar können die 
REP gegen dieses Urteil noch vor das 
Oberlandesgericht Frankfurt ziehen - 
die Partei sagte ihr Delegiertentreffen 
aber inzwischen ab, wie die „Fuldaer 
Zeitung“ und der „Hessische Rund¬ 
funk“ unter Berufung auf REP-Vize 
Johann Gärtner meldeten. 

Bei dem Parteitag war ein Wechsel 
an der Spitze der Republikaner erwar¬ 
tet worden. Der Noch-Vorsitzende Rolf 
Schlierer hatte vor wenigen Tagen wis¬ 
sen lassen, er sehe „keine ausreichende 
Basis für die Zukunft“ der Partei. 

(blick nach rechts) 


Re-Kriminalisierung 
der Prostitution 

„Die von der Bundesregierung geplan¬ 
ten Reformen des Prostitutionsgeset¬ 
zes dienen nicht dem Schutz der Pros¬ 
tituierten. Sie zielen vielmehr auf eine 
erneute Diskriminierung und Krimi¬ 
nalisierung der Beschäftigten im Be¬ 
reich der sexuellen Dienstleistungen“, 
erklärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelp¬ 
ke zur Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage „Hintergrund 
für den möglichen Reformbedarf beim 
Prostitutionsgesetz“ (Drs. 18/1604). Die 
Abgeordnete weiter: 

„Die Forderungen der Bundesregie¬ 
rung nach Genehmigungspflicht für Pro¬ 
stitutionsorte und anlassunabhängige 
polizeiliche Kontrollmöglichkeiten be¬ 
ruhen auf der Behauptung, ,dass Pros¬ 
titution nach wie vor in einem krimino¬ 
genen Umfeld stattfindet 4 . Belege dafür 
bringt die Bundesregierung nicht. Nach 
Ansicht der Bundesregierung ,liegt die 
Annahme auf der Hand, dass das Dun¬ 
kelfeld der nicht angezeigten Straftaten 4 
im Bereich des Menschenhandels zum 
Zwecke der sexuellen Ausbeutung grö¬ 
ßer als bei anderen Straftaten 4 ist. Doch 
eine Dunkelfeldstudie zum Nachweis 
dieser Annahme ist nicht geplant. Auch 
der von Unionsseite geäußerte Vor¬ 
schlag regelmäßiger Gesundheitsunter¬ 
suchungen von Prostituierten durch das 
Gesundheitsamt entbehrt jeglicher em¬ 
pirischer Grundlage und dient nur der 
Stigmatisierung von Prostituierten. So 
hat die Bundesregierung keine Kenntnis 
darüber, dass zwangsweise angeordnete 
Gesundheitsuntersuchungen für einzel¬ 
ne Personengruppen den Gesundheits¬ 
schutz dieser Personen erhöhen. Ebenso 
wenig liegen der Bundesregierung sta¬ 
tistisch gesicherte Informationen über 
eine Zunahme besonders problemati¬ 
scher oder besonders ausbeuterischer 
Formen der Prostitution vor, deren Ver¬ 
bot sie plant. Solche Gesetzesverschär¬ 
fungen, die allein auf Dunkelfeldstoche¬ 
rei und unbewiesenen Hypothesen be¬ 
ruhen, sind unzulässig.“ 

In der Zusammenschau der Ant¬ 
worten auf die Kleine Anfrage zum 
Hintergrund für den möglichen Re¬ 
formbedarf beim Prostitutionsgesetz 
hält Cornelia Möhring, frauenpoliti¬ 
sche Sprecherin der Linksfraktion, fest: 
„Die Bundesregierung weiß offenbar 
nicht, warum und in welche Richtung 
das Prostitutionsgesetz zu reformieren 
ist. Z.B. wird die Anhebung des Min¬ 
destalters von 21 Jahren zur Ausübung 
von sexuellen Dienstleistungen real 
nur eine Konsequenz haben: Es wer¬ 
den noch mehr insbesondere Frauen 
ins Dunkelfeld abgeschoben. Während 
Politikerinnen der CDU/CSU den Re¬ 
formbedarf mit dem Thema Menschen¬ 
handel vermischen und ihn durch ihre 
eigenen Vorschläge möglicherweise 
ausweiten, bleiben sie beim dringen¬ 
den Opferschutz für Zwangsprostitu¬ 
ierte weiterhin untätig“ 


Fachleute des Tötens 


Nordrhein-Westfalen im Zentrum der Kriegstreiberei 



Mit Esther Bejarano auf dem Pressefest. 


U lrich Sander, Bundessprecher 
der VVN-BdA, sprach am Sams¬ 
tag, 28. Juni 2014, beim UZ-Pres- 
sefest, im Dortmunder Revierpark 
Wischlingen, auf der Hauptbühne vor 
dem Konzert mit Esther Bejarano, 
Konstantin Wecker u.a. 

Seine Rede hatte folgenden Wort¬ 
laut: 

„Liebe Freundinnen und Freunde, 
Kolleginnen und Kollegen, Genossin¬ 
nen und Genossen, 

Die Kriegsreden des Trio infernale, 
des Bundespräsidenten, des Außenmi¬ 
nisters und der Militärministerin sind 
alarmierend. Ebenso alarmierend sind 
die Entwicklung in der Ukraine und die 
Ankündigung der Regierung von heu¬ 
te früh, die Bewaffnung der Bundes¬ 
wehr mit Kampfdrohnen auf den Weg 
zu bringen. 

Dazu sagte die VVN-BdA-Bundes- 
vorsitzende Cornelia Kerth: „Nachdem 
,Nie wieder Krieg’ schon 1999 aus der 
besonderen deutschen Verantwortung’ 
verschwunden ist, ist ganz deutlich ge¬ 
worden, dass ,Nie wieder Faschismus’ 
zumindest keine außenpolitische Pri¬ 
orität genießt.“ 

Von Conny Kerth soll ich diese 
Kundgebung grüßen. Sie wäre gern 
hierher gekommen, muss aber ein 
Mandat wahrnehmen. Vor allem soll 
ich die Grüße unseres VVN-BdA- 
Ehrenvorsitzenden Prof. Heinrich 
Fink überbringen, der gern hier heu¬ 
te gesprochen hätte, aber nach einer 
schweren Krankheit noch nicht wieder 
reisen darf. Ebenfalls eine Ehrenvor¬ 
sitzende unserer VVN-BdA ist unse¬ 
re verehrte Esther Bejarano. Sie wird 
heute hier bei uns 
sein. Ich grüße sie, 
ich grüße Euch 
alle. 

Viele Angehörige der Hinterbliebe¬ 
nen des deutschen Widerstandes gehö¬ 
ren der VVN-BdA an. Sie haben auf 
dem letzten Pressefest hier in Wisch¬ 
lingen die neue Zeitzeugenorganisati¬ 
on „Kinder des Widerstandes“ auf den 
Weg gebracht. Auch von diesen Anti¬ 
faschistinnen und Antifaschisten grü¬ 
ße ich heute. Unter ihnen sind viele 
Kommunistinnen und Kommunisten, 
denn die Arbeiterbewegung war beson¬ 
ders aktiv im antifaschistischen Wider¬ 
standskampf. 


An der Ukraine-Krise haben unse¬ 
re Regierenden mittels EU- und NA- 
TO-Aufrüstung und Einsetzung einer 
Kiewer Regierung mit einflussreichen 
faschistischen Regierungsmitgliedern 
ihren starken Anteil. Hier wird die 
enge Verbindung von Militarismus und 
Rechtsextremismus deutlich. 

Wir sagen Stoppt den Krieg! und 
Stoppt die Nazis! - in ganz Europa. 

Krieg und 
Rechtsentwicklung 
mit deutscher Be¬ 
teiligung wurden 
seit dem 3. Oktober 1990 wieder möglich. 
Von den Friedensschwüren von damals 
ist nichts mehr übrig. An diesem 3. Okto¬ 
ber will die nordrhein-westfälische Frie¬ 
densbewegung wieder ein Zeichen für 
eine andere Richtung, einen anderen na¬ 
tionalen Feiertag setzen. Es soll wieder 
eine Demonstration zum Zentrum Luft¬ 
operationen in Kalkar am Niederrhein 
stattfinden, denn dort ist der Ort, der 
zur Kriegsführungszentrale gen Osten 
ausgebaut wird. Von dort werden schon 
jetzt Eurofighter und AWACS-Flugzeuge 


ganz nah an die russische Grenze her¬ 
angeführt, und von dort soll der Kampf¬ 
drohnenkrieg ermöglicht werden. 

Fast tausend Fachleute des Tötens 
sind schon jetzt dort stationiert. Sie diri¬ 
gieren Eurofighter auch über deutschem 
Luftraum, und bei einem permanenten 
Manöver starben am 23. Juni zwei Men¬ 
schen. Gleichartige Manöver werden 
von Kalkar aus in den baltischen Län¬ 
dern ab April 2014 ständig geleitet. 

Dieses Bundesland NRW steht lei¬ 
der im Zentrum der Kriegstreiberei - 
aber viele wissen das nicht. Die Zei¬ 
tung „Unsere Zeit“ bemüht sich sehr 
um Aufklärung darüber. Dafür herzli¬ 
chen Dank. 

Diese Stadt Dortmund, aber auch 
dies Land NRW steht im Zentrum der 
Bemühungen der Nazis, Fuß zu fassen, 
Gewalt zu verbreiten, im Sinne des Ter¬ 
rorismus des NSU. Dass darüber vie¬ 
les bekannt wurde, auch dafür danken 
wir der Zeitung „UZ“. Wir haben hier 
einen Innenminister Ralf Jäger, der 
gegenüber den Schülern des Landes 
behauptet, unsere Losung „Faschis¬ 


mus ist keine Meinung, Faschismus ist 
ein Verbrechen“ sei verfassungsfeind¬ 
lich, denn sie raubten den Nazis ihre 
Meinungsfreiheit. Er steigerte sich in 
diesen Tagen, indem er behauptet, die 
Demokraten, die den faschistischen 
Sprüchen und Lieder grölenden Na¬ 
zis den Zutritt zum Rathaus von Dort¬ 
mund verweigerten, handelten eben¬ 
falls verfassungsfeindlich. Und so wird 
nun gegen 40 Demokraten, gegen die 
Rathausverteidiger ermittelt. „Küsst 
die Faschisten, wo ihr sie trefft“ sagte 
Kurt Tucholsky zu so einer Politik. Wir 
wissen, wohin diese geführt hat. Wir 
treten daher für das gemeinsame Han¬ 
deln aller Antifaschisten und Antimili¬ 
taristen ein. 

Und wir wissen uns darin mit der 
Zeitung „Unsere Zeit“ einig. 

Pressefest der UZ, - das ist für die 
Linken aller Art seit vielen Jahren Kult. 
Hoffen wir, dass auch „Unsere Zeit“ 
Kult wird - über alle Grenzen der Or¬ 
ganisationen und Strömungen hinweg. 

Ein gutes Fest von „Unsere Zeit“, 
das wünschen wir uns und Euch.“ 


„Die UZ möge Kult werden“ 


Die Medien-Milliardäre stöhnen 

Zeitungszusteller wollen angeblich zu viel Lohn 



Jeden Morgen in aller Frühe und einmal in der Woche für die Wochenzeitungen 
und Anzeigenblätter sind die Zeitungszusteller unterwegs: Harte Arbeitszeiten 
und niedriger Lohn zur Sicherung der Profitrate der Zeitungsverleger. 


Der Bundesverband Deutscher Zei¬ 
tungsverleger e.V. (BDZV) versucht, 
den Mindestlohn für Zeitungszustel¬ 
ler von 8,50 Euro pro Stunde mit ei¬ 
ner speziellen Ausnahmeregelung 
zu unterlaufen. Seine Klage: Ein 
so hoher Lohn gefährde die Pres¬ 
sefreiheit in Deutschland. Unter 
Pressefreiheit versteht der Verband 
die unternehmerische Freiheit, mit 
Presseerzeugnissen noch mehr Geld 
zu verdienen. Arbeitsministerin An¬ 
drea Nahles (SPD) hörte das Stöh¬ 
nen und plant prompt eine finanziel¬ 
le Entlastung der Verleger durch die 
Hintertür. DGB und ver.di steuern 
dagegen. 

Die Zeitungsverleger appellierten 
vor einem Monat an die Politik, beim 
Mindestlohn eine Sonderregelung für 
die Tagespresse vorzusehen. Wer es mit 
der Rolle der Zeitung für die politische 
Meinungs- und Willensbildung ernst 
meine, so der BDZV in einer Presse¬ 
mitteilung, der dürfe bei der Einfüh¬ 
rung des Mindestlohns nicht dogma¬ 
tisch vorgehen. 

Der BDZV weiß sich durch den 
früheren Bundesver¬ 
fassungsrichter Udo di 
Fabio bestätigt. Der hat 
ein Gutachten über die 
Folgen des Mindest¬ 
lohns erstellt, in dem er den BDZV auf 
der juristisch richtigen Seite sieht. Es 
bleibt anzumerken, dass das Gutachten 
im Aufträge des BDZV erstellt wurde. 


Es gilt die alte Gutachter-Regel: Wer 
bestellt, der zahlt - und wer bezahlt 
wird, der liefert. 

In einem Interview 
im „Handelsblatt“ stellt 
di Fabio fest, dass es dem 
Gesetzgeber keineswegs 
gleichgültig sein dürfe, wie sich sei¬ 
ne Wirtschafts- und Sozialpolitik auf 
die wirtschaftlichen Grundlagen der 
Pressefreiheit auswirke, denn diese 


sei grundlegend für die Demokratie in 
Deutschland. 

Würde der Mindestlohn einheit¬ 
lich auch für die Zeitungsbranche um¬ 
gesetzt, könnten nach einer Erhebung 
des BDZV rund zwei Millionen Haus¬ 
halte - insbesondere in den ländlichen 
Gebieten - nicht mehr zu vertretbaren 
Preisen mit Zeitungen beliefert wer¬ 
den. Damit wäre 13 Prozent der gesam¬ 
ten Zeitungsauflage betroffen. 


Die Umstellung vom derzeitigen 
Stücklohn auf Stundenlohn nach dem 
Mindestlohnmodell hätte zusätzliche 
Belastungen von 225 Millionen Euro 
zur Folge. Der BDZV hob hervor, dass 
die Mehrzahl der Zusteller Minijobber 
seien, die ohnehin nur begrenzt dazu¬ 
verdienen dürften. 

Dieser begrenzte Zuverdienst mag 
für die Verleger uninteressant sein, bei 
den Medienmogulen Mohn (Bertels¬ 
mann), Springer, Burda, Bauer und 
anderen geht es um andere Größen¬ 
ordnungen, die gesichert werden müs¬ 
sen. 

Ein Blick von der anderen Seite der 
Klassenfront zeigt, dass etwa 160 000 
Zeitungsausträger betroffen sind, denn 
die Verleger halten nichts von einer 
Verlängerung von Tarifverträgen, mit 
denen die 8,50 Euro bis Ende 2016 un¬ 
terschritten werde dürfen. 

Nahles Kompromiss: 8,50 Euro 
werden gezahlt. Damit zeigt sie sich 
scheinbar durchsetzungsfähig. Aber: 
Zum Ausgleich sollen die Verleger 
von Sozialabgaben entlastet werden. 
Wer diese Geschenke bezahlen soll, 
sagt sie nicht. Der Gesetzentwurf lag 
bei Redaktionsschluss noch nicht vor. 
ver.di meldet: „In den Hinterzimmern 
wird ordentlich gefeilscht“ Die Ge¬ 
werkschaft geht an die Öffentlichkeit. 
Am Montag, 30. Juni gab es um 10 Uhr 
eine Kundgebung zwischen Paul-Löbe- 
Haus und dem Kanzleramt. 

Uwe Koopmann 


i6o ooo Zeitungszusteller 
sind betroffen. 
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Neuerlicher Freibrief für Dortmunder Faschisten 

Bundestagsabgeordnete fordert Rücktritt von NRW-Innenminister Jäger 


Noch immer sorgt die neofaschisti¬ 
sche Partei „Die Rechte“, deren An¬ 
hänger am 25. Mai, dem Wahlabend 
der Europa- und Kommunalwahl, ver¬ 
suchten, die Wahlparty der demokra¬ 
tischen Parteien im Dortmunder Rat¬ 
haus zu stürmen (UZ berichtete•), für 
hitzige Debatten. 

So fordert etwa die Dortmunder 
Bundestagsabgeordnete Ulla Jelp¬ 
ke nun in einem an den nordrhein¬ 
westfälischen Innenminister Ralf Jä¬ 
ger gerichteten Offenen Brief dessen 
Rücktritt. Die Linksparteipolitikerin 
wirft Jäger darin vor, den Polizeibe¬ 
richt zum Angriff der Nazipartei „Die 
Rechte“ auf das Rathaus gutzuheißen. 
Darin wird unter anderem behauptet, 
dass „deutlich alkoholisierte Politi¬ 
ker“ der im Rathaus feiernden Partei¬ 
en die Amtshandlungen der Beamten 
gestört und die Neonazis attackiert 
hätten. Der Faktenlage dürfte dies 
hingegen keineswegs entsprechen, 
zeigen doch im Internet veröffent¬ 
lichte Videoaufnahmen, wie etwa die 
grüne Landtagsabgeordnete Daniela 
Schneckenburger von einem Faschis¬ 
ten mit einem Faustschlag niederge¬ 
streckt wird. 

Auch, dass die Polizei behauptet, 
die damals vor Ort eingesetzten Be¬ 
amten hätten „zu keinem Zeitpunkt 



Ulla Jelpke, MdB, fordert den Rücktritt 
des... 


das Rufen volksverhetzender Paro¬ 
len“ durch die „gesamte Gruppe“ der 
Neonazis 
wahrgenom¬ 
men, wird 
durch wei¬ 
tere Video¬ 
aufnahmen 
widerlegt. So skandierten die Nazis 
etwa die volksverhetzende und somit 
auch strafbare Parole „Deutschland 
den Deutschen, Ausländer raus“. 


Für Jelpke ist der vorgelegte und 
im Innenausschuss des nordrhein¬ 
westfälischen Landtages auch disku¬ 
tierte Bericht „ein erschreckendes 
Dokument“, das zweierlei zeige: „Zum 
einen ist die fatale Neigung der Poli¬ 
zei, die von Nazis ausgehende Gefahr 
zu verharmlosen, noch immer nicht 
überwunden“. Zum anderen zeige 
„der Bericht, dass die gleiche Polizei 
die entschlossene Abwehr der Nazis 
durch Demokraten diffamiert“. So 
stelle der Polizeibericht „das Zerr¬ 
bild auf, wonach Antifaschistinnen 
und Antifaschisten die eigentlichen 
Gewalttäter gewesen seien, die eine 
harmlose Gruppe von Anhängern der 
,Rechten 4 am Besuch einer öffentli¬ 
chen Veranstaltung hindern wollten“. 

„Auf eine solche Weise Täter und 
Opfer zu vertauschen, finde ich uner¬ 
träglich und erschütternd“, kritisiert 
Jelpke in ihrem Schreiben und er¬ 
wartet „eine 
ganz klare 
Revision ih¬ 
res Stand¬ 
punktes und 
eine Ent¬ 
schuldigung bei den diffamierten An¬ 
tifaschistinnen und Antifaschisten“ 
vom Innenminister. „Wenn Sie dazu 
nicht in der Lage sind, wäre Ihr Rück¬ 


tritt die einzig erträgliche Alternative“, 
stellt die Abgeordnete darüber hinaus 
klar. 

Unterdessen hat das Verwaltungs¬ 
gericht Gelsenkirchen ein zuvor vom 
Dortmunder Oberbürgermeister Ull¬ 
rich Sierau (SPD) gegen den Neona¬ 
zikader Dennis Giemsch erlassenes 
Hausverbot für das Rathaus kassiert, 
da dieses „nicht allein mit den Ausein¬ 
andersetzungen vor dem Dortmun- 



... nordrhein-westfälischen Innenmi¬ 
nisters Ralf Jäger 


der Rathaus am Abend der Kommu¬ 
nalwahl begründet werden 44 könne. 
Ein Hausverbot für ein öffentliches 
Gebäude könne nur ausgesprochen 
werden, wenn sonst eine nicht hinzu¬ 
nehmende Störung des ordnungsge¬ 
mäßen Betriebs der Verwaltungsein¬ 
richtung - hier der Sitzungen des Ra¬ 
tes und der Bezirks Vertretungen - zu 
befürchten wäre. „Nach Auffassung 
der Kammer kann aus den Ereignis¬ 
sen, die sich am Wahlabend vor dem 
Rathaus unter dem Eindruck der ers¬ 
ten Wahlergebnisse abspielten, nicht 
geschlossen werden, dass in künftigen 
Sitzungen des Rates oder der Bezirks¬ 
vertretungen, in denen das Erschei¬ 
nen von Mitgliedern der Partei ,Die 
Rechte 4 erwartet werde, erneut mit 
derartigen tätlichen Auseinanderset¬ 
zungen gerechnet werden müsse“, so 
die bemerkenswerte Auffassung der 
Richter. 

Die Neofaschisten dürften diesen 
Urteilsspruch unterdessen als neuen 
Freifahrtschein für weitere gewalt¬ 
tätige Aktionen begreifen. Verübeln 
jedenfalls kann man ihnen dies - bei 
derart viel Verständnis und Entgegen¬ 
kommen durch Polizei, etablierte Po¬ 
litik und Justiz - nicht. 

Markus Bernhardt 


Verwaltungsgericht Gelsenkirchen 
hebt Rathaus-Hausverbot für 
Dortmunder Neonazi auf 


Alles paletti bei den Unionsparteien? 

Die CSU steht zusammen - Die CDU plant Parteireform 


D ie CDU befindet sich im Stadium 
der „Aufspürung“ aufgrund des 
miserablen Zustands der Partei. 
Einerseits Regierungspartei in Berlin. 
Andererseits Mitgliederverluste und 
überaltert - überaltert auch ihre Wäh¬ 
lerschaft. Man sorgt sich im Konrad- 
Adenauer-Haus um die Zukunft. Wie 
kann die CDU erneuert werden, hat 
sich der neue Generalsekretär Peter 
Tauber gefragt. Seine Haupterkennt¬ 
nis: Mit ganz viel Internet! Denn inzwi¬ 
schen, so seine schlüssige Begründung, 
erklärten ein Viertel der Leute, die der 
CDU beizutreten wünschen, diesen 
Wunsch per Internet, statt eine Kreis¬ 
geschäftsstelle der Partei aufzusuchen. 

Die aktuelle Mitgliederzahl der 
CDU beträgt 467 000. Die CDU ge¬ 
winnt jeden Monat 1 000 neue Mit¬ 
glieder und verliert im gleichen Zeit¬ 
raum 500 bis über 1 000 Mitglieder, vor 
allem wegen der vielen Sterbefälle. 57 
000 Mitglieder hat sie in den letzten 
Jahren verloren. Das Durchschnittsal¬ 
ter betrage, so Tauber, 59 Jahre. Drei 
Viertel der Mitglieder seien männlich. 
Die CDU will nun eine Reform der 
Parteiarbeit durchsetzen, mehr Frau¬ 
en, mehr Junge und mehr Einwanderer 
(!) unter ihren Mitgliedern haben und 
in der Kommunikation mit ihren Mit¬ 
gliedern stärker das Internet und elek¬ 
tronische Mittel einsetzen. Zu Themen 
wie Zukunft der Großstädte, Ausländer 
und Integration, Medien und Digitali¬ 
sierung will die CDU Netzwerke ein¬ 
richten, in denen sich Interessierte aus- 
tauschen können. Es müsse, so Tauber, 
eine „Bewusstseinsbildung“ geben, sich 
um neue Anliegen zu kümmern. Bei¬ 
spiel: Genauso selbstverständlich wie 
die Kontakte eines Kreisverbands zur 
örtlichen Handwerkskammer müssten 
künftig die Verbindungen zu einem lo¬ 
kalen Netzwerk von Tagesmüttern wer¬ 
den. Auch Mitgliederbefragungen oder 
ein Mitgliederentscheid über die Per¬ 
son eines CDU-Kanzlerkandidaten sei¬ 
en zu erwägen. Die Anleihen bei einer 
anderen „Volkspartei 44 bei den Grü¬ 
nen oder etwa der Piratenpartei sind 
unüberlesbar. 

Ob diese Rezepte für die Volks¬ 
partei CDU, deren Parteimitglieder in 
Parteidebatten eher stumm und eher 
auf „Dem-Vorstand-Folgen“ gestimmt 
sind, greifen werden, kann Tauber 
nicht sagen. Aber er weiß. In Zeiten 
niedriger Wahlbeteiligung kann Wah¬ 
len nur gewinnen, wer besser mobili¬ 


siert. Eine Partei, der die Mitglieder 
wegsterben, muss darauf reagieren. 
Die CDU gewinnt derzeit Wahlen mit 
dem Aushängeschild Angela Merkel. 
Und was zieht nach Merkel Stimmen 
für die CDU? 

Tauber will deshalb ernst machen 
mit seinem Projekt Parteireform. Der 
Parteivorstand hat zu den Themen 
„Arbeit und Soziales“, „gesellschaft¬ 
liches Zusammenleben und Familie“ 
sowie „Verbraucherschutz“ - deren 
Ressorts in der GroKo in Händen der 
SPD sind - Arbeitsgruppen eingesetzt, 
die eine breite Debatte auf dem Partei¬ 
tag im Dezember in Köln in der CDU 
entfachen sollen. Die Namen von Ar¬ 


min Laschet, Thomas Strobl und Ju¬ 
lia Klöckner - allesamt stellvertreten¬ 
de CDU-Vorsitzende -, die diese Ar¬ 
beitsgruppen leiten, werden uns in den 
nächsten Monaten also mit ihren Vor¬ 
stellungen „beglücken“. Die Arbeits¬ 
gruppen könnte man auch über CDU- 
online tagen lassen. Tauber meint, es sei 
im übrigen an der Zeit, auf den Partei¬ 
tagen eine andere Art von Diskussio¬ 
nen einzuführen, als sie bislang üblich 
gewesen seien. Zum Beispiel könnten 
„externe Experten“ zu bestimmten 
Beiträgen angehört werden. 

Der neue Generalsekretär wünscht 
sich eine bunte CDU. Alles könnte lo¬ 
ckerer, leichter, unverbindlicher wer¬ 


den. Das Delegiertenprinzip ließe sich 
doch abschaffen, dann könnte jeder zu 
Parteitagen fahren, meint Tauber. „Ich 
denke, es reicht vielen schon, wenn wir 
ihnen sagen: Wir hören euch zu, ihr 
könnt mitmachen, und zwar schnell 
und einfach, nicht erst nach einer Och¬ 
sentour.“ Seit April können sich bei¬ 
spielsweise CDU-Mitglieder an der 
„digitalen Fachkommission“ beteiligen, 
einem Live-Videochat. „CDU TV“ hat 
inzwischen Videos von drei Veranstal¬ 
tungen gemacht. Im April saß MdB 
Jens Spahn zu gesundheitspolitischen 
Fragen am Laptop, auf dem CDU-Mit- 
glieder erschienen und ihre Meinung 
sagten. Rund 100 der mehr als 467 000 


CDU-Mitglieder hatten sich da ange¬ 
meldet. Es wird wohl ein beschwerli¬ 
cher Weg für Tauber, seine Reform in 
der CDU durchzusetzen. Vor allem 
wohl auch aufgrund des Widerspruchs 
der zwischen dem Anhören und Mei¬ 
nungen und dem Aufgreifen von Mei¬ 
nungen besteht. Wenn eine Mehrheit 
von CDU-Mitgliedern gegen Kriegs¬ 
abenteuer und Einbeziehung der Bun¬ 
deswehr daran ist, und die CDU-Re- 
gierung und der Parteivorstand das 
Gegenteil tun, kann man zwar vom 
„Aufspüren“ der Meinungen sprechen, 
aber nicht davon, dass diese Meinun¬ 
gen auch berücksichtigt werden. 

RolfPriemer 


CSU findet sich super 


Mit großer Spannung war die Klausurtagung der 
CSU am vergangenen Wochenende in München 
erwartet worden. Dort ging es bekanntlich um 
das „Aufspüren“ von Gründen für das schlech¬ 
teste Wahlergebnis, das die CSU bei einer bun¬ 
desweiten Wahl je erreichte. Nur 40,5 Prozent der 
Wählerstimmen hatte die CSU bei der Europawahl 
erreicht. Ein Schock für eine Partei, die in Bayern 
Ergebnisse um die 50 Prozent gewohnt ist. Sorge 
bereitete dieser Absturz auch deshalb, weil damit 
mit 5,3 Prozent ein bundesweites Ergebnis erzielt 
wurde, dass nur knapp über der bei einer Bundes¬ 
tagswahl geltenden Fünf-Prozent-Marge liegt. Wer 
und was war schuld an dieser Malaise - das sollte 
geklärt werden. 

Zur Aufspürung hatte die CSU Medienforscher 
und Politologen eingeladen, die - wie man nach der 
Klausurtagung öffentlich hörte - jedoch wenig zur 
Aufklärung beitragen konnten. Oder kommt noch 
was? Zu hören und zu lösen war, dass mehrere Ex¬ 
perten auf die nach wie vor in Bayern ungebroche¬ 
ne Resonanz der CSU verwiesen. Wahlergebnisse, 
die von der CSU erzielt würden, seien doch ange¬ 
sichts eines inzwischen bestehenden Fünf-Partei- 
en-Systems und in Konkurrenz zur AfD sowie vor 
allem der nachgelassenen Wähler-Bindekraft der 
großen Parteien keineswegs allzu schlecht. Infra¬ 
test-Chef Schlinkert verwies mutmachend darauf, 
dass derzeit immerhin 50 Prozent der bayerischen 
Bürgerinnen und Bürger und 89 Prozent der CSU- 
Anhänger mit der Arbeit der CSU zufrieden seien. 
Und mit dem bayerischen Ministerpräsidenten und 
CSU-Parteichef Seehofer - so der Infratest-dimap- 
Chef - sind sogar 54 Prozent der Bayern und 86 
Prozent der CSU-Wähler persönlich zufrieden. Die 
stellvertretende CDU-Bundesvorsitzende Klöck¬ 
ner meinte angesichts dieser Zahlen gar: „Ande¬ 
re Parteien würden Nächte durchzechen, wenn sie 


nur annähernd an CSU-Wahlergebnisse herankä¬ 
men.“ Man solle das Debakel lieber nicht „zu hoch 
hängen“, denn die Schwesterpartei habe im Euro¬ 
pawahlkampf „Stimmungen aufgegriffen, die auch 
die Bevölkerung hat“. 

Also alles paletti in der CSU? Diesen Eindruck 
will der Parteivorstand der Öffentlichkeit vermit¬ 
teln. Aber hinter den geschlossenen Türen in der 
CSU-Parteizentrale ging es in einigen Fragen hart 
zur Sache. Besonders CSU-Vize Gauweiler bekam 
sein Fett weg. So kritisierte der CSU-Ehrenvorsit- 
zende Stoiber dessen Angriffe auf die Europäische 
Zentralbank und deren Präsidenten Draghi als „ab¬ 
soluten Unsinn“. Seehofer kritisierte, dass ein CSU- 
Vize nicht die Verfassungsmäßigkeit der Bundes¬ 
wehr-Auslandseinsätze in Zweifel ziehen könne, wie 
es Gauweiler bei einem Vortrag in der Bundeswehr- 
Hochschule getan habe. Der CSU-Europaabgeord- 
nete Weber meinte gar, Gauweilers Kritik an der 
Euro-Rettung riskiere Hunderttausende Arbeits¬ 
plätze in Bayern und forderte ihn auf, das Nörgeln 
an Europa endlich zu beenden. Nach Einschätzung 
mehrerer Vorstandsmitglieder sei Gauweilers Kritik 
an Brüssel zu schrill. Der hatte die EU-Kommis- 
sion auf dem berüchtigten politischen Aschermitt¬ 
woch der CSU in Passau eine „Flaschenmannschaft“ 
genannt und von „nackten dummen Kaisern 44 in 
Brüssel gesprochen. Auch der Vorwurf, dass er ein 
„Putin-Versteher“ sei, im Zusammenhang mit der 
Ukrainekrise, wurde angesprochen. Doch der so 
Kritisierte verteidigte seine von der Parteilinie ab¬ 
weichenden Meinungen. Gauweiler und andere ver¬ 
muten gar, und auch von den Meinungsforschern 
gibt es vorsichtige Hinweise darauf, dass das Wahler¬ 
gebnis der CSU ohne Gauweilers Kritik an Brüssel 
und Europa noch schlechter ausgefallen wäre. Die 
CSU will laut Seehofer bei ihrem „Ja, aber“ zu Eu¬ 
ropa bleiben, aber das grundsätzliche Ja zu Europa 


und die Kritik in Einzelpunkten nun „durch Dialog 
sauber ausbalancieren“. 

Die öffentlich angeheizte Kritik an Seehofers 
Führungsstil, wurde im CSU-Vorstand stark abge¬ 
kühlt. Es herrschte Friede, Freundschaft, Eierku¬ 
chen, nachdem der Parteivorsitzende seine Vorstel¬ 
lungen von der weiteren Politik der CSU und zu 
seinem Herangehen an die vor der CSU stehen¬ 
den Personalfragen dargelegt hatte. Teil eins sei¬ 
ner Mission sei die Rückeroberung der absoluten 
Mehrheit der CSU in Bayern gewesen, sagte See¬ 
hofer. Teil zwei sei jetzt die Sicherung der starken 
Stellung der CSU und die Stabübergabe, da er bei 
der Landtagswahl 2018 nicht mehr kandidiere. Zu¬ 
erst sollten jetzt inhaltliche Fragen geklärt werden. 
Er selbst möchte den inhaltlichen Kurs nicht ge¬ 
ändert sehen: Der zu den Landtagswahlen aufge¬ 
stellte Bayern-Plan und der zu den EU-Wahlen 
erarbeitete Europa-Plan sollten die Kursbücher 
der CSU bleiben. Im Herbst 2015 soll ein Parteitag 
stattfinden. Der dort gewählte neue Vorstand soll 
dann unter Seehofers Führung beschließen, wie die 
Kür der Spitzenkandidaten zu der Bundestagswahl 
2017 und zur Landtagswahl in Bayern 2018 erfol¬ 
gen soll. Auch dazu hat König Horst seine Vorstel¬ 
lungen offen gelegt: Im Herbst 2016 Nominierung 
des bayerischen Anführers oder der Anführerin zu 
den Bundestagswahlen. Danach, noch 2017, geht 
es um die bayerische Prinzessin oder den Prinzen: 
Die Hofschranzen raunen die Namen Aigner und 
Söder. Mit diesem Fahrplan und der Einbeziehung 
des Parteivorstands kommt Seehofer seinen Kriti¬ 
kern entgegen: Deshalb konnte eine Tageszeitung 
zutreffend titeln: „Alles Super bei der CSU, findet 
die CSU.“ Dass nicht alles Super in Bayern und die 
CSU schon gar nicht Super ist, bleibt auch in Bayern 
in den Städten und Dörfern, auf den Straßen und in 
den Betrieben zu beantworten. RP 
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Poroschenko befiehlt Offensive 

Bemühungen um friedliche Regelung in der Südostukraine unterlaufen 


Kraft tanken im 
Internationalismus 

Gäste von 33 Parteien auf 
dem Pressefest 

Es war eine bewegende Rede, die die 
Genossin Najla Mohamedlamin von 
der westsaharischen Befreiungsbe¬ 
wegung Polisario zum Abschluss des 
UZ-Pressefestes am Sonntag in der 
„Casa Cuba“ hielt: dieses Fest habe 
ihr die Hoffnung wiedergegeben, die 
den fortschrittlichen Menschen in der 
Welt dann und wann abhanden kom¬ 
me, wenn man die Vielzahl der Prob¬ 
leme sieht. Hier habe sie aber wieder 
Kraft und Mut tanken können ... 

Es wird sicher nicht nur ihr so ge¬ 
gangen sein. Viele Besucherinnen und 
Besucher des Pressefestes äußerten 
sich in diesem Sinne. Der Interna¬ 
tionalismus der DKP, eines unserer 
Kennzeichen seit vielen Jahrzehnten, 
war denn auch bei diesem Pressefest 
ausgeprägt. Überall waren Stände aus¬ 
ländischer Parteien oder von Migrant/ 
inn/enorganisationen in Deutschland 
aufgebaut. Am meisten davon in der 
„Internationalen Straße“; aber auch 
auf dem Hauptplatz, wo sich auch die 
Casa Cuba befand, gab es Informati¬ 
onen aus aller Welt. Luxemburg, Tür¬ 
kei, Portugal, Zypern, Palästina... wo 
sonst finden sich Informationen aus so 
vielen unterschiedlichen Ländern auf 
wenigen hundert Metern? Und natür¬ 
lich der englische Genosse Keith, der 
den „Morning Star“ seit so vielen Pres¬ 
sefesten verkauft, dass man sich eines 
ohne ihn gar nicht vorstellen kann. 

Von der Hauptbühne aus sprach am 
Samstagnachmittag Olga Levchenko, 
Rada-Abgeordnete der KPU, über die 
Situation in der Ukraine. Es gab gro¬ 
ßen Applaus von den dem in diesem 
Moment starken Regen trotzenden 
Zuhörern, als sie zum gemeinsamen 
Kampf gegen den Faschismus aufrief. 
Im überfüllten Zelt der DKP Berlin 
hatte Genossin Olga zuvor eine Dis¬ 
kussionsrunde zum Thema bewältigt. 
Auch im Zelt der Partei „Die Linke“ 
gab es eine Veranstaltung zur Ukraine. 

Die Internationale Kommission der 
DKP wird wohl ein positives Fazit zie¬ 
hen können, wobei sie, wie alle anderen 
zentralen und dezentralen Helferinnen 
und Helfer des UZ-Pressefestes, nicht 
wenig Arbeit zu leisten hatte. Die Ver¬ 
treterinnen und Vertreter der 33 Kom¬ 
munistischen und Arbeiterparteien, 
die bei der UZ und der DKP zu Gast 
waren, entschädigten dafür aber mit ih¬ 
ren herzlichen Kommentaren. Sie zeig¬ 
ten sich auch beeindruckt von der Grö¬ 
ße des Festes, soweit sie es noch nicht 
kannten. Und diejenigen, die schon öf¬ 
ters dabei waren, waren erfreut, dass es 
nach 2011 erstmals wieder gelang das 
Fest durchzuführen. Maite Mola, stell¬ 
vertretende Vorsitzende der Europäi¬ 
schen Linkspartei und internationale 
Verantwortliche der KP Spaniens, freu¬ 
te sich über die gute Resonanz auf die 
Einladung der DKP für einen Stand 
der ELP. Patrik Köbele verabschiedete 
die Gäste am Sonntagmorgen mit einer 
kurzen Rede, in der er die Beziehung 
zur SDAJ betonte. Bei der Stärkung 
der DKP stehe die Jugend im Mittel¬ 
punkt ihrer Anstrengungen. 

Die Casa Cuba zeigte sich - ganz 
im Sinne des kubanischen Internatio¬ 
nalismus - zum Abschluss vielmehr als 
Casa del Mundo: diejenigen internati¬ 
onalen Gäste, die sich noch auf dem 
Platz befanden und nicht etwa noch 
an ihren Ständen aushelfen mussten, 
hatten eine kurze Möglichkeit aus ih¬ 
ren Ländern zu berichten. Von Latein¬ 
amerika und Europa über den Nahen 
Osten in die Westsahara waren noch 
einmal eineinhalb Stunden dicht ge¬ 
drängte Informationen aus 14 Ländern 
zu bekommen. 

Und dabei erfuhr man unter ande¬ 
rem wie die Brasilianische KP auf me¬ 
diale Angriffe gegen die vielen kuba¬ 
nischen Ärztinnen und Ärzte in ihrem 
Land reagierte: dass „diese Ärzte von 
der Kommunistischen Partei Kubas 
versklavt“ seien, konterte die PCB mit 
der Bemerkung, dass in diesem merk¬ 
würdigen Land also sogar die Sklaven 
Medizin studieren dürfen! Wenn das 
mal nicht Mut macht ... 

Andi Nopilas 


N ach massiven Drohungen ukra¬ 
inischer Ultranationalisten und 
Neonazis hat Präsident Poro¬ 
schenko in der Nacht zu Dienstag die 
Verlängerung des Waffenstillstands in 
der Südostukraine abgelehnt und eine 
Offensive gegen den Donbass befoh¬ 
len. Er verkündete, man werde hart 
gegen die Separatisten vorgehen. Das 
kann nur bedeuten, dass nun das gro¬ 
ße Abschlachten der aufmüpfigen rus¬ 
sischstämmigen Menschen im Südosten 
beginnen soll. Hart vorgegangen waren 
Regierungstruppen und faschistische 
Freiwilligenverbände selbst während 
der vereinbarten Waffenruhe durch 
den Artilleriebeschuss von Wohnvier¬ 
teln in und um die Stadt Slawjansk so¬ 
wie durch andere Terrorakte. Mit sei¬ 
nem Befehl brüskiert Poroschenko die 
Bemühungen des russischen Präsiden¬ 
ten Putin, des französischen Präsiden¬ 
ten Hollande und der deutschen Bun¬ 
deskanzlerin Merkel, die buchstäblich 
bis zur letzten Minute in Telefonge¬ 
sprächen untereinander und mit dem 
ukrainischen Präsidenten versucht hat¬ 
ten, die Verlängerung der Waffenruhe 
zu erreichen. 

In einer Meldung von ITAR-TASS 
hatte es zum Ergebnis der Gespräche 
noch am späten Montagabend gehei¬ 
ßen: Die Präsidenten und die Kanz¬ 
lerin „sprachen sich für die möglichst 
schnelle Organisation einer dritten 
Konsultationsrunde zwischen den Ver¬ 
tretern Kiews und der südöstlichen Re¬ 
gionen aus und verabredeten, die Au¬ 
ßenminister der vier Länder damit zu 
beauftragen, operativ mit der Bear¬ 
beitung der während der Telefonge¬ 
spräche berührten Fragen in Kontakt 
zu treten“. Und auch das Bundeskanz¬ 
leramt in Berlin hatte nach den Tele¬ 
fongesprächen erklärt, die angestrebte 
Vereinbarung zwischen den prorussi¬ 
schen Separatisten und den ukraini¬ 
schen Regierungseinheiten über die 
Verlängerung des Waffenstillstands sei 
Teil eines Fünf-Punkte-Plans. 

Mit dem Ziel, die Verlängerung 
der Waffenruhe und Verhandlungen 
zu befördern, hatte der russische Prä¬ 
sident zudem ukrainische Grenzer und 
OSZE-Beobachter eingeladen, auf rus¬ 
sischer Seite die Grenzkontrollstellen 
zu kontrollieren, die von den Volksmili¬ 
zen besetzt waren. Der ukrainische Prä¬ 
sident hatte bei den Telefonaten darauf 
bestanden, dass die Stationen kontrol¬ 
liert werden und alle sich davon über¬ 
zeugen können, dass keine Bewaffne¬ 
ten diese Kontrolle passieren. 

Alle Bemühungen waren verge¬ 
bens. Entweder hat Poroschenko dem 
russischen Staatschef und dessen west- 


Gegen vehementen Widerstand des 
konservativen britischen Regierungs¬ 
chefs Cameron einigte sich der „Eu¬ 
ropäische Rat“ der Staats- und Re¬ 
gierungschefs auf seiner Tagung am 
26./27. Juni mit 26 zu 2 Stimmen auf 
die Nominierung des 59-jährigen Lu¬ 
xemburger Christsozialen Jean-Claude 
Juncker zum nächsten Chef der Brüs¬ 
seler EU-Kommission. 

Die Abstimmung darüber im 
EU-Parlament ist für den 16. Juli ange¬ 
setzt. Sie dürfte aber aller Wahrschein¬ 
lichkeit nach keine Überraschungen 
mehr bieten, da sich außer den meis¬ 
ten konservativen und christdemokra¬ 
tischen Parteien auch die EU-Sozialde- 
mokraten bereits definitiv für die Wahl 
Junckers entschieden haben. 

Cameron war mit seiner Oppositi¬ 
on gegen Juncker zum Schluss nur noch 
von dem ultrarechten ungarischen Na¬ 
tionalisten Viktor Orban unterstützt 
worden. Der von der EU-kritischen 
Stimmung in seinem Land gedrängte 
Cameron hatte vor allem eingewendet, 
dass Juncker sich „sein ganzes Leben 
lang“ für die Verstärkung der Macht 
der Brüsseler EU-Zentrale auf Kosten 


liehen Kollegen bei den Telefongesprä¬ 
chen seine wahren Absichten nicht nur 
verschwiegen, sondern sie bewusst hin¬ 
ters Licht geführt, oder er hat vor den 
Drohungen von Neonazis kapituliert, 
über die die russische Zeitung „Ros- 
siskaja Gazeta“(RG) in ihrer Montag¬ 
ausgabe berichtete. Danach sind am 
Sonntag Kämpfer der aus Anhängern 
des „Rechten Sektors“ und anderer 
Neonazi-Gruppen bestehenden und 
von Oligarchen finanzierten berüchtig¬ 
ten Bataillone „Asow“ und „Donbass“ 
zu einer „Wetsche“ (Volksversamm¬ 
lung) der Überreste des Euromaidan 
angereist. Vor ihrem dortigen Auftritt 
veranstalteten sie noch eine Aktion 
vor der Präsidentenadministration um 
gegen die Waffenruhe im Donbass zu 
protestieren. 

Anschließend marschierten sie zum 
Maidan und verkündeten dort, dies sei 
die letzte friedliche Aktion gewesen. 
Wenn Poroschenko den Krieg nicht 
fortsetze, werde er zum Verräter er¬ 
klärt. Man prophezeite ihm für diesen 
Fall das Schicksal seines Vorgängers Ja- 


der einzelnen Mitgliedsstaaten einge¬ 
setzt habe. 

Faktisch hat sich mit der Nomi¬ 
nierung Junckers einmal mehr die 
„Führungsmacht Deutschland“ unter 
Kanzlerin Merkel mit Unterstützung 
des französischen Sozialdemokraten 
Hollande und des italienischen „De¬ 
mokraten“ Renzi sowie der restlichen 
konservativen, sozialdemokratischen 
und rechtsliberalen Regierungschefs 
durchgesetzt. Merkel hatte anfangs 
ebenfalls ein eher distanziertes Ver¬ 
hältnis zu Juncker an den Tag gelegt, 
sich dann aber seit einigen Wochen 
nachdrücklich für ihren luxemburger 
„Parteifreund“ eingesetzt, der bei der 
EU-Wahl als Spitzenkandidat der „Eu¬ 
ropäischen Volkspartei“ (EVP) ange¬ 
treten war. 

Mit Juncker übernimmt jedenfalls 
erneut ein eingefleischter Verfechter 
des Neoliberalismus und des antisozia¬ 
len Sparzwang- und Privatisierungskur¬ 
ses das Zepter in der Brüsseler Kom¬ 
mission. Er hat sich schon als Chef der 
„Euro-Gruppe“ von 2005-2013 mit der 
Durchsetzung der rigorosen Spar- und 
Privatisierungsdiktate gegen die süd- 


nukowitsch. Zu der Versammlung auf¬ 
gerufen hatten die „Rada der Hundert 
des Maidan“, der „Rechte Sektor“ und 
der unter den Nationalisten populäre 
Kommandant des Bataillons „Don¬ 
bass“, Semjon Semjontschenko. 

Auch auf der „Wetsche“ stand die 
Forderung nach Fortsetzung der „ Anti- 
Terror-Operation“ im Mittelpunkt. So 
wird in der Abschlussresolution ver¬ 
langt: Keine Verlängerung der Waffen¬ 
ruhe, Einführung des Kriegszustands, 
Ausrüstung von Freiwilligeneinheiten 
mit Waffen und allem Notwendigen, 
um ihnen die Möglichkeit zu geben, 
„die Terroristen zu vernichten“. Weiter 
forderte Poroschenko, Leonid Kutsch¬ 
ma, Nestor Schufritsch und Wiktor 
Metwedtschuk (Gesprächsbeauftrag¬ 
te Poroschenkos - W. G.) abzuberu¬ 
fen. Außerhalb der Resolution wurde 
zudem verlangt, die Beziehungen zu 
Russland abzubrechen. 

Semjontschenko hielt auf dem Mai¬ 
dan vor den zwei- bis dreitausend Ver¬ 
sammelten eine geifernde Rede, die - 
wie die RG feststellt - auf die Aussage 


europäischen „Schuldenstaaten“ und 
mit der vehementen Verteidigung der 
Interessen des Finanzkapitals und des 
Luxemburger „Steuerparadieses“ für 
die großen Spekulanten einen entspre¬ 
chenden Namen gemacht. 

Die Wahl Junckers dürfte eine neue 
Etappe einer neoliberalen „großen Ko¬ 
alition“ in der Brüsseler Kommission 
einleiten. Die Vergabe der restlichen 
EU-Spitzenposten soll am 16 Juli ent¬ 
schieden werden. Dabei geht es um den 
künftigen Präsidenten des „Europäi¬ 
schen Rates“, da der belgische Christ¬ 
demokrat Van Rompuy abtritt, und den 
künftigen EU-,,Außenbeauftragten“ 
anstelle der bisherigen britischen La- 
bour-Politikerin Catherine Ashton. 
Auch wer künftiger Eurogruppen-Chef 
werden soll, ist noch festzulegen. 

Ansonsten haben die EU-Oberen 
ihren jüngsten Treff in Brüssel vor al¬ 
lem noch dazu benutzt, die Spannun¬ 
gen zu Russland weiter aufzuheizen. 
Der neue ukrainische Staatschef und 
milliardenschwere Oligarch Poroschen¬ 
ko war eingeladen worden, um im Bei¬ 
sein der EU-Chefs den zweiten Teil des 
Assoziierungsabkommens der EU mit 


hinauslief: „Wir sind bereit den Don¬ 
bass zu unterdrücken, gebt uns dazu 
zuerst die Finanzen und dann den Be¬ 
fehl.“ Nach der „Rossiskaja Gazeta“ 
handelt es sich bei dem Namen Sem¬ 
jontschenko um ein Pseudonym. Auch 
sein Gesicht ist nicht bekannt, da er nur 
maskiert auftritt. Manches soll darauf 
hindeuten, dass es sich bei ihm um ei¬ 
nen Mann aus dem Umfeld des Innen¬ 
ministers der Putschregierung, Arsen 
Awakow, handelt. 

Nach diesem massiven Druck der 
Neonazis und wohl auch ihrer Ver¬ 
treter in der Putschregierung sowie 
dem Kniefall des Präsidenten vor ih¬ 
nen, werden die Konturen der wirkli¬ 
chen Machthaber in der Ukraine noch 
deutlicher. Es sind die rechtesten und 
skrupellosesten unter den Oligarchen¬ 
klans und deren ultranationalistischen 
und neonazistischen Büttel. Wie lange 
können die Herrschenden im Westen 
und ihre Massenmedien das noch im 
Interesse ihrer antirussischen geostra- 
tegischen Ziele verbergen? 

Willi Gerns 


der Ukraine zu unterzeichnen. Poro¬ 
schenko nannte es einen „historischen 
Tag“, der eine „neue Perspektive“ er¬ 
öffne. Er meinte damit die beabsich¬ 
tigte künftige „Westorientierung“ der 
ukrainischen Wirtschaft, obwohl bisher 
58 Prozent aller ukrainischen Exporte 
nach Russland gingen und die ukraini¬ 
sche Wirtschaft von Fachleuten als auf 
dem EU-Markt kaum konkurrenzfähig 
eingeschätzt wird. Parallel dazu wurden 
auch die EU-Assoziierungsabkommen 
mit Georgien und Moldawien unter¬ 
zeichnet. 

Außerdem verstiegen sich die EU- 
Chefs zu neuen Sanktionsdrohungen 
gegen Russland, falls die russische Re¬ 
gierung nicht ihrer ultimativen Auf¬ 
forderung nachkommt, innerhalb von 
drei Tagen durch entsprechende Maß¬ 
nahmen auf die Aufständischen in der 
Ostukraine Druck auszuüben für die 
Annahme von Poroschenkos „Frie¬ 
densplan“ - der de facto auf deren be¬ 
dingungslose Kapitulation gegenüber 
der vom faschistischen „rechten Sek¬ 
tor“ durchsetzten Kiewer Regierung 
abzielt. 

Georg Polikeit 



Das „Gesicht“ des ukrainischen Ultranationalismus: Semjon Semjontschenko. Mehr gibt er nicht von sich preis. 


Juncker als EU-Kommissionschef nominiert 

Verfechter eines scharfen antisozialen Spar- und Privatisierungskurses - 
Garant für die Fortsetzung der neoliberalen EU-Politik 
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EU-Kommission will mehr Rüstung Erfolg nach fünf Monaten 

Europäische „Verteidigungsindustrie“ soll „effizienter“ gemacht werden Streiks in den Platinminen Südafrikas beendet 


Pünktlich zwei Tage vor dem jüngsten 
EU-Gipfel, bei dem es in der Haupt¬ 
sache um den Personal- und Einfluss- 
Schacher für die künftigen EU-Spit- 
zenposten ging, und passend zur am 
gleichen Tag abgehaltenen NATO-Au¬ 
ßenministertagung hat die EU-Kom¬ 
mission am 24. Juni verdeutlicht, dass 
der Ausbau der EU zur weltweit ein¬ 
satzfähigen Militärmacht auch künftig 
ein Schwerpunkt der EU-Politik blei¬ 
ben soll. In einer Pressemitteilung wur¬ 
de ein „Aktionsplan“ bekannt gegeben, 
mit dem europäische Rüstungsindus¬ 
trie weiter ausgebaut, stärker „koordi¬ 
niert“ und „effizienter“ gemacht wer¬ 
den soll. 

Demnach hat die Kommission eine 
„Roadmap“ („Fahrplan“) beschlossen, 
der „Maßnahmen zum Ausbau des Bin¬ 
nenmarktes für Verteidigungsgüter, zur 
Förderung einer wettbewerbsfähigen 
Verteidigungsindustrie und von Syner¬ 
gien zwischen der zivilen und militäri¬ 
schen Forschung“ enthält. 

Laut Kommissionsvizepräsident Ta- 
jani, zuständiger Kommissar für Indus¬ 
trie und Unternehmertum, muss „die 
Zusammenarbeit zwischen den Mit¬ 
gliedsstaaten im Verteidigungsbereich 
vertieft und nachhaltiger gestaltet wer¬ 
den“. Die EU-Rüstungsindustrie müs¬ 
se „unbedingt ein weltweit führendes 
Produktions- und Innovationszentrum 
bleiben“. 

Der für Binnenmarkt und Dienst¬ 
leistungen zuständige EU-Kommissar 
Barnier betonte, dass die in Zukunft 
erforderlichen Technologien im Rüs¬ 
tungsbereich „über das von einem ein¬ 
zelnen Mitgliedsstaat Leistbare“ hin¬ 


ausgehen und deshalb mehr für die eu¬ 
ropäische Zusammenarbeit auf diesem 
Sektor getan werden müsse. 

Natürlich versäumte die EU-Ver¬ 
lautbarung nicht hervorzuheben, dass 
die Rüstungsindustrie, die 2012 einen 
Umsatz von 90 Milliarden Euro er¬ 
reichte, von entscheidender Bedeutung 
für das generelle Wirtschaftswachstum 
und die Arbeitsplätze in den EU-Staa- 
ten sei. Angeblich waren 2012 in der 
„Verteidigungsindustrie“ der EU- 
Staaten rund 400 000 Personen direkt 
beschäftigt, während indirekt 960 000 
weitere Arbeitsplätze von ihr abhingen. 

Indirekt wird in den zu dem „Akti¬ 
onsplan“ veröffentlichten Unterlagen 
auch für eine neuerliche Erhöhung der 
Rüstungsausgaben der EU-Staaten ge¬ 
worben. Mit eindrucksvollen Statisti¬ 
ken und Grafiken wird der Rückgang 
der Rüstungsausgaben der EU-Staa- 
ten in den Jahren seit 2008 (Krise und 
Haushalts“sanierung“) aufgelistet. 
Während die Rüstungsausgaben Russ¬ 
lands, Chinas und anderer asiatischer 
Staaten erheblich anstiegen, seien die 
der USA und der EU-Staaten deutlich 
zurückgegangen. Wörtlich: „Aufgrund 
wiederholter Kürzungen der Verteidi¬ 
gungsetats und anhaltender Fragmen¬ 
tierung der Verteidigungsmärkte läuft 
Europa Gefahr, eine wettbewerbsfähi¬ 
ge Verteidigungsindustrie nicht mehr 
aufrechterhalten zu können“. 

Zu den Maßnahmen, die die EU- 
Kommission vorsieht, um diesem 
„Missstand“ abzuhelfen, gehört eine 
stärkere Kontrolle der EU-Instanzen 
über alle von den Mitgliedsstaaten ver¬ 
gebenen Rüstungsaufträge. Die EU- 


Richtlinien über das Vergabeverfah¬ 
ren bei Rüstungsaufträgen sollen „an¬ 
gepasst“, das heißt de facto verschärft 
werden. Bisher werde nämlich nur ein 
geringer Teil aller Rüstungsaufträge 
von EU-Staaten auch tatsächlich EU¬ 
weit ausgeschrieben. Viele Mitglieds¬ 
staaten vergeben ihre Rüstungsaufträ¬ 
ge immer noch vorwiegend an ihre ein¬ 
heimischen Rüstungskonzerne. Dem 
will die Kommission künftig stärker 
entgegenwirken, indem die EU-wei¬ 
te Ausschreibung stärker kontrolliert 
wird (was natürlich vor allem für die 
EU-Staaten, die auf dem Rüstungssek¬ 
tor dominierend sind, Vorteile bringt). 
Angedroht wird, dass die Kommission 
gegen „Marktverzerrungen“ auf dem 
EU-Rüstungsmarkt schärfer Vorgehen 
werde. 

Zur finanziellen Förderung der EU- 
Rüstungsindustrie will die EU-Kom¬ 
mission einen „Leitfaden“ erarbeiten, 
der darstellt, wie einschlägige Firmen 
mehr Mittel aus dem EU Haushalt für 
sogenannte „Dual-use-Projekte“ (Pro¬ 
dukte, die sowohl für zivile wie militä¬ 
rische Nutzung brauchbar sind) erhal¬ 
ten können. Weiter ist eine verstärkte 
„Normierung und Zertifizierung“ von 
Rüstungsgütern durch die EU vorge¬ 
sehen. Die vor allem in den führenden 
EU-Staaten hergestefiten Rüstungsgü¬ 
ter sollen also eine Art EU-eigenes Gü¬ 
tesiegel bekommen. Geplant ist ferner 
die Erarbeitung eines „gemeinsamen 
Konzepts für Militärflugzeuge“. Auch 
ein neues Programm für direkt von der 
EU vergebene Forschungsaufträge im 
Rüstungsbereich soll geprüft werden. 

Georg Polikeit 


Der fünfmonatige Arbeitskampf im 
südafrikanischen Platin-Bergbau en¬ 
dete am 24. Juni mit einem Erfolg für 
die Streikenden. Nach Angaben des 
Gewerkschaftsbundes COSATU, der 
das mit den Bergbaukonzernen er¬ 
reichte Abkommen begrüßte, wird der 
monatliche Grundlohn der beiden un¬ 
tersten Lohngruppen innerhalb von 
drei Jahren um 1000 Rand erhöht. Das 
bedeutet, dass für einen Teil der Be¬ 
schäftigten die Streikforderung von 
12 500 Rand pro Monat (ca. 850 Euro) 
schon vor Ablauf der Dreijahresfrist 
erreicht sein wird. 

Außerdem wurde eine Erhöhung 
der Wohngeldzulagen und die Wieder¬ 


einstellung von 240 entlassenen Strei¬ 
kenden durchgesetzt. 

Der Streik war von heftigen Ausei¬ 
nandersetzungen innerhalb der südaf¬ 
rikanischen Gewerkschaftsbewegung 
begleitet. Der neu gegründeten „ra¬ 
dikaleren“ Gewerkschaft AMCU, die 
nicht der COSATU angehört, gelang 
es, eine Mehrheitsposition unter den 
Beschäftigten der beteiligten Unter¬ 
nehmen auf Kosten der früher einzig 
vertretenen Bergarbeitergewerkschaft 
NUM zu erreichen. Der NUM wurde 
„Zusammenarbeit“ mit der südafrika¬ 
nischen ANC-Regierung und dadurch 
bedingter mangelnder Einsatz für die 
im Bergbau Beschäftigten vorgeworfen. 



ISIL- Von außen finanziert und bewaffnet 

Interview mit dem Generalsekretär der Irakischen Kommunistischen Partei, Hamid Majid Moussa 



In einem Interview mit der französischen „Humanite“ hat der Generalsekretär 
der Irakischen Kommunistischen Partei, Hamid Majid Moussa, die aktuelle Situ¬ 
ation im Irak und die Gründe für den raschen Vormarsch der Streitkräfte des „Is¬ 
lamisten Staates im Irak und der Levante “ (ISIL) bis vor die Hauptstadt Bagdad 
beleuchtet. 


Frage: Wie konnten die Dschihadisten 
des ISIL (Islamischer Staat im Irak und 
der Levante) einen so großen Teil des 
Landes in so kurzer Zeit erobern? 

Hamid Majid Moussa: Diese Ereignisse 
sind nicht das Ergebnis eines plötzlichen 
Umschwungs. Sie sind das Ergebnis zahl¬ 
loser angehäufter Probleme. Faktisch 
kristallisiert sich darin die tiefe Krise, 
von der der Irak betroffen ist. Das Klima 
war günstig für den Aktivismus solcher 
extremistischen Gruppen wie DAESH 
(arabische Abkürzung für „Islamischer 
Staat im Irak und der Levante“ d. Red.), 
die ursprünglich ein Zweig von Al-Kai- 
da waren. Diese terroristische Organi¬ 
sation, die aus den Ereignissen in Syrien 
Vorteil ziehen konnte, nutzt die schwie¬ 
rigen Lebensbedingungen des arabi¬ 
schen Teils der Bevölkerung im Norden 
des Irak aus. Sie hat es verstanden, auch 
die Wut für sich zu vereinnahmen, die im 
westlichen Teil des Landes durch Kund¬ 
gebungen und Massenbewegungen zum 
Ausdruck kam. 

Frage: Wie erklären Sie sich dieses Ge¬ 
fühl der Ausgrenzung der sunnitischen 
Bevölkerung, deren Aufstand hart unter¬ 
drückt wurde? 

Hamid Majid Moussa: Der Anschluss ei¬ 
ner Randgruppe der sunnitischen Bevöl¬ 
kerung an den ISIL erklärt teilweise den 
Vormarsch dieser bewaffneten Gruppe. 
Aber als Kommunist begnüge ich mich 
nicht mit diesen Spaltungen zwischen 
Sunniten, Schiiten und Kurden. Nicht 
alle Sunniten unterstützen ISIL. Nicht 
alle Schiiten unterstützen Nuri al-Ma- 
liki (den derzeitigen Regierungschef des 
Irak, d. Red.). Die Probleme, unter de¬ 
nen die Bevölkerung im Westen leidet, 
sind die gleichen wie die, mit denen sie 
in anderen Landesteilen konfrontiert ist: 
Arbeitslosigkeit, der Verfall öffentlicher 
Dienste, Unsicherheit und Instabilität, 
die Lähmung der Wirtschaft. Alle die¬ 


Hamid Majid Moussa 

se Probleme treffen die Gesamtheit der 
Iraker. Das Sektengehabe, mit dem das 
Land regiert wird, hat die Verwaltung 
gespalten. Die Regierenden haben die 
religiösen Unterschiede kultiviert und 
instrumentalisiert, um den größtmögli¬ 
chen Anteil an der politischen Macht zu 
erlangen und sich zu bereichern. 

Frage: Würden Sie sagen, dass das Re¬ 
gime von Nuri al-Maliki die Iraker dau¬ 
erhaft gespalten hat? 

Hamid Majid Moussa: Al-Malikis Ver¬ 
antwortung ist sehr groß. Aber er ist 
nicht allein. Die auf konfessioneller 
Grundlage geschaffenen politischen 
Formationen, Sunniten wie Schiiten, 
haben sich als unfähig erwiesen ein Ab¬ 
kommen abzuschließen, das die Interes¬ 
sen des Landes widerspiegelt. Aber die 
Hauptverantwortung trägt natürlich al- 
Maliki, der die Macht in einsamer und 
autokratischer Weise ausübt und jeden 
Dialog auf politischer Ebene blockiert. 
Das hat den Boden für ISIL und die an¬ 
deren extremistischen Gruppen vorbe¬ 
reitet. Alle diese Widersprüche haben 
sich angehäuft, bis zur Einnahme von 
Mossul (durch ISIL am 10. 6., d. Red.). 
Da haben sich die Armee und die Sicher¬ 
heitskräfte, unterminiert durch Korrup¬ 
tion, einfach aufgelöst. 

Frage: Kann man von der irakischen 
Armee sagen, dass sie sich mehr mit Ge¬ 


schäften als mit der Verteidigung des 
Landes beschäftigt? 

Hamid Majid Moussa: Absolut. Die 
Offiziere, darunter manche ehemalige 
Baath-Anhänger (Baath-Partei = Par¬ 
tei des von den USA gestürzten und spä¬ 
ter hingerichteten Staatschefs Saddam 
Hussein, d. Red.), haben keinerlei Eifer 
gezeigt, eine umstrittene Regierung zu 
verteidigen. Sie haben keinesfalls die 
Verwirklichung eines authentischen 
demokratischen Prozesses im Irak im 
Blick. Im Gegenteil, sie haben DAESH 
geholfen, seine Pläne auszuführen. Es ist 
übrigens bestätigt, dass diese terrorris- 
tische Gruppe die formelle und direk¬ 
te Unterstützung ehemaliger Kader der 
Armee von Saddam Hussein genoss. 
Die Baathisten bezeichnen die aktuel¬ 
len Ereignisse mit dem Begriff „Revolu¬ 
tion“. Durch diese Unterstützung stark, 
hat der ISIL Waffen und viel Geld an¬ 
gehäuft und er arbeitet nunmehr daran, 
seinen Zugriff auf die eroberten Städte 
zu verstärken, indem er dort seine Re¬ 
geln und seine Verwaltung durchsetzt. 
Das ermöglicht es ihm, seine Offensive 
auf weitere Städte, weitere Provinzen zu 
beschleunigen. 

Aber nun treten Risse innerhalb die¬ 
ser heterogenen Front auf. Sogar Kämp¬ 
fe zwischen ISIL und anderen Gruppen 
von Aufständischen im Norden des Irak 
hat es gegeben. 

Frage: In welchem Maß sind die auslän¬ 
dischen Einmischungen, ob sie von den 
Westmächten oder den Erdölmonarchien 
am Golf kommen, eine Ursache für das 
Entstehen eines solchen Chaos? 

Hamid Majid Moussa: Die ausländi¬ 
schen Mächte haben eine große Verant¬ 
wortlichkeit; sie haben die bewaffnete 
Gruppe finanziert, formiert und ausge¬ 
rüstet, die zahlreiche Kämpfer aus Eu¬ 
ropa, dem Maghreb (arabische Staaten 
Nordafrikas, d. Red.) und hier in der 
Region rekrutiert hat. Sie legen ein un¬ 
glaubliches Entgegenkommen an der 
Front des Medienkrieges an den Tag, 
den der ISIL parallel zu seiner Offen¬ 
sive führt. Saudi-Arabien, Katar, aber 


auch die Türkei sind da in der ersten 
Linie. 

Frage: Riad leugnet jedoch jede Unter¬ 
stützung des ISIL, der in Saudi-Arabien 
als terroristische Gruppe eingestuft ist. 

Hamid Majid Moussa: Dass Saudi-Ara¬ 
bien diese Gruppe auf seinem eigenen 
Territorium verboten hat, hindert es 
nicht, sich ihrer anderswo zu bedienen. 
Im Irak, aber auch in Syrien betrachtet 
es sie als „revolutionäre“ Gruppe, die 
für die „Befreiung“ der sunnitischen 
Bevölkerung arbeitet. Da gibt es keinen 
Schatten eines Zweifels: die in der Regi¬ 
on agierenden terroristischen Gruppen 
werden finanziert und unterstützt durch 
Saudi-Arabien und Katar. 

Frage: Befürchten Sie das Szenarium ei¬ 
ner Balkanisierung des Irak? 

Hamid Majid Moussa: Genau. Die im 
Gang befindlichen Prozesse sind Trä¬ 
ger ernster Risiken eines Auseinander¬ 
brechens des Landes in drei Einheiten 
(Sunniten, Schiiten, Kurden) oder so¬ 
gar mehr. Wenn die Sicherheitslage sich 
noch weiter verschlechtern sollte, würde 
dies die Spaltungen zwischen den Regi¬ 
onen anstacheln. Aber das ist eine Mög¬ 
lichkeit. Es gibt Alternativen zu diesem 
Szenarium. 

Frage: Kann man sich in naher Zukunft 
ein unabhängiges Kurdistan vor stellen? 

Hamid Majid Moussa: Die Frage Kur¬ 
distans hat hier einen etwas beson¬ 
deren Platz. Das ist eine Nation, ein 
Volk, das das Recht auf wirtschaftliche 
Eigenständigkeit und Selbstbestim¬ 
mung hat. Die Beziehungen zwischen 
dem autonomen Kurdistan und der 
zentralen Bundesmacht sind auf allen 
Gebieten sehr beeinträchtigt. Artikel 
140 unserer Verfassung erlegt der Re¬ 
gierung jedoch die Verpflichtung auf, 
die Fragen der Grenzen und des Sta¬ 
tus von Kurdistan zu regeln, die in einer 
bestimmten Frist durch ein Referen¬ 
dum entschieden werden sollten. Bis¬ 
her ist, nachdem die gesetzte Frist von 


2007 nicht eingehalten wurde, nichts 
in dieser Hinsicht unternommen wor¬ 
den. Das zweite Problem betrifft die 
Aufteilung der Ressourcen. Seit 2003 
fordert eine Vereinbarung, dass Kurdi¬ 
stan 17 Prozent der Haushaltseinnah¬ 
men bekommen soll. Aber die Regie¬ 
rung versucht Jahr für Jahr, diesen Zu¬ 
schuss zu reduzieren. Schließlich gibt 
es die Frage der Peschmerga (kurdische 
Milizen, d. Red.), die eigentlich eine 
der Abteilungen der Sicherheitskräfte 
des Landes sind. Die Bundesregierung 
zahlt ihnen jedoch keinen Lohn. In der 
Kraftprobe, in der sich die Behörden 
von Bagdad und die Regierung der 
autonomen Region seit vier Monaten 
gegenüberstehen, sind die kurdischen 
Staatsangestellten nicht mehr bezahlt 
worden, was tausende Familien in un¬ 
überwindbare Schwierigkeiten stürzte. 
Das ist kriminell. 

Frage: Der Fall Irak illustriert das kom¬ 
plette Scheitern der Strategie der USA im 
Mittleren Osten ... 

Hamid Majid Moussa: Die amerikani¬ 
sche Strategie, vor und nach der Beset¬ 
zung des Irak, war die Widerspiegelung 
der Spaltungen der irakischen Opposi¬ 
tion. Statt politische Beziehungen her¬ 
zustellen und politische Optionen im 
Rahmen der nationalen Einheit ein¬ 
ander gegenüberzustellen, haben diese 
Oppositionskräfte aus Opportunismus 
die volksgruppenartigen und religiösen 
Unterschiede ins Spiel gebracht. Die 
USA ihrerseits haben von diesen Spal¬ 
tungen profitiert, die es ihnen erlaubte, 
die irakische Opposition sehr leicht zu 
kontrollieren. Der Wurm war schon in 
der Frucht. Während der Besetzung hat 
Washington ein fruchtbares Terrain ge¬ 
funden, um diese konfessionellen und 
regionalen Spaltungen weiter zu kulti¬ 
vieren. Die US-Regierung kommt dabei 
auch heute noch immer auf ihre Rech¬ 
nung: sie wird alles tun, um diese Situa¬ 
tion der Instabilität und des Chaos auf¬ 
rechtzuerhalten und die Gefahren eines 
Auseinanderbrechens beizubehalten. 

(Aus „Humanite“ vom 25. Juni; 

Übersetzung: Pierre Poulin) 
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UZ-Pressefest - Bilanz der SDAJ 


Das größte Fest der Linken in 
Deutschland, das UZ-Pressefest, en¬ 
dete am Sonntagabend (29. 6.) zum 
18. Mal. Gemeinsam mit „see red!“ 
einer Düsseldorfer Regionalgruppe 
der Interventionistischen Linken, 
und der Naturfreundejugend NRW 
hat die Sozialistische Deutsche Ar¬ 
beiterjugend (SDAJ) den Jugend¬ 
bereich auf dem Volksfest der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei or¬ 
ganisiert. In einer Pressemitteilung 
zieht der Jugendverband nun Bilanz: 
Über das Wochenende verteilt haben 
sich mehrere hundert Jugendliche am 
Programm beteiligt. Sie machten ei¬ 
nen kleinen aber prominenten Anteil 
der mehreren zehntausend Besucher, 
die trotz strömendem Regen in den 
Revierpark nach Dortmund kamen. 

Das Programm im Jugendbereich 
des Pressefestes war breit gefächert 
und lockte auch viele Erwachsene in 
die Diskussionszelte. Mit dabei waren 
ein Tribunal gegen Ausbildungsplatz¬ 
killer, Expertengespräche zu den im¬ 
perialistischen Einmischungen in die 
Ukraine, Podiumsdebatten zu He¬ 
rausforderungen antifaschistischer 
Initiativen, ein Blockadetraining zu 
Blockupy, Workshops zur Bildungs¬ 
politik und vieles mehr. Kulturelle 
Höhepunkte des Jugendprogramms 
waren ein Antifajugendkonzert am 
Freitagabend mit Campania Bata- 
clan (Bochum), Bandista (Istanbul) 
und Xaiko (Baskenland). Auftrit¬ 
te von Me Albino und den Coconut 
Butts, Lesungen von Dietmar Dath 
aus seinem Werk „Maschinenwinter“ 
und von einem fiktiven Känguru aus 
den beliebten Büchern von Marc- 
Uwe Kling sowie eine Feuershow 
der Gruppe Evil Flames rundeten 
das Kulturprogramm im Jugendbe¬ 
reich ab. 

Mischa Aschmoneit von „see 
red!“ zeigte sich insbesondere zufrie¬ 
den mit dem hohen Niveau der Dis¬ 
kussionen: Top-Stimmung bei Kon¬ 
zerten und Diskussionen. 


„Wir waren zum ersten Mal mit 
dem roten Zelt auf dem größten Fest, 
das die Linke in der Bundesrepub¬ 
lik zu bieten hat. Insgesamt sind wir 
sehr zufrieden mit der Beteiligung 
und insbesondere der Qualität der 
Debatten. Das gibt es so in der Form 
sonst nirgendwo.“ 

Auch Jan Tacke von der Natur¬ 
freundejugend NRW zog eine positi¬ 
ve Bilanz zum Wochenende: „Wir wa¬ 
ren zum ersten Mal hier beim Presse¬ 
fest und haben uns gut präsentieren 
können. Ich denke, wir haben unse¬ 
ren Bekanntheitsgrad steigern kön¬ 
nen und auch sonst hat sich unsere 
Beteiligung sehr gelohnt. Deshalb 
können wir es auch anderen fort¬ 
schrittlichen Jugendorganisationen 
nur empfehlen beim nächsten Pres¬ 
sefest mit dabei zu sein. Wir kommen 
in jedem Fall auch wieder.“ 

Paul Rodermund, Bundesvorsit¬ 
zender der SDAJ, resümiert: „Unser 
Jugendbereich auf dem Pressefest hat 
gezeigt, dass wir in unserem Kampf 
gegen den Kapitalismus nicht allein 
stehen. Die Diskussionen waren von 
dem Willen geprägt gemeinsam und 
solidarisch Wege zu finden, das Sys¬ 
tem der Ausbeutung und Unterdrü¬ 
ckung zu überwinden. Wir haben 
dank des Pressefestes neue Kraft für 
die kommenden Kämpfe getankt und 
freuen uns schon jetzt auf unser Festi¬ 
val der Jugend im nächsten Jahr. Für 
unsere aktuelle Kampagne war ins¬ 
besondere das Jugendtribunal gegen 
Ausbildungsplatzkiller motivierend.“ 
Die grundlegende Aufgabe, 
Kämpfe der Jugend zu initiieren und 
zusammenzuführen, kam am Wo¬ 
chenende besonders stark zum Aus¬ 
druck. Das drückte sich dann auch 
im Urteilsspruch des Richters im 
fiktiven Jugendtribunal aus. Dieser 
erklärte: „Die Vollstreckung dieses 
Urteils [Enteignung des deutschen 
Großkapitals] liegt in den Händen 
der Arbeiterjugend und wird in den 
Betrieben selbst vollzogen.“ 
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ln der kommunistischen Partei engagieren 

„Die DKP ist die konsequenteste Kraft für die Menschen im Land 

und für den Sozialismus“ 


UZ: Du gehörst zu den Genossinnen, 
die auf dem Pressefest in die DKP ein¬ 
getreten sind. Was hat dich dazu veran¬ 
lasst? 

Tabea Becker: Das sind ganz verschie¬ 
dene Gründe, die dazu beigetragen ha¬ 
ben. Einmal komme ich aus der SDAJ, 
bin also beileibe politisch nicht unbe¬ 
lastet und habe neben der Interessen¬ 
politik für die Jugend in diesem Lande 
bei vielen Aktionen auch schon Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten ken¬ 
nengelernt. Ich halte es für dringend 
notwendig, sich politisch zu engagieren. 

UZ: Über die SDAJ also zur Partei? 

Tabea Becker: Zur SDAJ über die 
Schule und zur Partei in meinem Fall 
über die SDAJ. 

UZ: Wie war dein politischer Werde- 
gang? 

Tabea Becker: In der Schülervertre¬ 
tung habe ich seit der fünften Klas¬ 
se mitgearbeitet, weil ich das für sehr 
wichtig halte. Auch hier kann man für 
seine Interessen und die der Klassenka¬ 
meradinnen und -kameraden eintreten. 
Während der letzten drei Jahre in mei¬ 
ner Schule war ich dann Schulspreche¬ 
rin. So kannst du gut auf Schulproble¬ 
me eingehen. Bildungsschranken, die 
dieser Kapitalismus erzeugt, bekämp¬ 
fen und Bildungsstreiks organisieren. 
Konkret organisieren wir die jetzt in 


Köln mit dem Landesverband der 
SDAJ. Verspreche mir natürlich auch 
hier Unterstützung und Beteiligung 
durch die Partei. 

UZ: Mit deinen jungen Jahren, kann 
man sagen, bringst du jede Menge Er¬ 
fahrung mit. Gemeinsame Ziele und 
kameradschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen SDAJ und DKP haben also 
diesen Schritt möglich gemacht? 

Tabea Becker: Ja, gerade in Aachen 
gibt es wirklich positive Erfahrung und 
Unterstützung durch die Genossinnen 
der DKP. SDAJ und Partei helfen sich 
bei der täglichen Kleinarbeit und für 
die Verbesserung der Lebensverhält¬ 
nisse für die Jugend und der Menschen 
vor Ort. Wir haben mit der Vierpartei¬ 
enkonferenz eine öffentlichkeitswirk¬ 
same Demonstration der Kommunisti¬ 
schen Parteien durchgeführt. Dies war 
für mich, aber auch für meine SDAJ- 
Genossinnen und Genossen, sehr mo¬ 
tivierend. Ganz praktische Hilfe gab es 
bei der Konferenz durch die SDAJ. Wir 
waren verantwortlich für die Verpfle¬ 
gung. Auch so etwas können wir. 

UZ: Mit der Mitgliedschaft und den Ak¬ 
tivitäten in der SDAJ hast du also gute 
Voraussetzungen, auch den Schritt in 
Richtung DKP zu gehen? 

Tabea Becker: Das ist so. Die SDAJ 
macht eine konsequente Interessen¬ 
politik für Schüler, Studenten und 


die Arbeiterjugend. Dies kann und 
muss sich natürlich in der DKP wi¬ 
derspiegeln. Mein Eintritt ermöglicht 
eine Stärkung der Kommunisten. Die 
SDAJ in Aachen, meine Gruppe, ist 
auch betrieblich und in ver.di aktiv. 
Nicht unerheblich war für mich, war¬ 
um ich jetzt auf dem Pressefest in die 
DKP eingetreten bin, dass wir etwas 
gegen die Nazis tun müssen. 

Ich erlebe jetzt das zweite Presse¬ 
fest. Es ist unglaublich, welche Leistun¬ 
gen und ehrenamtliche Arbeit von den 
Helfern erbracht wird. Die Welt brennt 
um Deutschland herum. Die Imperia¬ 
listen und mit ihnen das BRD-Kapital 
führen immer mehr Kriege. Dem will 
ich mit meiner DKP-Mitgliedschaft et¬ 
was entgegensetzen. Als Parteimitglied 
habe ich auch größere Möglichkeiten 
politisch tätig zu werden. Ich möchte 
dazu beitragen, dass die Kommunisten 
wieder mehr Gehör bekommen. Dazu 
gehört eben auch die Entscheidung, die 
DKP durch eine Mitgliedschaft zu stär¬ 
ken. Jugendpolitik wird auch bei der 
DKP mein Hauptschwerpunkt sein. 
Die Bildungsmisere muss bekämpft 
werden. Bildung muss vor allem kos¬ 
tenlos und für alle zugänglich sein. Die 
DKP ist die konsequenteste Kraft für 
die Menschen im Land und für den So¬ 
zialismus. Durch und durch eine Anti¬ 
kriegspartei. 

Dazu gibt es in Deutschland keine 
Alternative. 

Die Fragen stellte Herbert Schedlbauer 

























Das Fest 
unserer Zeit 




Genießt mit uns das 
Pressefest! 


Wir freuen uns, dass ihr alle da seid, wir freuen uns mit euch 
zu feiern und zu diskutieren. Wir freuen uns besonders, über 
unsere Gäste, die unser Programm bereichern. Besonders 
begrüßen möchte ich unsere Freundinnen und Freunde un¬ 
sere Genossinnen und Genossen von der SDAJ. Ohne euch 
würden wir das gar nicht schaffen - Gratulation zum gest¬ 
rigen Konzert. 

Wir freuen uns über den Beitrag der Tageszeitung junge 
Welt , wir freuen uns über das rote Zelt antifaschistischer und 
antikapitalistischer Organisationen - herzlich willkommen. 
Es ist schön, dass die Naturfreundejugend NRW mit einem 
eigenen Zelt im Jugendbereich teilnimmt - viele Grüße auch 
an das Känguru. 

Schön, dass die Partei „Die Linke“ auch diesmal mit ei¬ 
nem eigenen Zelt präsent ist. „Wer die Wahrheit nicht weiß, 
der ist bloß ein Dummkopf. Aber wer sie weiß, und sie eine 
Lüge nennt, der ist ein Verbrecher! “ Dies Zitat hat ja zu Un¬ 
ruhe geführt - wer völkerrechtswidrige Angriffskriege mit 
dem Verweis auf Auschwitz begründet, der wird zum Faschis- 


tenversteher, will aber so nicht genannt werden. Wir haben 
Sevim sofort zugestimmt. 

Danke an die Initiativen und Gruppen der Kuba-Solidari¬ 
tät, die uns in der Casa Cuba unterstützen. Dank an alle, die 
mit ihren Ständen zur Bereicherung unseres Festes beitragen. 

Dieses Fest würde es nicht geben ohne hunderte von 
Helferinnen und Helfern, die es vorbereiten, die Spenden 
sammeln, Werbung machen. Die sich Urlaub nehmen, um 
auf- und abzubauen. Das ist wie ein großer kommunistischer 
Subbotnik, von dem Lenin sagt, dass er eine Keimzelle der 
neuen, der sozialistischen Gesellschaft ist. Na, dafür muss 
man einfach mal Danke sagen. Und damit stellen wir, die 
Deutsche Kommunistische Partei, das größte Fest der Linken 
in unserem Land auf die Beine. Darauf dürfen wir stolz sein. 

Liebe Freundinnen und Freunde, liebe Gäste, genießt 
mit uns das Pressefest, feiern wir unter Pflaumenbäumen, 
reden wir über Bäume, schweigen wir nicht über Unrecht 
und Recht, tanken wir Kraft und schaut sie euch mal an, diese 
Deutsche Kommunistische Partei. 

Aus der Eröffnungsrede des DKP-Vorsitzenden Patrik Köbele 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Der Vorwurf des „Ökonomismus“ 

Das Werk von Reinhard Opitz bietet Antworten auf aktuelle Fragen 


A m 2. Juli 2014 wäre Reinhard 
Opitz 80 Jahre alt geworden. Ro¬ 
bert Steigerwald hat ihn einmal 
als einen der „klügsten Marxisten, die 
die Kommunisten in der Bundesrepu¬ 
blik hatten“ bezeichnet. Warum dieser 
Einschätzung über den 1986 verstor¬ 
benen Sozialwissenschaftler zuzustim¬ 
men ist und warum es sich lohnt, Opitz 4 
recht anspruchsvolle Texte zu studieren, 
wird sicher nicht erschöpfend im Rah¬ 
men dieses Artikels zu begründen sein. 
Aber zumindest an eine Leistung soll 
erinnert werden, mit der Opitz ein gän¬ 
giges Missverständnis über den Marxis¬ 
mus und eine verbreitete Kritik speziell 
an der marxistischen Faschismustheorie 
beantwortet hat. Die Leserinnen und Le¬ 
ser mögen dann urteilen, ob ihnen die¬ 
se Klärung für die Orientierung und das 
Verständnis ihrer eigenen Politik von 
Nutzen ist oder nicht. Opitz hätte jeden¬ 
falls diese Frage der praktischen Nütz¬ 
lichkeit als Kriterium gelten lassen. 

Max Weber, in den deutschen Ge¬ 
sellschaftswissenschaften als Klassiker 
verehrt, hatte bereits 1904 erklärt, er sei 
„frei von dem veralteten Glauben, dass 
die Gesamtheit der Kulturerscheinun¬ 
gen sich als Produkt oder als Funktion 
materieller 4 Interessenkonstellationen 
deduzieren lasse 44 und bescheinigte der 
„sogenannte[n] materialistischen Ge¬ 
schichtsauffassung 4 in dem alten genial¬ 
primitiven Sinne etwa des kommunisti¬ 
schen Manifests 44 , sie beherrsche heute 
„nur noch die Köpfe von Laien und Di¬ 
lettanten 44 . In mehr oder weniger groben 
Zügen lieferte Weber damit das Grund¬ 
gerüst eines Vorwurfs, der dem (offen¬ 
sichtlich trotz allem „Dilettantismus 44 bis 
heute lebendigen) Marxismus regelmä¬ 
ßig entgegengebracht wird: Dieser habe 
sich eben nicht von dem beschriebenen 
„veralteten Glauben 44 befreit und erklä¬ 
re das ganze politische, geistige und ge¬ 
sellschaftliche Leben als abhängiges Er¬ 
gebnis der ökonomischen Struktur der 
Gesellschaft. Damit würde die doch viel 
komplexere und vielfältigere politische 
und soziale Wirklichkeit auf eine bloße 
Funktion der Ökonomie bzw. der öko¬ 
nomisch definierten Klassen reduziert. 

Dieser Vorwurf kam indes nicht nur 
von einem bürgerlichen Professor (und 
zeitweiligen Mitglied des „Alldeutschen 
Verbandes 44 ) wie Max Weber, sondern 
wird auch bis heute insbesondere von 
Kritikern formuliert, die sich selbst der 
politischen Linken zurechnen. Von dort 
wird dieser vorgebliche Fehler, dessen 
sich Marxisten schuldig machen, als 
Klassen-Reduktionismus oder als Öko¬ 
nomismus bezeichnet. Ende der 1970er 
Jahre fand Opitz Anlass, sich mit diesem 
Vorwurf auseinanderzusetzen. Ort der 
Debatte war die Westberliner Zeitschrift 
„Das Argument 44 die bis heute unter an¬ 
derem von Wolfgang Fritz Haug heraus¬ 
gegeben wird. Der Vorwurf des Öko¬ 
nomismus wurde dort im Herbst 1979 
von der Soziologin Karin Priester gegen 
Opitz erhoben. Priester kritisierte dabei 
seinen Beitrag mit dem Titel „Über die 
Entstehung und Verhinderung von Fa¬ 
schismus 44 aus dem Jahr 1974. In diesem 
grundlegenden Aufsatz hatte Opitz das 
marxistische Verständnis von Faschis¬ 
mus als terroristische Form bürgerlicher 
Herrschaft zu einer Faschismustheorie 
entfaltet, die - wie im Titel angedeutet - 
sich um die Klärung der Entstehungsbe¬ 
dingungen von Faschismus bemüht und 
diesen Ansatz wählt, weil gerade hier der 
Hebel für die Verhinderung von Faschis¬ 
mus anzusetzen sei. Priester beruft sich in 
ihrer Kritik an diesem Aufsatz auf den im 
April dieses Jahres verstorbenen „post¬ 
marxistischen 44 Politikwissenschaftler Er- 
nesto Laclau und auf Antonio Gramsci. 
Die damalige Gramsci-Welle, vor deren 
Hintergrund die Auseinandersetzung 
im „Argument 44 zu sehen ist, entfaltete 
sich auf der Grundlage eines Gramsci- 
Verständnisses, welches den Fokus nicht 
auf den Marxisten und Mitbegründer der 
italienischen KP legte, sondern ihn und 
sein vermeintliches Erbe als Allheilmit¬ 
tel für ein angeblich bitter nötiges Up¬ 
date des Marxismus verstand. „Gegen¬ 
wärtig klingelt, klappert und scheppert 
es in manchen linken Gruppen der Bun¬ 
desrepublik nur so von Gramsci-Begrif- 
fen wie ,Hegemonie 4 und ,Historischer 


Block 4 , Stellungskrieg 4 und Bewegungs¬ 
krieg 4 , ,societä civile 4 und ,societä politi- 
ca 4 ,,moderner Fürst 4 etc. etc. [...]. 44 (360) 
Ähnlichkeiten mit Diskussionen jünge¬ 
ren Datums innerhalb der DKP sind da 
nicht ganz zufällig: Die Absicht, einer in 
der Bundesrepublik nicht gerade erfolgs¬ 
verwöhnten antifaschistischen oder kom¬ 
munistischen Bewegung zu mehr und 
besserer Resonanz zu verhelfen, ist nach¬ 
vollziehbar und sicher nicht kritikwürdig. 
Opitz aber entgegnete der Kritik an sei¬ 
nem vorgeblichen „Ökonomismus 44 und 
den damit verbundenen Vorschlägen für 
eine Aktualisierung marxistischer Theo¬ 
rie, dass sie gerade die originäre Leistung 
des marxistischen Geschichts- und Ge¬ 
sellschaftsverständnisses übersehe und 
preisgeben wolle. Und das ist letztlich 
die von Marx in seinem Hauptwerk ana¬ 
lysierte Einheit der Bestimmungen von 
Kapital sowohl als ökonomische Struk¬ 
tur als auch als gesellschaftliches Verhält¬ 
nis. Auf der Erkenntnis, dass die Kritik 
der Politischen Ökonomie sich nicht auf 
eine Untersuchung von Regeln und Zu¬ 
sammenhängen „in der Wirtschaft 44 be¬ 
schränkt, sondern unternommen wurde, 
um - wie Marx schrieb - das Bewegungs¬ 
gesetz der modernen Gesellschaft zu 
enthüllen, beruht unser Verständnis von 
Marxismus (und von Ökonomie). Auf 
dieser Grundlage ist Geschichte als Ge¬ 
schichte von Klassenkämpfen zu begrei¬ 
fen. In seiner 1980 veröffentlichten Ant¬ 
wort auf die Kritik 1 erklärte Opitz, dass 
der aufgemachte Gegensatz zwischen ei¬ 
nem „ökonomischen 44 und einem „politi¬ 
schen 44 Erklärungsansatz eine Fiktion sei, 
„da der marxistische Erklärungsansatz 
doch seinerseits ein politischer und kei¬ 
neswegs ein ökonomischer 4 Ansatz ist. 44 
(357) Hiermit reagierte er auch auf das 
Editorial, das „Argument 44 -Kopf Haug 
dem Schwerpunkt des Hefts vom Herbst 
1979 vorangestellt hatte. Opitz argumen¬ 
tierte, dass das bei den Kritikern beste¬ 
hende Verständnis des marxistischen Be¬ 
griffs der „ökonomischen Interessen 44 im 
Sinne eines Reduktionismus selber eine 
verkürzte Interpretation sei und gab den 
Vorwurf an seine Kritiker zurück. Die¬ 
se unterstellten dem Marxismus, bei sei¬ 
nen Erklärungsmustern einzig „auf die 
gleichsam auch ihrem Stoffe nach mate¬ 
riell-wirtschaftlichen 44 (358) Interessen 
zu verweisen. Doch gerade dieser auf 
das materiell-wirtschaftliche reduzierte 
Begriff von „Ökonomie 44 sei - so Opitz - 
Ausdruck bürgerlichen Geschichts- und 
Gesellschaftsverständnisses und eben 
nicht der marxistische Begriff. Der Mar¬ 
xismus, wie ihn Opitz verstand und stark 


Wie später Lenin, erkannten Marx und 
Engels frühzeitig, dass für den revoluti¬ 
onären Kampf eine entsprechende Agi¬ 
tation nötig war. Es war kurz nach den 
Volksaufständen in Wien und Berlin, als 
Ende März 1848 in Paris in einem Flug¬ 
blatt thesenartig die „Forderungen der 
Kommunistischen Partei in Deutsch¬ 
land 44 verbreitet wurden. Damit begann 
die Agitation des Bundes der Kommunis¬ 
ten. Aber von Paris aus konnte man nicht 
aktiv auf die Revolution in Deutschland 
einwirken. Deshalb begaben sich Marx 
und Engels wenig später aus dem Exil 
nach Köln, dem Zentrum der rheini¬ 
schen Industrie, um dort die Gründung 
einer revolutionären Zeitung, der „Neu¬ 
en Rheinischen Zeitung 44 vorzubereiten. 
Geleitet von Karl Marx als Chefredak¬ 
teur und Friedrich Engels erschien sie ab 
1. Juni 1848 als „Organ der Demokratie 44 
und einziges in Deutschland erscheinen¬ 
des Blatt, das eine konsequent revolutio¬ 
när-demokratische Position bezog. 

Mit der NRhZ entstand ein zur Or¬ 
ganisierung des Proletariats und seiner 
revolutionären Partei sowie der Orien¬ 
tierung der demokratischen Kräfte in 
der Revolution dringend erforderliches 
Publikationsorgan. Es wurde Sprachrohr 
aller fortschrittlichen Kräfte, in erster Li¬ 
nie des konsequentesten Repräsentan¬ 
ten der revolutionären Demokratie, der 
Arbeiterklasse, deren einzige Zeitung sie 


machte, lege jedoch einen „schon immer 
gesellschaftstotale[n] 44 Terminus zugrun¬ 
de, der sich durch die Einheit des Ver¬ 
ständnisses von Wirtschaft, Politik und 
Ideologie auszeichnet. 

Wer Kapital lediglich als einen Hau¬ 
fen Geld begreift, wer demnach unter 
Herrschaft im Kapitalismus lediglich ver¬ 
steht, dass sich „die Reichen 44 alles - und 
somit auch „die Politik 44 - kaufen können, 
für den muss die Charakterisierung des 
Faschismus als eine Herrschaftsform des 
Monopolkapitals als „ökonomistische 
Reduktion 44 erscheinen. Doch wer so 
denkt, hat den Kern des Marxismus nicht 
verstanden; hat nicht verstanden, dass der 
Marxismus in dem gesellschaftlichen Ver¬ 
hältnis von Kapital und Lohnarbeit - also 
in den Eigentumsverhältnissen der bür¬ 
gerlichen Gesellschaft - nicht etwa ledig¬ 
lich ein Mittel sieht, welches zur Beherr¬ 
schung anderer Menschen missbraucht 
werden kann. Marx erkannte stattdes- 
sen, dass das Herrschaftsverhältnis in die¬ 
sem gesellschaftlichen Verhältnis selber 
steckt: Eine Herrschaft von Menschen 
über Menschen, die deswegen auch nicht 
mit mehr Demokratie in „der Wirtschaft 44 
wegreformiert werden kann, sondern nur 
zu überwinden ist, wenn das Verhältnis 
von Lohnarbeit und Kapital selber über 
den Haufen geschmissen wird. 

Faschismus - so hatte Opitz in sei¬ 
nem von Priester kritisierten Aufsatz 
geschrieben - müsse aus seinem sozia¬ 
len Klassencharakter, nämlich als mo¬ 
nopolkapitalistische Herrschaftsform, 
begriffen werden. Und zwar, weil nur 
so diese Herrschaftsform „in allen ihren 
einzelnen Eigentümlichkeiten, ihren be¬ 
sonderen technischen Regulationsme¬ 
chanismen und Entwicklungsmöglich¬ 
keiten wie hinsichtlich der Gesamtheit 
der besonderen gesellschaftlichen Geset¬ 
ze, denen sie unterliegt 44 erklärt werden 
kann. Nicht also ein simplifizierender 
„Ökonomismus 44 liegt diesem Faschis¬ 
musverständnis zu Grunde, sondern die 
kreative Anwendung marxistisch-leni¬ 
nistischer Theorie, der Erkenntnisse von 
Marx und Engels über den Kapitalismus 
und der Analyse dessen Entwicklung zu 
seinem monopolistischen Stadium durch 
Lenin. Unter den von Lenin beschriebe¬ 
nen Bedingungen des Monopolkapita¬ 
lismus entwickelt sich unter bestimmten 
(politischen) Voraussetzungen der Be¬ 
darf der herrschenden Klasse, die Form 
ihrer Herrschaft nicht mehr parlamen¬ 
tarisch-demokratisch zu gestalten, son¬ 
dern zur faschistischen Herrschaftsform 
überzugehen. In seiner Definition des Fa¬ 
schismus fügte Opitz demnach der Be- 


war. Mit der NRhZ schlug die Geburts¬ 
stunde der proletarischen Presse. 

Die Artikel der NRhZ, die fast den 
ganzen Band 5 und 6 der Marx-Engels- 
Werke füllen, zeigen eine Vielfalt von 
Themen. Sie publizierte die von Marx 
und Engels erarbeiteten philosophi¬ 
schen Grundlagen des wissenschaftli¬ 
chen Kommunismus, Leitsätze über die 
Rolle des Proletariats und seiner Dikta¬ 
tur, Prinzipien der Taktik des revolutio¬ 
nären Kampfes der Arbeiterklasse in der 
Revolution. Als historische Hauptaufga¬ 
be stellten Marx und Engels die Beseiti¬ 
gung der ökonomischen und politischen 
Zersplitterung durch die Schaffung ei¬ 
ner einigen, unteilbaren deutschen de¬ 
mokratischen Republik, um den Weg 
für eine fortschrittliche Entwicklung in 
Deutschland frei zu machen. Das schloss 
ein, die Feudalordnung zu beseitigen. 
Sie legten ein konkretes Programm der 
bürgerlich-demokratischen Revolution 
vor, in deren siegreichem Verlauf sie den 
Prolog zu einer folgenden proletarischen 
sahen. 

Eingehend analysierten Marx und 
Engels die revolutionären Kämpfe in 
Frankreich, Österreich, Ungarn, Italien, 
Polen und Böhmen. So untersuchten sie 
die Ursachen der Niederlage des Pariser 
Proletariats im Juni-Aufstand, des Falls 
des revolutionären Wien am 1. Novem¬ 
ber und des Staatsstreichs der preußi- 


stimmung von dessen Klassengehalt die 
Spezifizierung als terroristische Form der 
politischen Herrschaft des Monopolka¬ 
pitals hinzu - und zwar derjenigen terro¬ 
ristischen Form, „in der alle politischen 
Organisationen, in denen sich objektiv 
Interessen der nichtmonopolistischen 
Schichten artikulieren 44 , der Illegalisie¬ 
rung und Verfolgung ausgesetzt sind. 

Die zahlreichen Versuche, diesem 
marxistischen Faschismusverständnis 
eine angeblich notwendige „Modernisie¬ 
rung 44 zu verpassen, endeten nicht zufäl¬ 
lig im Irrationalismus, in Empfehlungen 
zu bürgerlicher Politik der Anpassung an 
bestehende Verhältnisse und/oder in der 
Absage an jegliche antifaschistische, po¬ 
litische Praxis. Der Irrationalismus folgt 
letztlich - wie immer - aus dem Verzicht 
auf historisch-materialistische Erklärun¬ 
gen. Er nimmt dabei Formen an wie die, 
den Faschismus über seine Ideologie er¬ 
klären zu wollen, ihn (als politische Er¬ 
scheinung) also aus sich selber heraus 
(nämlich aus einer seiner Ausprägungen) 
zu bestimmen. 

Der Auseinandersetzung mit sol¬ 
chen Vorstellungen dient auch Opitz 4 
Kritik am bereits erwähnten Ernesto 
Laclau. Laut Opitz fasste Laclau den 
Widerspruch zwischen dem „Volk 44 , dem 
jeder Mensch - neben der jeweiligen 
sozialen Klasse - angehöre, und dem 
herrschenden „Machtblock 44 als den 
„wesentliche [n] Widerspruch auf der 
Ebene des politischen Kampfes 44 (369). 
Dieser Widerspruch werde als „popu¬ 
lär-demokratischer 44 Kampf ausgetra¬ 
gen, welcher separat vom Klassenkampf 
existiere. Auf dieser Grundlage fußten 
dann die Versuche von Haug, Laclau 
und Priester, die Wirksamkeit faschisti¬ 
scher Ideologie und das Entstehen einer 
faschistischen Massenbewegung dadurch 
zu erklären, dass es den Faschisten ge¬ 
lungen sei, auf dieser „populär-demo¬ 
kratischen 44 Klaviatur zu spielen. Der 
„Antikapitalismus 44 der Nazis erscheint 
aus dieser Perspektive nicht als Dema¬ 
gogie, die einen Zweck erfüllen soll (wie 
es der Marxismus behauptet und von 
Opitz und anderen mit etlichen histo¬ 
rischen Quellen belegt wurde), sondern 
als Ausdruck einer aus dem „populär¬ 
demokratischen 44 Kampf des Volkes her¬ 
vorgehenden Ideologie. Die Funktion 
einer klassenlosen, „Volks 44 -bezogenen, 
„populistischen 44 Ideologie übernähmen 
auch andere im Faschismus wirkende 
Ideologien wie beispielsweise der Nati¬ 
onalismus, solange durch sie „das ,Volk 4 
sich seiner Identität in seiner Konfronta¬ 
tion mit dem Machtblock bewusst wird. 44 


sehen Reaktion. Marx rief die revoluti¬ 
onären Kräfte auf, daraus die richtigen 
Lehren zu ziehen und sie furchtlos bei 
den noch bevorstehenden Kämpfen an¬ 
zuwenden. 

Mit den führenden Mitgliedern des 
Bundes der Kommunisten auf dem äu¬ 
ßersten linken Flügel der Revolution 
stehend, traten Marx und Engels für ein 
enges Bündnis mit den Demokraten ein, 
kritisierten gleichzeitig die Fehler und 
Illusionen der kleinbürgerlich-demo¬ 
kratischen Führer. Scharf kritisierten 
sie das Zurückweichen der Frankfurter 
Nationalversammlung vor der preußi¬ 
schen Reaktion. Als im Frühjahr 1849 in 
der Rheinprovinz und anderen Gebie¬ 
ten Westdeutschlands Volksaufstände 
zur Verteidigung der Reichsverfassung 
ausbrachen, unterstützten sie diese Be¬ 
wegung trotz der begrenzten Ziele und 
Möglichkeiten. Engels nahm am Auf¬ 
stand in Elberfeld teil und begab sich 
danach zur badisch-pfälzischen Revo¬ 
lutionsarmee, wo er als Adjutant und 
Stabschef im legendären Freikorps Wil- 
lich kämpfte. Marx begab sich nach Pa¬ 
ris, um vor Ort die Analysen zu vertiefen. 

In der NRhZ zeigte sich Marx 4 groß¬ 
artige Begabung als Journalist und Re¬ 
dakteur, sein brillanter Stil, seine glän¬ 
zenden Analysen, aber auch sein Talent 
als Chefredakteur und Organisator der 
Zeitung. „Es war in erster Linie sein 


(371). Die Darstellung des bürgerlichen 
Klassengehalts dieser Ideologien wäre 
demnach ebenso verfehlt wie das Be¬ 
mühen, ihnen auf der Ebene ihrer sozio- 
ökonomischen Basis entgegenzutreten. 
Es komme stattdessen darauf an, die 
eigenen (antifaschistischen, demokrati¬ 
schen, sozialistischen) Ziele besser mit 
den „im Volk 44 vorhandenen Ideologien 
zu verbinden. Solche Strategieempfeh¬ 
lung stellte Opitz zu Recht in eine Reihe 
historisch gescheiterter sozialdemokrati¬ 
scher, aber auch heute weiter anzutref¬ 
fender Konzeptionen, die darauf hinaus¬ 
liefen, dem Faschismus seine Anhänger 
abspenstig zu machen, indem man deren 
Ressentiments bediene. 

Reinhard Opitz, der mit „Faschismus 
und Neofaschismus 44 1984 einen oft über¬ 
sehenen (und im MBl-Digitalarchiv „113 
Bücher aus [fast] 50 Jahren 44 wieder er¬ 
hältlichen) Klassiker der Faschismusfor¬ 
schung hinterlassen hat, stieß während 
seiner Studien übrigens auch auf den 
eingangs erwähnten Weber. In seiner 
Dissertationsschrift von 1973 über den 
deutschen Sozialliberalismus beschäftig¬ 
te er sich mit dessen Theorie vom „cha¬ 
rismatischen Führer 44 . Opitz analysierte 
den problematischen Charakter der We- 
berschen Konzeption einer „plebiszitä- 
ren Führerdemokratie 44 Doch es hätte 
vermutlich sowohl Weber als auch spä¬ 
tere „Anti-Ökonomisten 44 verwundert: 
Opitz griff dazu nicht etwa „ökonomis- 
tisch 44 auf Börsenberichte und Geschäfts¬ 
zahlen deutscher Großunternehmen zu¬ 
rück. Stattdessen zitierte er aus einem 
wenig bekannten Gespräch Webers mit 
dem späteren Kompagnon Hitlers bei 
dessen Putschversuch 1923, dem Welt¬ 
kriegsgeneral Erich Ludendorff. In der 
Unterredung mit Weber bekundete die¬ 
ser, an einer Demokratie, wie sie Weber 
zeichne, könne auch er Gefallen finden. 

Es ist erfreulich, dass seit einigen Jah¬ 
ren die Beschäftigung mit den Schriften 
von Reinhard Opitz wieder einen Auf¬ 
schwung erlebt. Angesichts der ungenü¬ 
genden Fähigkeit der antifaschistischen 
Kräfte in Deutschland, angemessene 
Antworten auf aktuelle Herausforderun¬ 
gen wie den NSU und der mit Hilfe von 
Faschisten betriebenen Ost-Erweiterung 
von EU und NATO in Richtung Ukraine 
zu finden, erscheint aber auch eine weite¬ 
re Steigerung dieser Arbeit angebracht. 

Phillip Becher und Jürgen Lloyd 

1 Reinhard Opitz: „Über vermeidbare Irrtü- 
mer“. In „Das Argument“ Heft 121, Berlin 
1980 - Seitenangaben im Fließtext beziehen 
sich auf diesen Aufsatz. 


klarer Blick und seine sichere Haltung 44 
hielt Engels fest, „die das Blatt zur be¬ 
rühmtesten deutschen Zeitung der Re¬ 
volutionsjahre gemacht haben. 44 

Angesichts der sich ständig verschär¬ 
fenden Verfolgung durch die preußische 
Regierung, die Marx nach dem Scheitern 
der Aufstände in der Rheinprovinz des 
Landes verwies, musste die NRhZ am 19. 
Mai 1849 ihr Erscheinen einstellen. In ih¬ 
rer letzten Nummer, deren erste Seite in 
rotem Druck erschien, betonten Marx 
und Engels vor allem den proletarischen 
Internationalismus, indem sie vom Juni¬ 
aufstand der Pariser Arbeiter ausgehend 
schrieben, „die Seele der Junirevolution 44 
war „die Seele unserer Zeitung 44 . Die Re¬ 
dakteure richteten eine Abschiedsbot¬ 
schaft „an die Kölner Arbeiter 44 , in der 
es hieß, das „letzte Wort wird überall und 
immer sein: Emanzipation der arbeiten¬ 
den Klasse! 44 

In einem aufrüttelnden Abschied 
nannte Ferdinand Freiligrath die NRhZ 
„eine stolze Rebellenleiche 44 ; nicht „in 
offener Schlacht 44 , sondern „aus dem 
Hinterhalt 44 , durch „schleichende Nie¬ 
dertracht 44 zu Fall gebracht. Zum Schluss 
hieß es: „Nun ade - doch nicht für immer 
ade! / Denn sie töten den Geist nicht, ihr 
Brüder! / Bald rieht ich mich rasselnd in 
die Höhe, / bald kehr ich reisiger wie¬ 
der! 44 

Gerhard Feldbauer 


„Wir stehen in der Tradition der Rebellin“ 

ln der Revolution von 1848/49 schufen Marx und Engels die erste proletarische Zeitung 
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Filme als weltweiter Klassenkampf 

Zur DVD-Edition „Studio H&S“ 



Die beiden legendären Dokumentaristen berichteten auch aus dem kämpfen¬ 
den Vietnam. 


I n den bewegten 1968er Zeiten reisten 
zwei Herren aus der DDR durch die 
Uni-Filmclubs der BRD, genauestens 
verfolgt von der politischen Polizei, die 
es weniger auf die beiden Besucher als 
auf ihr Begleitgepäck abgesehen hat¬ 
te. Genauer: auf einen Filmkarton, mit 
dem die beiden mutmaßlich gegen ein 
bundesdeutsches „Verbringungsver¬ 
botsgesetz“ (VVG) verstoßen woll¬ 
ten. Sein Inhalt: „Der lachende Mann“ 
(1966), ein Film über den berüchtigten 
Söldnerführer Müller, genannt „Kon¬ 
go-Müller“ Die Vorführung des Films 
war ja offiziell nicht strafbar, dafür 
sorgte das Zensurverbot des Grundge¬ 
setzes. Also verbot ein geheim tagender 
„Interministerieller Ausschuss“ mittels 
VVG den Besitz der Filmkopie, was 
den gleichen Zensureffekt gehabt hät¬ 
te, wären nicht die Filmclubs regelmä¬ 
ßig klüger gewesen als die Polizei. 

Solcher Aufwand für die Jagd nach 
einer Filmkopie mag heute absurd er¬ 
scheinen. Damals spiegelte er nur das 
Maß an gefährlichem Einfluss, den man 
in Bonn den Filmen der beiden Herren 
zumaß. Walter Heynowski und Ger¬ 
hard Scheumann hatten Kongo-Mül¬ 
ler schon ein Jahr zuvor in „Komman¬ 
do 52“ vor ihrer Kamera gehabt, nun 
lieferte er ihnen ungeniert und alkoho¬ 
lisiert lächelnd Argumente gegen die 
Bonner Regierung und ihre Bemühun¬ 
gen, den versäumten radikalen Bruch 
mit dem NS-Regime mit Sonntagsre¬ 


den über Freiheit und Demokratie zu 
kaschieren. Verständlich, dass die Re¬ 
gierung der DDR den agitatorischen 
Wert solcher Filme im Kalten Krieg 
gerne nutzte und „H&S“, wie die bei¬ 
den schon bald firmierten, besonders 
großzügige Arbeitsbedingungen ver¬ 
schaffte; seit Mai 1969 durften sie sogar 
ein eigenes, von der DEFA unabhängi¬ 
ges eigenes „Studio H&S“ betreiben. 
Die Filme mit diesem Markenzeichen 
wurden auf den Festivals im „Ost¬ 
block“ so regelmäßig mit Preisen aus¬ 
gezeichnet, wie sie von den Kinos und 
Medien im Westen ignoriert wurden. 
Die spärlichen Rezensionen zur jetzt 
erschienenen, verdienstvollen Edition 
eines großen Teils ihres Schaffens auf 
fünf DVDs sind ein später Reflex auf 
den früheren Boykott, doch auch sie 
können nicht umhin, den hohen film¬ 
künstlerischen und technischen Stan¬ 
dard der Filme anzuerkennen. 

Nur ihr Sonderstatus, der ihnen 
von anderen DDR-Filmemachern oft 
geneidet wurde, erlaubte den H&S- 
Teams ihre Reisen zu den Brennpunk¬ 
ten des Weltgeschehens, von denen sie 
in kurzen und langen Filmen mit mal 
polemischem, mal süffisant ironischem 
Unterton reiche Ernte einbrachten. In 
Vietnam, in Kampuchea oder später in 
Chile, immer sind sie vor Ort, um den 
Machenschaften des US-Imperialismus 
nachzuspüren und ihre Solidarität mit 
den Opfern zu bezeugen. Ob sie Zeit¬ 


zeugen über die Folter von Vietcong- 
Gefangenen im Lager Kon-Son berich¬ 
ten lassen („Die Teufelsinsel“, 1976) 
oder im Kurzfilm „Eintritt kostenlos“ 
US-Außenminister Henry Kissinger 
ironisch vorrechnen, wie viel Geld und 
wie viele GI-Leben sein Land hätte 
sparen können durch einen Besuch im 
Militärmuseum von Hanoi. Stets paart 
sich solide Faktenrecherche mit klarer 
politischer Analyse und filmhandwerk¬ 
licher Perfektion. 


Ein einziges Mal jedoch zerbrach 
der Gleichklang zwischen Regierung 
und Studio H&S: Da passte ein Film¬ 
projekt zu Kampuchea wegen seiner 
Kritik an China nicht mehr in die of¬ 
fizielle DDR-Außenpolitik, und eine 
Rede Scheumanns auf dem IV. Kon¬ 
gress des DDR-Filmverbands 1982, 
in der er die Medienpolitik der SED 
heftig kritisierte, verschärfte noch die 
Lage, was schließlich zur Auflösung des 
Studios führte. Erst 1986 gab es wieder 


Filme unter dem Zeichen H&S. Mit der 
Studioschließung rächte sich vielleicht, 
dass Heynowski und Scheumann wohl 
in Überschätzung der eigenen Rolle 
ihr Arbeitsfeld stets außerhalb des ei¬ 
genen Landes gesucht und sich kaum 
in der DDR-Realität umgetan hatten, 
während ihre DEFA-Kollegen sich mit 
Alltagsproblemen ihrer Mitbürger aus¬ 
einandersetzten. 

Die Beobachtung und Kritik der 
BRD haben H&S daneben nie aus 
den Augen gelassen. Noch ihre späten 
Filme „Meiers Nachlass“ (über eine 
Auktion von Nazi-Nippes zu Gunsten 
des Freistaats Bayern), „Der Mann an 
der Rampe“ und vor allem der 1988 
gedrehte Langfilm „Kamerad Krüger“ 
über einen unverbesserlichen Nazi 
und Hitler Verehrer, rechnen der Bon¬ 
ner Regierung ihren zweifelhaften Um¬ 
gang mit dem Nazierbe drastisch vor. 
Dass so etwas nach der Vereinnahmung 
der DDR 1989 keine Überlebenschan¬ 
ce mehr haben würde, war vorauszu¬ 
sehen. Umso verdienstvoller, dass man 
dieses wichtige Kapitel der deutsch¬ 
deutschen Filmgeschichte jetzt noch 
einmal im Ganzen betrachten kann. 

Hans-Günther Dicks 

„Studio H&S-Walter Heynowski und Gerhard 
Scheumann, Filme 1964-1989“, erschienen 
in der Reihe „Die großen Dokumentaristen“ 
bei absolut MEDIEN GmbH (www.absolutme- 
dien.de), 5 DVDs + Booklet, 69,90 Euro) 


Nicht für die Literaturgeschichte schrieb er, aber Dichtungen von ihm bleiben 

Zur Uraufführung von Kurt Barthels „terra incognita“ vor fünfzig Jahren in Rostock 


Vor 50 Jahren fand ein bemerkenswer¬ 
tes künstlerisches Experiment der so¬ 
zialistischen deutschen Dramatik statt: 
Während der Ostseewoche 1964 wur¬ 
de im Volkstheater Rostock am 5. Juli 
1964 Kubas (d.i. Kurt Barthel, 1914- 
1967) dramatisches Poem „terra inco¬ 
gnita“ in der Regie von Hanns Anselm 
Perten uraufgeführt: Kuba hatte „den 
Versuch unternommen, den klassischen 
Traditionen unserer Nationalliteratur 
folgend, Probleme der Gegenwart mit 
der Sprache des Verses zu bewältigen“ 
(Perten). Ein Jahr später inszenierte es 
Hans-Diether Meves am Deutschen 
Theater in Berlin: „Kuba hat in ,terra 
incognita’ einen großen Gegenstand 
auf eine eigene dichterische Weise ge¬ 
staltet.“ Ebenfalls 1965 wurde am Ort 
der Handlung, in Grimmen, der Film 
„terra incognita“ uraufgeführt. Eine 
Schallplattenfassung folgte. 

Für die Inszenierungen wurden gro¬ 
ße Bühnen mit einem entsprechenden 
Ensemble benötigt; dazu mussten die 
Schauspieler den besonderen Charak¬ 
ter des poetischen Textes umsetzen, der 
auf argumentative Zuspitzung ausge¬ 
richtet war und eine pointierte Sprache 
verwendete, oft bis auf das Schlagwort 
verkürzt. Technische und naturwissen¬ 
schaftliche Exkurse forderten den Zu¬ 
schauer über Gebühr, es war ein Ver¬ 
such, die Entfremdung vom Produkti¬ 
onsprozess zu überwinden. Das Stück 
hatte Erfolge und erhielt 1964 den Na¬ 
tionalpreis. Es war ein großer Versuch, 
auch auf künstlerischem Gebiet in eine 
„terra incognita“ - ein unbekanntes 
Land - vorzudringen, und darum wur¬ 
de gestritten. Keiner kam an dem Ver¬ 
such vorbei, den entstehenden sozialen 
Beziehungen unter sozialistischen Vor¬ 
zeichen einen ästhetischen Versuch zu 
widmen, der diesen Beziehungen und 
den ihnen zu Grunde liegenden öko¬ 
nomischen Verhältnissen eine entspre¬ 
chende künstlerische Form zu schaffen 
angetreten war. Kubas Stück ging auf 
den ersten Erdölfund in Mecklenburg - 
„... ein leerer weißer Fleck!/Terra inco¬ 
gnita“ - zurück; Arbeiter und Bauern 
in Reinkenhagen wurden bei der Suche 
nach Erdöl im März 1961, bei „Sturm 
und Schnee“, mit Naturgewalten und ei¬ 
ner Eruption konfrontiert, die sie selbst 
ausgelöst hatten. Terra incognita ist je¬ 
doch auch die Metapher für eine ge¬ 
sellschaftliche Entwicklung, die in völ¬ 
liges Neuland führte und täglich nach 
bisher unbekannten Entscheidungen 



Kurt Barthel (links) einst in der DDR 
populär als„Kuba“. Neben ihm der 
Dichter Stefan Hermlin, 


verlangte. Dass viele Menschen diese 
Aufgabe nicht meistern wollten oder 
nicht konnten, weil sie nur an das eige¬ 
ne Wohl dachten oder die gesellschaft¬ 
lichen Ziele nicht verstanden, brachte 
zusätzliche Schwierigkeiten, die von 
Kuba mitverarbeitet wurden. 

Erdöl und Erdgas widersetzten sich 
mit 400 Atü der Eroberung. Eine Ge¬ 
meinschaft aus Arbeitern und Bau¬ 
ern, ehemaligen Häftlingen und Wis¬ 
senschaftlern setzte sich zur Wehr, 
besiegte die Natur und machte sie 
sich dienstbar. Kesselwagen mit Erd¬ 
öl - sie trugen die Aufschrift „Allen 
Zweiflern zum Trotz - das erste Erdöl 
aus der DDR“ - fuhren in die Leuna- 
Werke zur Weiterverarbeitung. Es war 
ein Sieg von kurzer Dauer. Aber das 
Thema blieb aktuell: Die ökonomische 
Grundlage der DDR war bescheiden; 
es wurden große Anstrengungen un¬ 
ternommen, sie zu verbreitern und 
zu sichern. Wichtig war weniger die 
Handlung, mehr das Problem: Der 
Kampf ums Erdöl in der DDR war 
ein aufwändiger, aber wenig erfolgrei¬ 
cher Kampf, reizvoll für Kuba war der 
Umgang mit der Natur und die Ge¬ 
meinsamkeit der Menschen. Kuba sie¬ 
delte sein Stück auf dem Bohrfeld an, 
auf dem sie sich treffen: die Geologen, 
die für das Bohrfeld Verantwortlichen, 
die Bohrarbeiter. Ihr Problem wurde 
der Widerspruch zwischen „Wunsch 
und Wirklichkeit“; der zwischen bei¬ 
den liegende „Abgrund“ drohte sie zu 


vernichten. Dieser Widerspruch wurde 
zusätzlich belastet durch die Unantast¬ 
barkeit des Planes - „Der Plan ist hei¬ 
lig!“ -, der schematisch über die realen 
Möglichkeiten gesetzt wurde, Weisun¬ 
gen, die zu „höherem Blödsinn“ gerie¬ 
ten, Anschläge auf die Anlagen und 
abtrünnige Wissenschaftler, die ihr 
Wissen mitnahmen und Konzernen 
verkauften, durch Engpässe in Versor¬ 
gung und Reparaturdienstleistungen. 

Den Zusammenstoß zwischen Natur 
und Mensch dichtete Kuba in der un¬ 
gewohnten Form von Vers und Rhyth¬ 
mus. In Szenen wie „Im Küchenwagen“ 
lassen sich Anklänge an „Auerbachs 
Keller“ aus Goethes „Faust“ finden, 
auch in Gegenüberstellungen wie „Da 
gibt’s den Schöpfer - und da gibt’s die 
Teufelei“. Dem großen Gegenstand soll 
eine große Form aufgelegt werden, der 
jambische Fünfheber des klassischen 
Dramas und der Knittelvers, meist als 
Blankvers, manchmal zum Reim ge¬ 
führt. Zitate und Anspielungen wie 
säkularisierte religiöse Zitate - „Tja - 
Glaube, Liebe, Hoffnung ...“ - oder aus 
Goethes „Faust“ erinnern kontinuier¬ 
lich an den Anspruch, das sozialistische 
Poem an die Seite berühmter Werke zu 
stellen. Die exakten Beschreibungen 
aus dem Kampf der Bohrarbeiter, an¬ 
gereichert mit dem technischen Sprach¬ 
schatz dieser Arbeit, werden überhöht 
durch philosophische Diskurse, die den 
aktuellen Vorgang als Teil eines ge¬ 
sellschaftlichen Entwicklungsprozes¬ 
ses vorführen. Von diesem Grundge¬ 
danken aus verzichtete Kuba auf eine 
streng gebaute Fabel und dramatische 
Einzelhelden, sondern führte einen Ar¬ 
beitsprozess vor, in dem jeder Einzelne 
vom verantwortungsbewussten Verhal¬ 
ten aller abhing. Lediglich Dr. Grebe, 
der bürgerliche Wissenschaftler, be¬ 
kommt eine akzentuierte Entwicklung, 
indem er sich für oder gegen Erdöl, für 
oder gegen den Sozialismus entscheidet. 
Alles dreht sich um die von jedem zu 
leistende Tat, die ihre Konturen in der 
Bewältigung der Natur bekommt. Das 
führte zu Diskussionen, ob die Natur 
ein Konfliktpartner des Menschen wer¬ 
den könne. Was damals noch theoretisch 
schien, ist inzwischen mit dem Raubbau 
des Menschen an der Natur zu einem 
bedrohlichen Szenario geworden, das 
unter kapitalistischen Bedingungen zur 
Bedrohung der Menschheit geworden 
ist. Kubas Poem ist unter diesem Aspekt 
aktueller denn je. 


An die Stelle der Akte trat eine 
Zweiteilung: Im ersten Teil löst die jun¬ 
ge Geologin den älteren Wissenschaft¬ 
ler Dr. Grebe ab, der nicht an Erdöl 
östlich der Elbe, nicht an die Zukunft 
glaubt. Im zweiten Teil kommt es zur 
Gefahr einer Eruption aus Erdgas und 
Erdöl; die Menschen sind zur unmittel¬ 
baren Entscheidung aufgefordert - nun 
wird auch Dr. Grebe zum Partner - und 
die ernsthafte Probe auf die im ersten 
Teil entworfenen sozialen und gesell¬ 
schaftlichen Beziehungen tritt ein. 

Kuba nannte sein Stück ein Poem; 
damit machte er auf seinen epischen 
Charakter aufmerksam; an die Stelle 
des treibenden dramatischen Gesche¬ 
hens tritt die argumentative politische 
Auseinandersetzung, die nicht auf das 
Geschehen am Bohrturm beschränkt 
bleibt, sondern auf historische Grund¬ 
fragen und Klassenfragen ausgeweitet 
wird. Dabei finden auch sowjetische 
Bohrmeister ihren Platz. 

Nach der Berliner Aufführung 1965 
setzte eine umfangreiche Diskussion 
ein, die von NBI (Neue Berliner Illust¬ 
rierte) und „Neuem Deutschland“ vor¬ 
rangig geführt wurden; das Fachorgan 
„Theater der Zeit“ entschloss sich 1965 
kurzfristig, sein Programm zu Gunsten 
einer Analyse des Stückes zu ändern. 
Widerspruch wurde laut, besonders mit 
dem Blick auf die ungewohnte Dra¬ 
maturgie, die Charaktere schienen zu 
statuarisch; andere hielten gerade das 
ungewohnt Neuartige für das produk¬ 
tive Element und waren fasziniert von 
der Thematik. Der Film wurde Anlass 
für zahlreiche Wortmeldungen, die 
über Monate erfolgten: Ein Erdölar¬ 
beiter sah die „Wahrheit“ des Filmes, 
ein Schichtführer bestätigte den sche¬ 
matischen Umgang mit dem Plan und 
der „Meterideologie“, ein Bohrmeister 
schrieb, das habe man „tatsächlich“ so 
durchgemacht usw. 

Kubas Versuch gehörte zu den muti¬ 
gen Anstrengungen der sozialistischen 
Literatur, den ungewohnten Themen 
und Gegenständen eine entsprechen¬ 
de Form zu verschaffen. Aus heutiger 
Sicht war es ein produktiver Ansatz, 
der in vielfältiger Weise in dokumen¬ 
tarischer und sich der Arbeit widmen¬ 
der Literatur fortgesetzt wurde. Kuba 
ging konsequent bei der Aufnahme des 
aktuellen Themas vor und schuf damit 
auch Diskussionspunkte, weil manches 
ungelöst blieb und auch bleiben sollte. 
Die Ausweitung der nationalen Proble¬ 


matik auf die internationalen Vorgänge 
durch Kubas „terra incognita“ fand in 
dieser Phase nach 1961 keine entspre¬ 
chenden und ähnlich engagierten Be¬ 
gleiter oder Nachfolger. 

Vor einhundert Jahren wurde Kurt 
Barthel geboren, ein produktiver und 
engagierter Schriftsteller, der seine 
Werke nicht für die Unsterblichkeit, 
sondern für den Tag schreiben wollte, 
der als Nachdichter die Welt im Blick 
hatte. Seine Filme „Hexen“ (1954), 
der Zweiteiler „Schlösser und Ka¬ 
ten“ (1957) und „Vergesst mir mei¬ 
ne Traudel nicht“ (1957) gehören zu 
den herausragenden Titeln der Film¬ 
geschichte. Werke wie „Gedicht vom 
Menschen“ (1948), zu Volksliedern 
gewordene Gedichte wie „Bauhebe“ 
und die dramatische Ballade „Klaus 
Störtebecker“ (1959), für die von 
Kuba ausgehenden und bis heute pu¬ 
blikumswirksamen Ralswieker Fest¬ 
spiele, weisen ihm einen sicheren Ort 
in der Literaturgeschichte zu. Das war 
nicht sein Ziel, seine Dichtung soll¬ 
te tageswirksam sein; Schmähungen 
durch die Gegner, die die Wirksam¬ 
keit seiner Dichtungen hassten, bewie¬ 
sen ihm, gewirkt zu haben. Veröffent¬ 
lichungen zu seinem 100. Geburtstag 
in der „überparteilichen“ und ach so 
seriösen Presse zeigen, wie er immer 
noch gehasst und geschmäht wird - 
also wirksam ist. 

Kritisiert wurde er auch von den 
Genossen, so 1953 wegen seiner „Karl- 
Marx-Kantate“. Auseinandersetzungen 
wich er nicht aus, nicht als Redakteur 
und Kulturleiter in der Maxhütte Un¬ 
terwellenborn, als Chefdramaturg des 
Rostocker Theaters und in vielen po¬ 
litischen Funktionen. Irrtümer unter¬ 
liefen ihm und forderten Widerspruch 
heraus, wie den Brechts im Falle von 
Kubas Kritik an den Streikenden des 
17. Juni 1963. Kuba polterte auch und 
provozierte, war ungerecht, weil er Ge¬ 
rechtigkeit wollte. Die Forderung nach 
dem Alles war ihm ebenso selbstver¬ 
ständlich wie die Schärfe des Tones. 
Viele seiner Texte werden vergessen 
werden, vieles ist von Dauer wie die 
großartigen Verse von 1948: „Sagen 
wird man über unsre Tage:/Altes Ei¬ 
sen hatten sie und wenig Mut,/denn sie 
hatten wenig Kraft nach ihrer Nieder¬ 
lage. ... Doch den Kriegen folgte jene 
Zeit der Wettbewerbe,/und die Zeit der 
Wettbewerbe/war der Anbeginn.“ 

Rüdiger Bernhardt 
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Volksfest der DKP 


Freitag, 4. Juli 2014 ! 



Impressionen 


Rashid Ghewielib, Irakische KP: „Ich beteilige mich seit 1983 an den UZ-Pres- 
sefesten. Für mich persönlich und für uns als Irakische KP waren die Feste im¬ 
mer ein wichtiger Termin und Treffpunkt, denn es ist ja nicht nur ein politisches 
Fest, sondern ein Fest, bei dem viele Linke, Kommunisten, Zusammenkommen, 
um sich auszutauschen und Solidarität zum Ausdruck zu bringen. Das diesjähri¬ 
ge UZ-Pressefest vertritt die traditionellen Werte, die uns immer wichtig waren, 
und schon deshalb ist es ein Erfolg für die DKP und für uns Kommunisten, die 
in Deutschland leben.“ 

Vertreter der KP Britanniens: „Das Fest ist beeindruckend und eine phantasti¬ 
sche Leistung der DKP. Wir sollten in Britannien versuchen, etwas ähnliches auf 
die Beine zu stellen, damit auch wir einen solchen Raum für die Sozialisten und 
Kommunisten haben. Es ist einfach phantastisch.“ 

Ali Ruckert, KP Luxemburgs: „Wir haben uns wie immer gefreut, hier zu sein, 
denn das Pressefest ist eine gute Gelegenheit mit deutschen Kommunisten zu spre¬ 
chen und zu feiern. Wir können die DKP nur beglückwünschen, dass sie dieses Fest 
wieder gemacht hat. Wir hoffen, dass es auch einen entsprechenden Erfolg hat.“ 



Auf dem Pressefest fotografierten Shari Deymann, Jan Meyer, Anneliese 
Fikentscher, Andreas Neumann, Uwe Bitzel, Detlef Deymann und Tom 
Brenner für die UZ. 
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Gertrude Koberg 

Es ist schlimm einen lieben Menschern, eine Mitstreiterin und 
Kampfgefährtin zu verlieren. Gemeinsam haben wir für eine Welt 
ohne Krieg, Ausbeutung und Armut gekämpft. 

Es ist gut zu wissen wie viele an sie gedacht haben und mit ihrer 
Anteilnahme in Wort und Schrift uns Trost und Mut zugesprochen 
haben. 

Für diese, für uns überwältigende Anteilnahme und Solidarität 
möchten wir Dank sagen. Dank an die Genossin Bettina Jürgensen 
und den Genossen Heinz Stehr, die das Leben, Wirken und Gertru- 
des Einsatz deutlich machten. Daran werden wir uns oft erinnern 
und in ihrem Sinne weiter aktiv handeln. 

Für das Kinder-Rehaprojekt Rosa Luxemburg in Cardenas auf Kuba 
kamen über 2 000 Euro zusammen, die wir im Herbst übergeben 
werden. 

Dank an das Beerdigungsinstitut Dali für die Betreuung, Unterstüt¬ 
zung sowie die Ausgestaltung der Trauerfeier. 

Gertrude wird mir und unseren Familien sehr fehlen. In Dankbarkeit 
für die gemeinsamen Jahre und in solidarischer Verbundenheit mit 
allen die uns unterstützt haben 

Christian Koberg 



Erika Machwirth-Locherer 

29. Mai 1921 -23. Juni 2014 

Unermüdlichkeit, Mut und Humor zeichneten sie aus 
und immer das laut zu sagen, was ist! 

Das waren ihre Stärken. 

Und das wird für uns erhalten bleiben 
als wertvolles Gut 
und in Erinnerung an 
eine aufrechte Genossin! 

Lotta continua! 

Ada, Bernd, Bettina, Bodo, Hermann, Holger, Horst, Michael, 
Piet, Reinhild, Ruth, Susanne, Wolfgang, Ursula, Uta 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung: 

Ruhe &. Tvarur mü i[ im MüritE- 
KMi&iwlpiMrk- 7 Fe Wo je 3-3 Pera. 
fganzjAhriR Ln 

Havcl & H«vcLwen h Dw?r & Rad. 

InTo: TTwrr.trlnoif jB-diH 
Tp].: (KJ317S7079* \JkB) 



The story of Emil Carlebach 


POLITISCH- KULTUR ELLE 



m Feier des 10Ö, Geburtstages . Franhiuri«i Kommunism Juden. 

nnlilg■•r.fUsiii'Cfien Wifli ■ ■: :n Ir.Li-npl ■und Je-.:-• i Men Emil Carlnba^h ' 

Sonntag* den 
13. Juli 2014 um 11 Uhr 
im Haus Gallus 

Fnankenalleff in, 60326Frankfurt sin Main - FibrinIrei ■ Spenden erwünscht 


Rwifeftfift Lff&SwhGaileifldt - MaMttMqps - Cd 
Jflcgsttiwi ■ UMdiscftnfldflr ■ Hansa* 
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1914-2014 
Das Antikriegsheft 


Der erste Weltkrieg und die Gegen¬ 
wart aus marxistischer Sicht Hans 
Hautmann^Neue europäische Geo- 
strategie - Anmerkungen zu Münkler 
und Clark Klaus Wagener^ Bürgerliche 
Parteien im Ersten Weltkrieg Ludwig 
Elm ★ Die Sozialdemokratie auf dem 
Weg in den Krieg und die Folgen Heinz 
Niemand Krieg und Kriegsgegner¬ 
schaft Andrew Murray ★Weltkrieg und 
(Anti)Bürgerlichkeit David Salomon^lö 
Jahre NATO-Agression gegen Jugo¬ 
slawien Interview mit Zivadin Jovanovic^Die 
dschihadistische Internationale Wer¬ 
ner Ruf^ Pazifisches Jahrhundert? Er¬ 
hard Crome^Eine europäische Platt¬ 
form für Frieden von DKP, NCPN, 
KPL und PVDA^„So sei verflucht der 
Krieg“ - Politische Dichtung Thomas 
Metscher^Zwei Strategien der Ostex¬ 
pansion Bernd Müller^ Die Krim gehört 
wieder zu Russland Willi Gerns^ Stiftung 
„SED-Diktatur“ rügt abweichendes 
Geschichtsbild Ludwig Elm ★Vor den 
Wahlen zum EU-Parlament Andreas Wehr 



Einzelpreis 9,50 € 
Jahresabo 48,00 € 
ermäßigtes Abo 32,00 € 


Neue 

Impulse 

Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel.:0201-23 67 57 


Liebe Genossinnen und Genossen, 

trotz des nassen Wetters war unser Pressefest ein Erfolg. Und viele hat¬ 
ten daran ihren Anteil. Der Dank gilt den zahlreichen Freunden und allen 
Genossinnen und Genossen, die mit politischen und kulturellen Beiträ¬ 
gen, als Helferinnen und Helfer, mit Geld- Sach- und Kuchenspenden, in 
der Werbung, bei der Sicherheit, beim Auf- und Abbau, in der Agitation 
unseres Festes, bei den zentralen Aufgaben und innerhalb des Beitrages 
der DKP Rheinland-Westfalens zu diesem Erfolg beigetragen haben. 

Bezirksvorstand und Pressefestkommission 
DKP Rheinland-Westfalen 





UZ-Mitarbeiter 

sucht preiswertes gebrauchtes Note¬ 
book (auch älter). Tel.: 0176 39206606 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Fäustels 
Antiquariat 
für Bücher 
& Platten etc. 

En gros (für Gruppen, Initiativen 
usw, die ML unters Volk bringen 
wollen) und en detail (für Spezi¬ 
alisten & Sammler). Interesse? 
Mail: faeustel@buchrecycling.de 
Post: Volker Rohde, Stroofstr.15, 
53225 Bonn 
Tel/AB: 0228 - 463931 



Kaum zu glauben aber wahr - 
unsere Genossin 

Bettina Jürgensen 

wird 60 Jahr. 

Zu diesem „runden“ Geburtstag wollen wir Dir herzlich gratulieren, 
alles erdenklich Gute, vor allem Gesundheit und weiterhin Mut, Kraft 
und Durchhaltevermögen wünschen. 

Deinen Ehrentag wollen wir zum Anlass nehmen um Dank zu sagen 
für Deine Aktivitäten, besonders die aktive Bündnisarbeit, in der Du 
offen als Kommunistin auftrittst und für das gemeinsame Handeln 
der Linken und fortschrittlichen Kräfte wirkst. 

Wir wünschen Dir eine schöne Geburtstagsfeier im Kreise Deiner 
Lieben. 

DKP Bezirksvorstand Schleswig-Holstein 



Wieder ein Jahr älter wird er am 7. Juli, 
unser Genosse und technischer Leiter des UZ-Pressefestes, 

Ulrich Abczynski 

Lieber Uli, wir gratulieren Dir herzlich und wünschen Dir alles 
erdenklich Gute, Gesundheit, Kraft, Mut und Ausdauer. 

Dein Geburtstag ist ein guter Anlass, um Dir Dank zu sagen für 
Deinen großen Einsatz beim UZ-Pressefest, das mit Deiner ganz 
gewichtigen Mitwirkung und technischen Leitung so erfolgreich 
geworden ist. So war es toll und hat viel Spaß gemacht. 

Wir bauen weiterhin voll auf Dich! 

Wera Richter Patrik Köbele Nina Hager 

(Leiterin der (Vorsitzender der DKP) (Chefredakteurin der UZ) 

Pressefestkommission) 


Ein dickes Dankeschön 

allen Genossinnen und Freundinnen der Marxistischen Blätter und 
des Neue Impulse Verlages, die uns beim Auf- und Abbau und beim 
Verkauf an unseren Ständen in der Kunst- und Literaturhalle des 
UZ-Pressefestes geholfen haben. Ohne Euch hätten wir es nicht 
geschafft, mit dem UZ-Pressefest einen beachtlichen Beitrag zur 
finanziellen Stärkung der Marxistischen Blätter zu leisten. 

Ein besonderer Dank geht an Wera Richter und ihre zentralen Hel¬ 
fer/innen, die uns vor allem beim Auf- und Abbau sowie der Hal¬ 
lendekoration freundlich und tatkräftig unterstützt haben, so dass 
wir uns als Teil des Ganzen fühlten und unseren spezifischen Teil 
zum Gelingen des ganzen Pressefestes beitragen konnten. Diese 
Zusammenarbeit hat wirklich Spaß gemacht. 

Marxistische Blätter/ Neue Impulse Verlag 
Lothar Geisler 
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[TH Shop 


T-Shirt UZ-Pressefest 10,00 € 

T-Shirt DKP 10,00 € 

(Größen L, XL, XXL) 

UZ-Tragetasche 1,50 € 

UZ-Aktionstasche 12,00 € 

DKP-Abzeichen 2,00 € 

Schal,Trotz Alledem 1 10,00 € 

Schal,Deutsche Kommunistische Partei 1 10,00 € 

Tasse .Liebknecht 1 5,00 € 

Tasse ,Miami5‘ 5,00 € 

Alle Preise inkl MWSt 
+1,50 Porto (auf die gesamte Bestellung) 


GQ i 


UZ-Aktionstasche 
(Weiß auf roter Tasche) 




Tasse .Liebknecht 1 



DKP 


DKP-Abzeichen 


UZ-Tragetasche 
(Knallrot auf Weiss) 



T-Shirt UZ-Pressefest 
(Knallrot auf Hellgrau) 



T-Shirt ,DKP‘ 
(Knallrot auf Hellgrau) 


Tasse ,Miami5‘ 

Bestellungen an: CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen . E-Mail: info@unsere-zeit.de . Tel: 0201 17788923 . Fax: 0201 17788928 
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Kulturell und politisch ein Muss 

Umfragen zum Pressefestbesuch 


UZ: Was reizt Sie an diesem UZ-Pres¬ 
sefest? 

Andreas: Die Stimmung und die Dis¬ 
kussionen. Die Musikprogramme sind 
immer sehr interessant. Die große Büh¬ 
ne, aber auch die zahlreichen kleinen 
Bühnen, die hier im Park verteilt sind. 
Es ist eine große Leistung der Organi¬ 
satoren. 



UZ: Was nehmen Sie von diesem Besuch 
aus Dortmund mit nach Hause? 


Andreas: Wir kaufen immer Bücher 
hier. Das Literaturangebot ist vielsei¬ 
tig. Alles so zentral. Da muss man sonst 
übers Jahr mehrere Anlaufstellen für 
wählen. 

UZ: Was interessiert Sie am Pressefest 
der DKP? 



Milan: Wir sind hierhin gekommen, weil 
uns Genossen der Partei gesagt haben, 
ihr müsst mal mit dabei sein. Alles ist 
interessant. Von den Beiträgen und 


Diskussionen bis hin zu den Musik¬ 
programmen. Die kulinarischen Köst¬ 
lichkeiten möchte ich nicht unerwähnt 
lassen. Und die Gelegenheit zum Bü¬ 
chereinkauf. 

UZ: Was schauen Sie sich außerdem an? 

Milan: Heute abend gehen wir zu Kon¬ 
stantin Wecker, zur Hauptbühne. Vor¬ 
her wollen wir „Klaus der Geiger“ se¬ 
hen. Gerade waren wir bei Ulla Jelpke. 
Eine gut besuchte Veranstaltung zur 
Rassismus- und Elüchtlingspolitik in 
Deutschland. 



Jürgen: Ich komme gerade von einer 
Diskussion mit Patrik Köbele über die 
Notwendigkeit einer Kommunistischen 
Partei in diesem Land. 

UZ: Also, Hilfen für die Arbeit an der 
Basis und für die Arbeiterklasse ge¬ 
sucht? 

Jürgen: Ja, eine Kommunistische Par¬ 
tei ist absolut nötig. Ohne eine solche 
Partei sind wir verloren. Wer will denn 
noch zeigen und vorgeben, wie sich hier 
Widerstand entwickeln kann, wenn dies 
nicht die Kommunisten tun. 

UZ: Sie sind auf dem Pressefest als Be¬ 
sucher. Was haben Sie sich bisher ange¬ 
sehen? 

Harff: Georg Lülberth zum Thema 
1.Weltkrieg 1914, da waren wir jetzt zu¬ 
erst. Jetzt freuen wir uns auf Esther Be- 
jarano und dann auf Wecker. 

Eür uns ist es sehr erfreulich, dass 
die Menschen, die etwas bewegen wol¬ 
len, sich mal wieder gemeinsam treffen 
und auch feiern. Daheim geht es dann 
weiter mit dem Widerstand und dem 
ganz normalen Trott. 



Marita: Hier treffe ich Leute, die ich 
sonst nur auf Demonstrationen oder in 
Initiativen sehe. So was ist ja oft nur re¬ 
gional. Hier aber hast du alles deutsch¬ 
landweit über mehrere Tage. Dies ist 
schon toll. Man kann viele Gespräche 
führen und Gelegenheiten nutzen, was 
zu planen, wie wir dann weitermachen. 
Und wo wir uns noch stärker mit be¬ 
schäftigen müssen. 



Georgios: Sehr gut gefällt mir die Casa 
Cuba. Unser Stand der KKE natür¬ 
lich. Die vielen Begegnungen, die man 


hier erleben kann. Man hat Kontakte 
zu vielen Kommunisten auf der ganzen 
Welt. Dies ist schon beeindruckend und 
stärkt mich auch persönlich. 


Bahar: Es sind viele Organisationen 
da. Es gibt eine Menge Schlaues für 



den Kopf. Gutes für den Magen. Al¬ 
les mit einem reichhaltigen Kulturpro¬ 
gramm garniert. Dies motiviert mich im 
Kampf, weil wir doch eine Menge Kraft 
aufwenden müssen. 

UZ: Wo geht es jetzt hin? 

Bahar: Ich bin auf dem Weg zur Casa 
Cuba. Dort, aber auch bei den Bezirks¬ 
ständen der DKP, gibt es sehr gute Mu¬ 
sikgruppen und Diskussionsrunden. 
Zur SDAJ muss man unbedingt auch 
hin. Da kann man kräftig Arbeiterlie¬ 
der mitsingen, sich über die Jugendor¬ 
ganisation informieren, wo an welchen 
gesellschaftlichen Brennpunkten, zum 
Beispiel der Bildung, Widerstand not¬ 
wendig ist. 

Die Fragen stellte Herbert Schedlbauer 
Fotos: Tom Brenner 


termine@unsere-zeit.de 


München: „Ist Wohlstand ohne Wachstum 
möglich?“22. Forum des isw. Referate von 
Prof. Ulrich Brand (Uni Wien), Franz Garnrei¬ 
ter (isw e.V.), Sabine Leidig (MdB Die Linke) 
und Uwe Fritsch (Betriebsratsvorsitzender VW 
Braunschweig). Gewerkschaftshaus, 10.00 
Uhr. Eintritt 5,00 Euro/ermäßigt 3,00 Euro. 


Ml ★ 9 . JULI 


Stuttgart: „Erich Mühsam - Ein Leben für 
die Freiheit.“ Referentin: Janka Kluge. Clara- 
Zetkin-Haus, Waldheim Stuttgart e.V., Gorch- 
Fock-Straße 26,19.30 Uhr. 


FR ★ 11 . JULI 


Berlin: „Sich fügen heißt Lügen“, Isabel Neu- 
enfeldt, Susanne Misere und Peter Bäß zeigen 
ihren Literarisch-Musikalischen Abend. Re¬ 
genbogenfabrik, Lausitzer Straße 22, 20.00 
Uhr. 


SAH 12 . JULI 


Oranienburg: Demonstration zum Gedenken 
an Erich Mühsam von Bahnhof Oranienburg 
zum ehemaligen KZ Oranienburg, 13.00 Uhr. 

Berlin: Mühsam-Fest, Lasker Straße 5,19.30 
Uhr. 


Dl ★IS. JULI 


Rostock: „Die Nelkenrevolution in Portugal“, 
roter Stammtisch der DKP Rostock. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 


Dl ★ 22 . JULI 


Recklinghausen: DKP Treff. Ladenlokal Kel¬ 
lerstraße 7,19.30 Uhr. 


Ml ★ 23 . JULI 


Bremen: Mitgliederversammlung der DKP 
Bremen. Haverkamp 8,19.30 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in die UZ! Bitte 
so schnell wie möglich, spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Angabe des Themas 
der Veranstaltung an termine@unsere-zeit.de oder UZ- 
Redaktion, Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Spenden für das UZ-Pressefest 

bitte auf das Pressefest-Konto der DKP: 
DKP-Parteivorstand 
Konto-Nr. 4002 4875 01 
bei der GLS Bank Bochum 
BLZ: 43060967 

IBAN DE63 4306 0967 4002 4875 01 
BIC: GEN0DEM1GLS 
Stichwort: UZ-Pressefest 





Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 
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Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 



Alfredo Bauer: 

Kritische 
Geschichte 
der Juden 
(Buch, 450 S.) 


□ 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



UZ-Pressefest: 

Soli-Button für das 
Pressefest am 
27.-29. Juni 2014 
(Button) 

□ 
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Die letzte Seite 


unsere zeit CE 



... ist anders. Diesen konnte man auf dem UZ-Pressefest sehen. 


Meine progressive Woche 

Vom 21. bis 27. Juni 


Dienstag 

Eine jetzt bekannt gewordene Statistik 
der Bundesagentur für Arbeit weist aus, 
dass es im Juli 2013 829 000 Minijobber 
gab, die über 65 Jahre alt sind. Das sind 
36 000 mehr als ein Jahr zuvor und sogar 
270 000 mehr als im Jahr 2003.137 000 
Minijobber sind sogar älter als 74 Jahre. 
Aber, liebe Bevölkerung, das ist doch gar 
nicht schlimm. Ein Sprecher von Arbeits¬ 
ministerin Andrea Nahles erklärt uns die 
Sachlage: Dahinter steckt kein deutlicher 
Anstieg der Altersarmut. Hauptgrund ist 
die steigende Zahl der Älteren in der Ge¬ 
samtbevölkerung. Merke, wenn alle alters¬ 
arm sind, ist es eigentlich keiner. Im Krieg 
gibt es ja auch - rein statistisch gesehen - 
in jeder Familie Opfer. 

Die z. B. durch Rentenkürzungen 
arm gehaltenen Alten werden ja auch 
von den Konzernen benutzt, um die teu¬ 
re Ausbildung der Jugend auszusetzen. 
Es sind halt immer mehr Jugendliche zu 
doof, um die Anforderungen des Kapitals 
zu erfüllen. Sie können nicht mal lesen, 
rechnen und schreiben. Auch wenn sie 
neun oder zwölf Jahre in der Schule wa¬ 
ren, die ja von Schulreform zu Schulre¬ 
form immer besser wird. Deswegen sind 
halt immer mehr Jugendliche arbeitslos. 


Das liegt aber sicher daran, dass es immer 
mehr Jugendliche gibt, gell, Frau Nahles. 
Oder was plappern wir heute in die Mi¬ 
krophone? 

Freitag 

Heute zahlt das Land Argentinien eine 
Milliarde Euro an den US-Hedgefonds 
NML Capital des Milliardärs Paul Sin¬ 
ger. Dieser hatte sich geweigert, einer Um¬ 
schuldung des von der Pleite bedrohten 
argentinischen Staates zuzustimmen. 

Wir erinnern uns. In der Krise nach 
2007 gerieten spekulierende Hedgefonds 
in die Kritik. Die Regierungen der füh¬ 
renden kapitalistischen Länder waren 
sich einig, dass deren Spekulation haupt¬ 
verantwortlich für den Kollaps der Welt¬ 
wirtschaft war. Man versprach so etwas 
nie mehr zuzulassen, weil man vor dem 
Abgrund stand. Heute sind wir einen 
Schritt weiter. Hedgefonds wurden nicht 
substantiell behelligt, die Banken wurden 
mit Steuergeldern gerettet. Die Spekulati¬ 
on hat sich auf höherem Niveau zu neuer 
Raserei erhoben. 

Am Beispiel Argentiniens wird deut¬ 
lich, dass staatliche Souveränität ein nied¬ 
rigeres Rechtsgut ist als die Einforderung 
privater Schuldenansprüche. Es war das 


Oberste Gericht der Vereinigten Staaten, 
das Argentinien zur Zahlung verurteilte. 

Es ist allerdings unwahrscheinlich, 
dass die USA auch nur einen Dollar raus¬ 
rücken würden, selbst wenn alle südame¬ 
rikanischen Gerichte sie z. B. Zum Scha¬ 
denersatz für 100 Jahre Kolnialismus und 
Neokolonialismus verdonnern würden. 

★ 

Der skandalumwitterte spanische Ex-Kö- 
nigJuan Carlos erhält heute - jenseits der 
Verfassung - vom Parlament auch nach 
seiner Amtszeit Immunität zugebilligt. 
Beide Seiten werden wissen warum. 

Juan Carlos sind solche Freibriefe von 
Jugend auf vertraut. Am 29. März 1956 - 
Juan Carlos war 18 - befand er sich mit 
seinem jüngeren Bruder Alfonso allein 
in einem Raum des königlichen Exils im 
portugiesischen Estoril. Es fiel ein Schuss, 
eine Kugel traf Alfonso in die Stirn. Mi¬ 
nuten später war er tot. Die offizielle Er¬ 
klärung lautete, dass sich während der 
Reinigung einer Waffe ein Schuss gelöst 
habe. Gerichtlich untersucht wurde der 
Vorfall jedoch nie. Es wurde nicht geklärt, 
wer von den beiden den Schuss ausgelöst 
hatte. Die Waffe wurde von Juan Carlos’ 
Vater im Meer versenkt. 

Adi Reiher 


„Ich habe die Olympia-Bewerbung erst für einen Scherz gehalten“ 

Berlin will Olympische Sommerspiele 2024 ausrichten 


UZ: Berlins Regierender Bürgermeister 
Klaus Wowereit (SPD) hat eine Bewer¬ 
bung der Bundeshauptstadt für die Aus¬ 
richtung der Olympischen Spiele 2024 
ins Gespräch gebracht. Was halten Sie 
von diesem Ansinnen? 

Judith Demba: Eigentlich ist es unfass¬ 
bar, im ersten Moment habe ich das für 
einen Scherz gehalten. Ein Dejä vu? Die 
Antwort fällt wie bei der letzten Bewer¬ 
bung Berlins aus und hegt auf der Hand. 
Berlin hat ganz andere Sorgen und Auf¬ 
gaben. Denken wir nur an die vielen 
„Baustellen“, die Berlin hat, vom ICC 
(zirka 200 Mio.), über Flughafen Tegel, 
ZLB (zirka 244 Mio.), Staatsoper (zir¬ 
ka 300 Mio.) Kostenexplosion bei der 
U5 (525- 850 Mio.) bis zum Stadtschloss 
(zirka 900 Mio.) und ganz zu schweigen 
vom BER ... Vielleicht ist der ja bis 2024 
immer noch gar nicht eröffnet... 

Aber ganz im Ernst, die Pro-Kopf- 
Verschuldung in Berlin hegt bei über 
17 000 Euro und die Erfahrung zeigt, 
dass die Bewerbung, Durchführung 
und vor allem die entstehenden Folge¬ 
kosten zum allergrößten Teil zu Lasten 
der öffentlichen Haushalte gehen. Aber 
öffentliche Gelder gehören in den Inf¬ 
rastrukturausbau, Schulen, Sporthallen, 
Kindergärten und Freizeiteinrichtun¬ 
gen, sozialen Wohnungsbau und Kran¬ 
kenhäuser. Eine Olympiabewerbung 
wäre also schon nur finanziell betrach¬ 
tet ein Luxus, den Berlin sich nicht er¬ 
lauben kann. 

UZ: Der Berliner Senat hat sich schon 
mit dem Großflughafen Berlin-Bran¬ 
denburg, der noch immer nicht eröffnet 
werden kann, bundesweit zum Gespött 
gemacht. Denken Sie, dass der Senat 
überhaupt fähig wäre, olympische Som¬ 
merspiele 2024 nur im Ansatz erfolgver¬ 
sprechend durchzuführen? 

Judith Demba: Das wäre organisa¬ 
torisch sicher möglich, aber zu wel¬ 
chem Preis? Und das meine ich nicht 
nur finanziell. Ein Blick nach Brasili¬ 
en reicht, um sich ein mögliches Sze¬ 
nario auszumalen. Denken wir nur an 
die Einschränkung der Grundrechte, 
wie Meinungsfreiheit und Demonstra¬ 
tionsrecht, z. B. das Demonstrations ver¬ 
bot für die Gegner der Weltmeister¬ 
schaft, wie die Wohnungsloseninitiati- 
ven. Auch hier ist es so, dass schon ein 
Bruchteil der Gelder, die in den Stadi¬ 
onbau geflossen sind, viel Hilfe für die 
Bevölkerung in den Favelas hätte brin¬ 
gen können. Das wird durch die Freude 
beim Fernsehen nicht aufgehoben. Ein 
Platz im Stadion ist für große Teile der 
Bevölkerung ja unbezahlbar. 

Aber die Durchführung ist ja nur 
der kleinste Teil, Bauphase und vor al- 





Judith Demba war eine der führenden 
Aktivistinnen der„NOIympic“- 
Kampagne der 1990er Jahre 


lern die Nachnutzung der Sportstätten 
sind ja die eigentliche Herausforderung. 

UZ: Sie waren in den 1990er Jahren die 
Hauptakteurin der Proteste gegen die 
Berliner Olympiabewerbung für das 
Jahr 2000. Würden Sie, sollte es tatsäch¬ 
lich wieder zu einer Bewerbung Berlins 
kommen, erneut die Proteste dagegen 
organisieren? 

Judith Demba: Sicher wird es viele 
Gruppen und Organisationen geben, 
die sich kritisch mit der Bewerbung 
auseinandersetzen werden, in jeder 
Hinsicht, sportlich, ökologisch, finanzi¬ 
ell. Und sicher werde ich mich gerne 
daran beteiligen. Es gibt viele Aktivis¬ 
tinnen und Aktivisten, die ihre Erfah¬ 
rungen aus der NOlympic-Kampagne 
der 1990er Jahren gerne weiter geben. 

UZ: Die Bundesrepublik befand sich in 
den 1990er Jahren im gesellschaftspo¬ 
litischen Umbruch, im Rahmen dessen 
es zu massiven sozialen Verschlechte¬ 
rungen für die Mehrheit der Menschen 
- vor allem aus Ostdeutschland - kam. 
Die Protestvoraussetzungen waren da¬ 
mals sicher einfacher. Glauben Sie nicht, 
dass es heute schwierig wäre, Mitstreiter 
gegen eine Olympiabewerbung zu mo¬ 
bilisieren? 

Judith Demba: Der Berliner Tagesspie¬ 
gel hat kürzlich in einer Umfrage die 
Berlinerinnen und Berliner gefragt, ob 
sie eine Bewerbung befürworten wür¬ 
den, über 80 Prozent haben die Frage 
mit NEIN beantwortet. Auch wenn 
eine solche Umfrage nicht repräsenta¬ 
tiv ist, so zeigt sie doch in der Tendenz, 
dass die Menschen eine Bewerbung für 
Olympische Spiele auch jetzt nicht für 


die dringlichste Aufgabe Berlins anse- 
hen. Das hat natürlich mit all den Din¬ 
gen zu tun, die ich schon aufgezählt 
habe, wo Steuergelder „ohne Ende“ 
fließen und die Lebenssituation hat sich 
für viele Menschen nicht verbessert, für 
einige eher verschlechtert. Eltern sind 
sicher trotz Begeisterung für den Sport 
zuerst einmal an optimalen Bedingun¬ 
gen in Kitas und Schulen für ihre Kin¬ 
der interessiert. 

CDU und SPD haben sich ja für 
mehr Bürgerbeteiligung bei der Ent¬ 
scheidung ausgesprochen. Das ist nur 
zu begrüßen, aber ich bin gespannt, wie 
schnell die notwendige Verfassungsän¬ 
derung vorgenommen wird, um einen 
Volksentscheid durchzuführen. Der 
von der CDU befürwortete Beirat wäre 
aus meiner Sicht nur Augenwischerei. 

UZ: Wäre die Durch¬ 
führung der Spiele 
denn heute nicht ein 
schöner Event - vor 
allem auch für die 
Sportlerinnen und 
Sportler? 

Judith Demba: Das Sportereignis ist 
heute mehr denn je zu einem Wirt¬ 
schaftsgut verkommen, es geht in ers¬ 
ter Linie um Einschaltquoten und Wer¬ 
beeinnahmen, Vermarktung von Sport 
und Fanartikeln. 

Das IOC handelt immer noch in¬ 
transparent und lässt sich von den 
Bewerberstädten hofieren. Sicherlich 
träumt jeder Sportler davon, sich mit 


Klares Abseits - Rassismus 
im Fußball, D 2014 

Viele dunkelhäutige Kicker spielen in 
Europas Ligen - und immer wieder wer¬ 
den sie von Fans, Kameraden und Trai¬ 
nern als „Bimbo“ oder „Neger“ belei¬ 
digt. Der Film zeigt beschämende Fälle. 
So., 6.7., 17.30-18.00 Uhr, ard 

Goya, DDR/UdSSR 1971 

Ausgehend von der literarischen Vorla¬ 
ge, dem Roman von Lion Feuchtwanger, 
zeigt Regisseur Konrad Wolf den Künst¬ 
ler Goya als einen Mann des Wider¬ 
spruchs, der zwischen Königstreue und 
Volksverbundenheit, zwischen ehelicher 
Treue und seiner Leidenschaft zur Her¬ 
zogin von Alba wankt. Doch je weiter er 
in das Leben des Volkes eindringt, dar¬ 
aus Motive für seine Kunst schöpft, desto 
größer wird seine innere Pein angesichts 
der Zustände im Land. Seine Kunst wird 
zum adäquaten Ausdruck der revolutio¬ 
nären Bewegung des Volkes. So gerät er 


anderen auch international zu messen, 
aber hier geht es in erster Linie um den 
Marktwert der Sportler, nicht um einen 
Austausch mit anderen Sportlern. Auch 
die Zeitabläufe sind den Übertragungs- 
zeiten untergeordnet. 

UZ: Mit dieser Begründung müssten 
Sie aber auch gegen andere Sportevents 
sein. Lehnen Sie die Fußball-Weltmeis¬ 
terschaft in Brasilien auch so entschie¬ 
den ab? 

Judith Demba: Die Bedingungen, unter 
denen gerade die aktuelle Weltmeis¬ 
terschaft stattfindet, sind doch mehr 
als hinterfragenswert, aus demokra¬ 
tischer aber auch aus sportlicher und 
finanzieller Sicht. Nur für den Ausbau 
der Stadien sind 2,4 Mrd. Euro ausge¬ 


geben worden. Schon ein Bruchteil da¬ 
von hätte sicher zur Verbesserung der 
Lebenssituation vieler Brasilianer bei¬ 
tragen können. 

Aber auch ARD und ZDF haben 
über 180 Mio. für die Übertragungs¬ 
rechte ausgegeben, auch da stellt sich 
aus meiner Sicht die Frage, ob das noch 
verhältnismäßig ist. Und das heißt 
nicht, dass ich mir nicht auch die Fuß¬ 
ballspiele angucke. 


selbst in die Fänge der Inquisition. Aber 
er schwört der Wahrheit seiner Bilder 
nicht ab und wählt das Exil. Ein farben¬ 
prächtiger Film. 

Mo., 7.7., 23.00-1.55 Uhr, mdr 

Land unter Kontrolle, Die Geschichte 
der Überwachung der BRD 

Die Bundesrepublik ist ein überwach¬ 
tes Land, das beweist der NSA-Skandal. 
Und es war nie anders. „Kulturzeit ex¬ 
tra: Land unter Kontrolle“ blickt auf die 
bundesdeutsche Geschichte der Über¬ 
wachung von ihren Anfängen bis heu¬ 
te. Auch in der Bundesrepublik gab und 
gibt es Abgründe, die bis heute geheim 
gehalten werden. 

Mo., 7.7., 22.15-23.00 Uhr, phoenix 

Jean Jaures - Die Flamme 
des Sozialismus, F 2014 

Der französische Politiker Jean Jau¬ 
res (1859-1914) wurde vor hundert 
Jahren, am 31. Juli 1914, kurz vor Aus- 


UZ: Wie müsste denn ein internatio¬ 
naler Sportevent aussehen, dass sie 
diesem etwas Positives abgewinnen 
könnten? 

Judith Demba: Darüber müsste ich län¬ 
ger nachdenken. Wie gesagt, ich habe 
viel Verständnis dafür, dass sich Sport¬ 
lerinnen und Sportler auch internatio¬ 
nal messen wollen. Aber warum geht 
das nicht in einem ganz anderen Rah¬ 
men, z. B. als Freundschaftsspiele. Es 
stellt sich aus meiner Sicht ganz drin¬ 
gend die Frage, ob die vom IOC, der 
FIFA und den internationalen Sport¬ 
verbänden entwickelten Standards und 
Rahmenbedingungen überhaupt im 
Interesse des Sports sind, oder nicht 
zuallererst dem Vermarktungsinteres¬ 
se geschuldet sind. Der Sport ist eben 
auch nur der Spiegel 
der gesellschaftlichen 
Verhältnisse. 

Wenn es so ab¬ 
läuft wie heute, dann 
müssten alle Kosten 
von der Bewerbung 
bis zu den Nachnut- 
zungs- und Folgekosten von den Pro¬ 
fiteuren der Spiele getragen werden, 
und das ist nicht die öffentliche Hand. 
Dann wäre das aus meiner Sicht noch 
lange kein positiver Event, denn es 
stellen sich noch ganz andere Fragen, 
den Sport an sich betreffend, ökologi¬ 
sche Fragen usw., aber zumindest wäre 
das die Antwort auf eine wesentliche 
Frage. 


bruch des Ersten Weltkriegs von dem 
Nationalisten Raoul Villain in Paris 
ermordet. Am selben Tag hatte er in 
einer Sondersitzung des Internatio¬ 
nalen Sozialistischen Büros in Brüssel 
die französische Regierung dazu auf¬ 
gefordert, den bevorstehenden Krieg 
zu verhindern. 

Di., 8.7., 22.00-23.15 Uhr, arte 

Überleben nach dem Spanischen 
Bürgerkrieg, S 2012 

30 Jahre lang versteckt sich Manu¬ 
el Cortes in einem Wandverschlag im 
eigenen Heim. Sein Leben im Unter¬ 
grund beginnt, als die Faschisten 1939 
im Spanischen Bürgerkrieg siegen. 
Vor Francos faschistischer Diktatur 
war Manuel Cortes republikanischer 
Bürgermeister von Mijas. Nach dem 
Krieg muss er Angst haben, von Fran¬ 
cos Truppen gefoltert und getötet zu 
werden. 

Di., 8.7., 23.15-0.15 Uhr 


„Ein Blick nach Brasilien reicht, um sich ein mögliches 
Szenario auszumalen. Denken wir nur an die 
Einschränkung der Grundrechte, wie Meinungsfreiheit 
und Demonstrationsrecht“ 


Das Gespräch führte Markus Bernhardt. 


Der rote Kanal 











